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Vorwort 

 

Das Gesetz zur Modernisierung des Vergaberechts ist nach der Veröffent-
lichung am 23. April 2009 im Bundesgesetzblatt (BGBl. I, S. 790) gem. Art. 
4 am Folgetag in Kraft getreten. 

Mittlerweile ist eine Berichtigung veröffentlicht worden (BGBl.I Nr. 40, S. 
1795), die Anlass für die vorliegende 3. Auflage der Synopse ist. Betroffen 
von der Korrektur sind die Regelungen in § 100 Abs. 2 lit o) und p). 

Das jetzt korrigiert vorliegende Gesetzt zur Modernisierung des Vergabe-
rechts bringt umfangreiche Änderungen für die §§ 97 ff. GWB und lässt von 
der Vergabeverordnung durch ersatzlose Streichung der §§ 8 bis 11, 13 
und 18 bis 22 im Wesentlichen nur noch die Regelungen übrig, die der 
Verbindung zwischen dem GWB und den Vergabeordnungen dienen. 

Sie finden in diesem Band die §§ 97 ff. GWB und die Vergabeverordnung 
in der geänderten Fassung sowie zu beiden Vorschriftenwerken eine Syn-
opse von altem und neuem Text.  

Für laufende Vergabeverfahren sieht das Vergaberechtsmodernisierungs-
gesetz eine Übergangsregelung  im neuen Absatz 8 des § 131 GWB vor, 
die folgenden Inhalt hat: 

Vergabeverfahren, die vor dem 24. April 2009 begonnen ha-
ben, einschließlich der sich an diese anschließenden Nach-
prüfungsverfahren sowie am 24. April 2009 anhängige Nach-
prüfungsverfahren sind nach den hierfür bisher geltenden Vor-
schriften zu beenden. 

 

 

08. September 2009     forum vergabe e.V. 
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VIERTER TEIL 

Vergabe öffentlicher Aufträge 

Erster Abschnitt. 

Vergabeverfahren 

§ 97 

Allgemeine Grundsätze 

(1) Öffentliche Auftraggeber beschaffen Waren, Bau- und Dienstleistungen 
nach Maßgabe der folgenden Vorschriften im Wettbewerb und im Wege 
transparenter Vergabeverfahren. 

(2) Die Teilnehmer an einem Vergabeverfahren sind gleich zu behandeln, 
es sei denn, eine Benachteiligung ist auf Grund dieses Gesetzes ausdrück-
lich geboten oder gestattet. 

(3) Mittelständische Interessen sind bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
vornehmlich zu berücksichtigen. Leistungen sind in der Menge aufgeteilt 
(Teillose) und getrennt nach Art oder Fachgebiet (Fachlose) zu vergeben. 
Mehrere Teil- oder Fachlose dürfen zusammen vergeben werden, wenn 
wirtschaftliche oder technische Gründe dies erfordern. Wird ein Unterneh-
men, das nicht öffentlicher Auftraggeber ist, mit der Wahrnehmung oder 
Durchführung einer öffentlichen Aufgabe betraut, verpflichtet der Auftrag-
geber das Unternehmen, sofern es Unteraufträge an Dritte vergibt, nach 
den Sätzen 1 bis 3 zu verfahren. 

(4) Aufträge werden an fachkundige, leistungsfähige sowie gesetzestreue 
und zuverlässige Unternehmen vergeben. Für die Auftragsausführung kön-
nen zusätzliche Anforderungen an Auftragnehmer gestellt werden, die ins-
besondere soziale, umweltbezogene oder innovative Aspekte betreffen, 
wenn sie im sachlichen Zusammenhang mit dem Auftragsgegenstand ste-
hen und sich aus der Leistungsbeschreibung ergeben. Andere oder weiter-
gehende Anforderungen dürfen an Auftragnehmer nur gestellt werden, 
wenn dies durch Bundes- oder Landesgesetz vorgesehen ist. 

(4a) Auftraggeber können Präqualifikationssysteme einrichten oder zulas-
sen, mit denen die Eignung von Unternehmen nachgewiesen werden kann. 

(5) Der Zuschlag wird auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt. 
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(6) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates nähere Bestimmungen über das bei der 
Vergabe einzuhaltende Verfahren zu treffen, insbesondere über die Be-
kanntmachung, den Ablauf und die Arten der Vergabe, über die Auswahl 
und Prüfung der Unternehmen und Angebote, über den Abschluss des 
Vertrages und sonstige Fragen des Vergabeverfahrens. 

(7) Die Unternehmen haben Anspruch darauf, dass der Auftraggeber die 
Bestimmungen über das Vergabeverfahren einhält. 

§ 98 

Auftraggeber 

Öffentliche Auftraggeber im Sinne dieses Teils sind: 

1. Gebietskörperschaften sowie deren Sondervermögen, 

2. andere juristische Personen des öffentlichen und des privaten Rechts, 
die zu dem besonderen Zweck gegründet wurden, im Allgemeininteresse 
liegende Aufgaben nichtgewerblicher Art zu erfüllen, wenn Stellen, die un-
ter Nummer 1 oder 3 fallen, sie einzeln oder gemeinsam durch Beteiligung 
oder auf sonstige Weise überwiegend finanzieren oder über ihre Leitung 
die Aufsicht ausüben oder mehr als die Hälfte der Mitglieder eines ihrer zur 
Geschäftsführung oder zur Aufsicht berufenen Organe bestimmt haben. 
Das Gleiche gilt dann, wenn die Stelle, die einzeln oder gemeinsam mit 
anderen die überwiegende Finanzierung gewährt oder die Mehrheit der 
Mitglieder eines zur Geschäftsführung oder Aufsicht berufenen Organs 
bestimmt hat, unter Satz 1 fällt, 

3. Verbände, deren Mitglieder unter Nummer 1 oder 2 fallen, 

4. natürliche oder juristische Personen des privaten Rechts, die auf dem 
Gebiet der Trinkwasser- oder Energieversorgung oder des Verkehrs tätig 
sind, wenn diese Tätigkeiten auf der Grundlage von besonderen oder aus-
schließlichen Rechten ausgeübt werden, die von einer zuständigen Behör-
de gewährt wurden, oder wenn Auftraggeber, die unter Nummern 1 bis 3 
fallen, auf diese Personen einzeln oder gemeinsam einen beherrschenden 
Einfluss ausüben können; besondere oder ausschließliche Rechte sind 
Rechte, die dazu führen, dass die Ausübung dieser Tätigkeiten einem oder 
mehreren Unternehmen vorbehalten wird und dass die Möglichkeit anderer 
Unternehmen, diese Tätigkeit auszuüben, erheblich beeinträchtigt wird. 
Tätigkeiten auf dem Gebiet der Trinkwasser- und Energieversorgung sowie 
des Verkehrs sind solche, die in der Anlage aufgeführt sind, 
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5. natürliche oder juristische Personen des privaten Rechts sowie juristi-
sche Personen des öffentlichen Rechts, soweit sie nicht unter Nummer 2 
fallen, in den Fällen, in denen sie für Tiefbaumaßnahmen, für die Errich-
tung von Krankenhäusern, Sport-, Erholungs- oder Freizeiteinrichtungen, 
Schul-, Hochschul- oder Verwaltungsgebäuden oder für damit in Verbin-
dung stehende Dienstleistungen und Auslobungsverfahren von Stellen, die 
unter Nummern 1 bis 3 fallen, Mittel erhalten, mit denen diese Vorhaben zu 
mehr als 50 vom Hundert finanziert werden, 

6. natürliche oder juristische Personen des privaten Rechts, die mit Stellen, 
die unter die Nummern 1 bis 3 fallen, einen Vertrag über eine Baukonzes-
sion abgeschlossen haben, hinsichtlich der Aufträge an Dritte. 

§ 99 

Öffentliche Aufträge 

(1) Öffentliche Aufträge sind entgeltliche Verträge von öffentlichen Auftrag-
gebern mit Unternehmen über die Beschaffung von Leistungen, die Liefer-, 
Bau- oder Dienstleistungen zum Gegenstand haben, Baukonzessionen und 
Auslobungsverfahren, die zu Dienstleistungsaufträgen führen sollen. 

(2) Lieferaufträge sind Verträge zur Beschaffung von Waren, die insbeson-
dere Kauf oder Ratenkauf oder Leasing, Miet- oder Pachtverhältnisse mit 
oder ohne Kaufoption betreffen. Die Verträge können auch Nebenleistun-
gen umfassen. 

(3) Bauaufträge sind Verträge über die Ausführung oder die gleichzeitige 
Planung und Ausführung eines Bauvorhabens oder eines Bauwerkes für 
den öffentlichen Auftraggeber, das Ergebnis von Tief- oder Hochbauarbei-
ten ist und eine wirtschaftliche oder technische Funktion erfüllen soll, oder 
einer dem Auftraggeber unmittelbar wirtschaftlich zugutekommenden Bau-
leistung durch Dritte gemäß den vom Auftraggeber genannten Erfordernis-
sen. 

(4) Als Dienstleistungsaufträge gelten die Verträge über die Erbringung von 
Leistungen, die nicht unter Absatz 2 oder Absatz 3 fallen. 

(5) Auslobungsverfahren im Sinne dieses Teils sind nur solche Auslo-
bungsverfahren, die dem Auftraggeber auf Grund vergleichender Beurtei-
lung durch ein Preisgericht mit oder ohne Verteilung von Preisen zu einem 
Plan verhelfen sollen. 

(6) Eine Baukonzession ist ein Vertrag über die Durchführung eines Bau-
auftrags, bei dem die Gegenleistung für die Bauarbeiten statt in einem Ent-
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gelt in dem befristeten Recht auf Nutzung der baulichen Anlage, gegebe-
nenfalls zuzüglich der Zahlung eines Preises besteht. 

(7) Ein öffentlicher Auftrag, der sowohl den Einkauf von Waren als auch die 
Beschaffung von Dienstleistungen zum Gegenstand hat, gilt als Dienstleis-
tungsauftrag, wenn der Wert der Dienstleistungen den Wert der Waren 
übersteigt. Ein öffentlicher Auftrag, der neben Dienstleistungen Bauleistun-
gen umfasst, die im Verhältnis zum Hauptgegenstand Nebenarbeiten sind, 
gilt als Dienstleistungsauftrag. 

(8) Für einen Auftrag zur Durchführung mehrerer Tätigkeiten gelten die Be-
stimmungen für die Tätigkeit, die den Hauptgegenstand darstellt. Ist für 
einen Auftrag zur Durchführung von Tätigkeiten auf dem Gebiet der Trink-
wasser- oder Energieversorgung, des Verkehrs oder des Bereichs der Auf-
traggeber nach dem Bundesberggesetz und von Tätigkeiten von Auftrag-
gebern nach § 98 Nr. 1 bis 3 nicht feststellbar, welche Tätigkeit den Haupt-
gegenstand darstellt, ist der Auftrag nach den Bestimmungen zu vergeben, 
die für Auftraggeber nach § 98 Nr. 1 bis 3 gelten. Betrifft eine der Tätig-
keiten, deren Durchführung der Auftrag bezweckt, sowohl eine Tätigkeit auf 
dem Gebiet der Trinkwasser- oder Energieversorgung, des Verkehrs oder 
des Bereichs der Auftraggeber nach dem Bundesberggesetz, als auch eine 
Tätigkeit, die nicht in die Bereiche von Auftraggebern nach § 98 Nr. 1 bis 3 
fällt, und ist nicht feststellbar, welche Tätigkeit den Hauptgegenstand dar-
stellt, so ist der Auftrag nach denjenigen Bestimmungen zu vergeben, die 
für Auftraggeber mit einer Tätigkeit auf dem Gebiet der Trinkwasser- und 
Energieversorgung sowie des Verkehrs oder des Bundesberggesetzes 
gelten. 

§ 100 

Anwendungsbereich 

(1) Dieser Teil gilt nur für Aufträge, welche die Auftragswerte erreichen 
oder überschreiten, die durch Rechtsverordnung nach § 127 festgelegt sind 
(Schwellenwerte). 

(2) Dieser Teil gilt nicht für Arbeitsverträge und für Aufträge, 

a) die auf Grund eines internationalen Abkommens im Zusammen-
hang mit der Stationierung von Truppen vergeben werden und für 
die besondere Verfahrensregeln gelten; 

b) die auf Grund eines internationalen Abkommens zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und einem oder mehreren Staaten, 
die nicht Vertragsparteien des Übereinkommens über den Europä-
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ischen Wirtschaftsraum sind, für ein von den Unterzeichnerstaaten 
gemeinsam zu verwirklichendes und zu tragendes Projekt, für das 
andere Verfahrensregeln gelten, vergeben werden; 

c) die auf Grund des besonderen Verfahrens einer internationalen 
Organisation vergeben werden; 

d)  

aa) die in Übereinstimmung mit den Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften in der Bundesrepublik Deutschland für geheim erklärt 
werden, 

bb) deren Ausführung nach diesen Vorschriften besondere  Si-
cherheitsmaßnahmen erfordert, 

cc) bei denen es ein Einsatz der Streitkräfte oder die Umsetzung 
von Maßnahmen der Terrorismusbekämpfung oder wesentliche Si-
cherheitsinteressen bei der Beschaffung von Informationstechnik 
oder Telekommunikationsanlagen gebieten oder 

dd) bei denen der Schutz sonstiger wesentlicher Interessen der Si-
cherheit des Staates es gebietet; 

e) die dem Anwendungsbereich des Artikels 296 Abs. 1 Buchstabe b 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft un-
terliegen; 

f) die bei Tätigkeiten auf dem Gebiet der Trinkwasserversorgung die 
Beschaffung von Wasser oder bei Tätigkeiten auf dem Gebiet der 
Energieversorgung die Beschaffung von Energie oder von Brenn-
stoffen zur Energieerzeugung zum Gegenstand haben; 

g) die an eine Person vergeben werden, die ihrerseits Auftraggeber 
nach § 98 Nr. 1, 2 oder 3 ist und ein auf Gesetz oder Verordnung 
beruhendes ausschließliches Recht zur Erbringung der Leistung 
hat; 

h) über Erwerb oder Mietverhältnisse über oder Rechte an Grundstü-
cken oder vorhandenen Gebäuden oder anderem unbeweglichen 
Vermögen ungeachtet ihrer Finanzierung; 

i) von Auftraggebern nach § 98 Nr. 4, soweit sie anderen Zwecken 
dienen als der Sektorentätigkeit; 

j) die den Kauf, die Entwicklung, die Produktion oder Koproduktion 
von Programmen zum Gegenstand haben und die zur Ausstrah-
lung durch Rundfunk- oder Fernsehanstalten bestimmt sind sowie 
über die Ausstrahlung von Sendungen; 

k) die hauptsächlich den Zweck haben, dem Auftraggeber die Bereit-
stellung oder den Betrieb öffentlicher Telekommunikationsnetze 



GWB   forum vergabe e.V. 
  

8 

oder die Bereitstellung eines oder mehrerer Telekommunikations-
dienste für die Öffentlichkeit zu ermöglichen; 

l) über Schiedsgerichts- und Schlichtungsleistungen; 
m) über finanzielle Dienstleistungen im Zusammenhang mit Ausgabe, 

Verkauf, Ankauf oder Übertragung von Wertpapieren oder anderen 
Finanzinstrumenten, insbesondere Geschäfte, die der Geld- oder 
Kapitalbeschaffung der Auftraggeber dienen, sowie Dienstleistun-
gen der Zentralbanken; 

n) über Forschungs- und Entwicklungsdienstleistungen, es sei denn, 
ihre Ergebnisse werden ausschließlich Eigentum des Auftragge-
bers für seinen Gebrauch bei der Ausübung seiner eigenen Tätig-
keit und die Dienstleistung wird vollständig durch den Auftraggeber 
vergütet, 

o) von 

aa) Auftraggebern, die auf dem Gebiet der Trinkwasser- oder 
Energieversorgung oder des Verkehrs tätig sind, an ein mit 
diesem Auftraggeber verbundenes Unternehmen oder  

bb) einem gemeinsamen Unternehmen, das mehrere Auftragge-
ber, die auf dem Gebiet der Trinkwasser- oder Energiever-
sorgung oder des Verkehrs tätig sind, ausschließlich zur 
Durchführung dieser Tätigkeiten gebildet haben, an ein Un-
ternehmen, das mit einem dieser Auftraggeber verbunden ist,  

sofern mindestens 80 Prozent des von diesem verbundenen Un-
ternehmen während der letzten drei Jahre in der Europäischen 
Union erzielten durchschnittlichen Umsatzes im entsprechenden 
Liefer- oder Bau- oder Dienstleistungssektor aus der Erbringung 
dieser Lieferungen oder Leistungen für den mit ihm verbundenen 
Auftraggeber stammen; dies gilt auch, sofern das Unternehmen 
noch keine drei Jahre besteht, wenn zu erwarten ist, dass in den 
ersten drei Jahren seines Bestehens wahrscheinlich mindestens 
80 Prozent erreicht werden; werden die gleichen oder gleichartigen 
Lieferungen oder Bau- oder Dienstleistungen von mehr als einem 
mit dem Auftraggeber verbundenen Unternehmen erbracht, so wird 
die Prozentzahl unter Berücksichtigung des Gesamtumsatzes er-
rechnet, den diese verbundenen Unternehmen mit der Erbringung 
der Lieferung oder Leistung erzielen; § 36 Abs. 2 und 3 gilt ent-
sprechend; 

p) die 
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aa)  ein gemeinsames Unternehmen, das mehrere Auftraggeber, 
die auf dem Gebiet der Trinkwasser- oder Energieversorgung 
oder des Verkehrs tätig sind, ausschließlich zur Durchführung 
von diesen Tätigkeiten gebildet haben, an einen dieser Auf-
traggeber oder 

bb)  ein Auftraggeber, der auf dem Gebiet der Trinkwasser- oder 
Energieversorgung oder des Verkehrs tätig ist, an ein ge-
meinsames Unternehmen im Sinne des Doppelbuchstaben 
aa, an dem er beteiligt ist,  

vergibt, sofern das gemeinsame Unternehmen errichtet wurde, um 
die betreffende Tätigkeit während eines Zeitraumes von mindes-
tens drei Jahren durchzuführen, und in dem Gründungsakt festge-
legt wird, dass die dieses Unternehmen bildenden Auftraggeber 
dem Unternehmen zumindest während des gleichen Zeitraumes 
angehören werden;  

q) die zur Durchführung von Tätigkeiten auf dem Gebiet der Trink-
wasser- oder Energieversorgung oder des Verkehrs außerhalb des 
Gebietes der Europäischen Union vergeben werden, wenn sie 
nicht mit der tatsächlichen Nutzung eines Netzes oder einer Anlage 
innerhalb dieses Gebietes verbunden sind; 

r) zum Zwecke der Weiterveräußerung oder Weitervermietung von 
Auftraggebern, die auf dem Gebiet der Trinkwasser- oder Energie-
versorgung oder des Verkehrs tätig sind, an Dritte vergeben wer-
den, vorausgesetzt, dass der Auftraggeber kein besonderes oder 
ausschließliches Recht zum Verkauf oder zur Vermietung des Auf-
tragsgegenstandes besitzt und dass andere Unternehmen die 
Möglichkeit haben, diese Waren unter gleichen Bedingungen wie 
der betreffende Auftraggeber zu verkaufen oder zu vermieten; 

s) von Auftraggebern, die auf dem Gebiet der Trinkwasser- oder 
Energieversorgung oder des Verkehrs tätig sind, soweit sie Bau-
konzessionen zum Zwecke der Durchführung dieser Tätigkeiten 
zum Gegenstand haben; 

t) die der Ausübung einer Tätigkeit auf dem Gebiet der Trinkwasser- 
oder Energieversorgung oder des Verkehrs dienen, soweit die Eu-
ropäische Kommission nach Artikel 30 der Richtlinie 2004/17/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 
zur Koordinierung der Zuschlagserteilung durch Auftraggeber im 
Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der 
Postdienste festgestellt hat, dass diese Tätigkeit in Deutschland 
auf Märkten mit freiem Zugang unmittelbar dem Wettbewerb aus-
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gesetzt ist und dies durch das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie im Bundesanzeiger bekannt gemacht worden ist. 

§ 101 

Arten der Vergabe 

(1) Die Vergabe von öffentlichen Liefer-, Bau- und Dienstleistungsaufträgen 
erfolgt in offenen Verfahren, in nicht offenen Verfahren, in Verhandlungs-
verfahren oder im wettbewerblichen Dialog. 

(2) Offene Verfahren sind Verfahren, in denen eine unbeschränkte Anzahl 
von Unternehmen öffentlich zur Abgabe von Angeboten aufgefordert wird. 

(3) Bei nicht offenen Verfahren wird öffentlich zur Teilnahme, aus dem Be-
werberkreis sodann eine beschränkte Anzahl von Unternehmen zur Ange-
botsabgabe aufgefordert. 

(4) Ein wettbewerblicher Dialog ist ein Verfahren zur Vergabe besonders 
komplexer Aufträge durch Auftraggeber nach § 98 Nr. 1 bis 3, soweit sie 
nicht auf dem Gebiet der Trinkwasser- oder Energieversorgung oder des 
Verkehrs tätig sind, und § 98 Nr. 5. In diesem Verfahren erfolgen eine Auf-
forderung zur Teilnahme und anschließend Verhandlungen mit ausgewähl-
ten Unternehmen über alle Einzelheiten des Auftrags. 

(5) Verhandlungsverfahren sind Verfahren, bei denen sich der Auftragge-
ber mit oder ohne vorherige öffentliche Aufforderung zur Teilnahme an 
ausgewählte Unternehmen wendet, um mit einem oder mehreren über die 
Auftragsbedingungen zu verhandeln. 

(6) Eine elektronische Auktion dient der elektronischen Ermittlung des wirt-
schaftlichsten Angebotes. Ein dynamisches elektronisches Verfahren ist 
ein zeitlich befristetes ausschließlich elektronisches offenes Vergabever-
fahren zur Beschaffung marktüblicher Leistungen, bei denen die allgemein 
auf dem Markt verfügbaren Spezifikationen den Anforderungen des Auf-
traggebers genügen. 

(7) Öffentliche Auftraggeber haben das offene Verfahren anzuwenden, es 
sei denn, auf Grund dieses Gesetzes ist etwas anderes gestattet. Auftrag-
gebern stehen, soweit sie auf dem Gebiet der Trinkwasser- oder Energie-
versorgung oder des Verkehrs tätig sind, das offene Verfahren, das nicht 
offene Verfahren und das Verhandlungsverfahren nach ihrer Wahl zur Ver-
fügung. 
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§ 101a 

Informations- und Wartepflicht 

(1) Der Auftraggeber hat die betroffenen Bieter, deren Angebote nicht be-
rücksichtigt werden sollen, über den Namen des Unternehmens, dessen 
Angebot angenommen werden soll, über die Gründe der vorgesehenen 
Nichtberücksichtigung ihres Angebots und über den frühesten Zeitpunkt 
des Vertragsschlusses unverzüglich in Textform zu informieren. Dies gilt 
auch für Bewerber, denen keine Information über die Ablehnung ihrer Be-
werbung zur Verfügung gestellt wurde, bevor die Mitteilung über die Zu-
schlagsentscheidung an die betroffenen Bieter ergangen ist. Ein Vertrag 
darf erst 15 Kalendertage nach Absendung der Information nach den Sät-
zen 1 und 2 geschlossen werden. Wird die Information per Fax oder auf 
elektronischem Weg versendet, verkürzt sich die Frist auf zehn Kalender-
tage. Die Frist beginnt am Tag nach der Absendung der Information durch 
den Auftraggeber; auf den Tag des Zugangs beim betroffenen Bieter und 
Bewerber kommt es nicht an. 

(2) Die Informationspflicht entfällt in Fällen, in denen das Verhandlungsver-
fahren ohne vorherige Bekanntmachung wegen besonderer Dringlichkeit 
gerechtfertigt ist. 

§ 101b 

Unwirksamkeit 

(1) Ein Vertrag ist von Anfang an unwirksam, wenn der Auftraggeber 

1. gegen § 101a verstoßen hat oder 

2. einen öffentlichen Auftrag unmittelbar an ein Unternehmen erteilt, ohne 
andere Unternehmen am Vergabeverfahren zu beteiligen und ohne dass 
dies aufgrund Gesetzes gestattet ist  

und dieser Verstoß in einem Nachprüfungsverfahren nach Absatz 2 festge-
stellt worden ist. 

(2) Die Unwirksamkeit nach Absatz 1 kann nur festgestellt werden, wenn 
sie im Nachprüfungsverfahren innerhalb von 30 Kalendertagen ab Kenntnis 
des Verstoßes, jedoch nicht später als sechs Monate nach Vertragsschluss 
geltend gemacht worden ist. Hat der Auftraggeber die Auftragsvergabe im 
Amtsblatt der Europäischen Union bekannt gemacht, endet die Frist zur 
Geltendmachung der Unwirksamkeit 30 Kalendertage nach Veröffentli-
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chung der Bekanntmachung der Auftragsvergabe im Amtsblatt der Europä-
ischen Union. 

Zweiter Abschnitt. 

Nachprüfungsverfahren 

I. Nachprüfungsbehörden 

§ 102 

Grundsatz 

Unbeschadet der Prüfungsmöglichkeiten von Aufsichtsbehörden unterliegt 
die Vergabe öffentlicher Aufträge der Nachprüfung durch die Vergabe-
kammern. 

§ 103 

(Aufgehoben) 

§ 104 

Vergabekammern 

(1) Die Nachprüfung der Vergabe öffentlicher Aufträge nehmen die Verga-
bekammern des Bundes für die dem Bund zuzurechnenden Aufträge, die 
Vergabekammern der Länder für die diesen zuzurechnenden Aufträge 
wahr. 

(2) Rechte aus § 97 Abs. 7 sowie sonstige Ansprüche gegen öffentliche 
Auftraggeber, die auf die Vornahme oder das Unterlassen einer Handlung 
in einem Vergabeverfahren gerichtet sind, können nur vor den Vergabe-
kammern und dem Beschwerdegericht geltend gemacht werden. 

(3) Die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte für die Geltendmachung 
von Schadensersatzansprüchen und die Befugnisse der Kartellbehörden 
zur Verfolgung von Verstößen insbesondere gegen §§ 19 und 20 bleiben 
unberührt. 



forum vergabe e.V.  GWB  
 

13 

§ 105 

Besetzung, Unabhängigkeit 

(1) Die Vergabekammern üben ihre Tätigkeit im Rahmen der Gesetze un-
abhängig und in eigener Verantwortung aus. 

(2) Die Vergabekammern entscheiden in der Besetzung mit einem Vorsit-
zenden und zwei Beisitzern, von denen einer ein ehrenamtlicher Beisitzer 
ist. Der Vorsitzende und der hauptamtliche Beisitzer müssen Beamte auf 
Lebenszeit mit der Befähigung zum höheren Verwaltungsdienst oder ver-
gleichbar fachkundige Angestellte sein. Der Vorsitzende oder der haupt-
amtliche Beisitzer müssen die Befähigung zum Richteramt haben; in der 
Regel soll dies der Vorsitzende sein. Die Beisitzer sollen über gründliche 
Kenntnisse des Vergabewesens, die ehrenamtlichen Beisitzer auch über 
mehrjährige praktische Erfahrungen auf dem Gebiet des Vergabewesens 
verfügen. 

(3) Die Kammer kann das Verfahren dem Vorsitzenden oder dem haupt-
amtlichen Beisitzer ohne mündliche Verhandlung durch unanfechtbaren 
Beschluss zur alleinigen Entscheidung übertragen. Diese Übertragung ist 
nur möglich, sofern die Sache keine wesentlichen Schwierigkeiten in tat-
sächlicher oder rechtlicher Hinsicht aufweist und die Entscheidung nicht 
von grundsätzlicher Bedeutung sein wird. 

(4) Die Mitglieder der Kammer werden für eine Amtszeit von fünf Jahren 
bestellt. Sie entscheiden unabhängig und sind nur dem Gesetz unterwor-
fen. 

§ 106 

Einrichtung, Organisation 

(1) Der Bund richtet die erforderliche Anzahl von Vergabekammern beim 
Bundeskartellamt ein. Einrichtung und Besetzung der Vergabekammern 
sowie die Geschäftsverteilung bestimmt der Präsident des Bundeskartell-
amts. Ehrenamtliche Beisitzer und deren Stellvertreter ernennt er auf Vor-
schlag der Spitzenorganisationen der öffentlich-rechtlichen Kammern. Der 
Präsident des Bundeskartellamts erlässt nach Genehmigung durch das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie eine Geschäftsordnung 
und veröffentlicht diese im Bundesanzeiger. 

(2) Die Einrichtung, Organisation und Besetzung der in diesem Abschnitt 
genannten Stellen (Nachprüfungsbehörden) der Länder bestimmen die 
nach Landesrecht zuständigen Stellen, mangels einer solchen Bestimmung 
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die Landesregierung, die die Ermächtigung weiter übertragen kann. Die 
Länder können gemeinsame Nachprüfungsbehörden einrichten. 

§ 106a 

Abgrenzung der Zuständigkeit der Vergabekammern 

(1) Die Vergabekammer des Bundes ist zuständig für die Nachprüfung der 
Vergabeverfahren 

1. des Bundes; 

2. von Auftraggebern im Sinne des § 98 Nr. 2, sofern der Bund die 
Beteiligung überwiegend verwaltet oder die sonstige Finanzierung 
überwiegend gewährt hat oder über die Leitung überwiegend die 
Aufsicht ausübt oder die Mitglieder des zur Geschäftsführung oder 
zur Aufsicht berufenen Organs überwiegend bestimmt hat, es sei 
denn, die an dem Auftraggeber Beteiligten haben sich auf die Zu-
ständigkeit einer anderen Vergabekammer geeinigt; 

3. von Auftraggebern im Sinne des § 98 Nr. 4, sofern der Bund auf 
sie einen beherrschenden Einfluss ausübt; ein beherrschender Ein-
fluss liegt vor, wenn der Bund unmittelbar oder mittelbar die Mehr-
heit des gezeichneten Kapitals des Auftraggebers besitzt oder über 
die Mehrheit der mit den Anteilen des Auftraggebers verbundenen 
Stimmrechte verfügt oder mehr als die Hälfte der Mitglieder des 
Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Auftraggebers 
bestellen kann; 

4. von Auftraggebern im Sinne des § 98 Nr. 5, sofern der Bund die 
Mittel überwiegend bewilligt hat; 

5. von Auftraggebern nach § 98 Nr. 6, sofern die unter § 98 Nr. 1 bis 
3 fallende Stelle dem Bund zuzuordnen ist; 

6. die im Rahmen der Organleihe für den Bund durchgeführt werden. 
(2) Wird das Vergabeverfahren von einem Land im Rahmen der Auftrags-
verwaltung für den Bund durchgeführt, ist die Vergabekammer dieses Lan-
des zuständig. Ist in entsprechender Anwendung des Absatzes 1 Nr. 2 bis 
6 ein Auftraggeber einem Land zuzuordnen, ist die Vergabekammer des 
jeweiligen Landes zuständig. 

(3) In allen anderen Fällen wird die Zuständigkeit der Vergabekammern 
nach dem Sitz des Auftraggebers bestimmt. Bei länderübergreifenden Be-
schaffungen benennen die Auftraggeber in der Vergabebekanntmachung 
nur eine zuständige Vergabekammer. 
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II. Verfahren vor der Vergabekammer 

§ 107 

Einleitung, Antrag 

(1) Die Vergabekammer leitet ein Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag 
ein. 

(2) Antragsbefugt ist jedes Unternehmen, das ein Interesse am Auftrag hat 
und eine Verletzung in seinen Rechten nach § 97 Abs. 7 durch Nichtbeach-
tung von Vergabevorschriften geltend macht. Dabei ist darzulegen, dass 
dem Unternehmen durch die behauptete Verletzung der Vergabevorschrif-
ten ein Schaden entstanden ist oder zu entstehen droht. 

(3) Der Antrag ist unzulässig, soweit 

1. der Antragsteller den gerügten Verstoß gegen Vergabevorschriften 
im Vergabeverfahren erkannt und gegenüber dem Auftraggeber 
nicht unverzüglich gerügt hat, 

2. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekannt-
machung erkennbar sind, nicht spätestens bis Ablauf der in der 
Bekanntmachung benannten Frist zur Angebotsabgabe oder zur 
Bewerbung gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 

3. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeun-
terlagen erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der in der 
Bekanntmachung benannten Frist zur Angebotsabgabe oder zur 
Bewerbung gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 

4. mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auf-
traggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind. 

Satz 1 gilt nicht bei einem Antrag auf Feststellung der Unwirksamkeit des 
Vertrages nach § 101b Abs. 1 Nr. 2. § 101a Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt. 

§ 108 

Form 

(1) Der Antrag ist schriftlich bei der Vergabekammer einzureichen und un-
verzüglich zu begründen. Er soll ein bestimmtes Begehren enthalten. Ein 
Antragsteller ohne Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz oder Ge-
schäftsleitung im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat einen Empfangs-
bevollmächtigten im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu benennen. 
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(2) Die Begründung muss die Bezeichnung des Antragsgegners, eine Be-
schreibung der behaupteten Rechtsverletzung mit Sachverhaltsdarstellung 
und die Bezeichnung der verfügbaren Beweismittel enthalten sowie darle-
gen, dass die Rüge gegenüber dem Auftraggeber erfolgt ist; sie soll, soweit 
bekannt, die sonstigen Beteiligten benennen. 

§ 109 

Verfahrensbeteiligte, Beiladung 

Verfahrensbeteiligte sind der Antragsteller, der Auftraggeber und die Un-
ternehmen, deren Interessen durch die Entscheidung schwerwiegend be-
rührt werden und die deswegen von der Vergabekammer beigeladen wor-
den sind. Die Entscheidung über die Beiladung ist unanfechtbar. 

§ 110 

Untersuchungsgrundsatz 

(1) Die Vergabekammer erforscht den Sachverhalt von Amts wegen. Sie 
kann sich dabei auf das beschränken, was von den Beteiligten vorgebracht 
wird oder ihr sonst bekannt sein muss. Zu einer umfassenden Rechtmä-
ßigkeitskontrolle ist die Vergabekammer nicht verpflichtet. Sie achtet bei 
ihrer gesamten Tätigkeit darauf, dass der Ablauf des Vergabeverfahrens 
nicht unangemessen beeinträchtigt wird. 

(2) Die Vergabekammer prüft den Antrag darauf, ob er offensichtlich unzu-
lässig oder unbegründet ist. Dabei berücksichtigt die Vergabekammer auch 
einen vorsorglich hinterlegten Schriftsatz (Schutzschrift) des Auftraggebers. 
Sofern der Antrag nicht offensichtlich unzulässig oder unbegründet ist, 
übermittelt die Vergabekammer dem Auftraggeber eine Kopie des Antrags 
und fordert bei ihm die Akten an, die das Vergabeverfahren dokumentieren 
(Vergabeakten). Der Auftraggeber hat die Vergabeakten der Kammer so-
fort zur Verfügung zu stellen. Die §§ 57 bis 59 Abs. 1 bis 5 sowie § 61 gel-
ten entsprechend. 

§ 111 

Akteneinsicht 

(1) Die Beteiligten können die Akten bei der Vergabekammer einsehen und 
sich durch die Geschäftsstelle auf ihre Kosten Ausfertigungen, Auszüge 
oder Abschriften erteilen lassen. 
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(2) Die Vergabekammer hat die Einsicht in die Unterlagen zu versagen, 
soweit dies aus wichtigen Gründen, insbesondere des Geheimschutzes 
oder zur Wahrung von Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen geboten ist. 

(3) Jeder Beteiligte hat mit Übersendung seiner Akten oder Stellungnah-
men auf die in Absatz 2 genannten Geheimnisse hinzuweisen und diese in 
den Unterlagen entsprechend kenntlich zu machen. Erfolgt dies nicht, kann 
die Vergabekammer von seiner Zustimmung auf Einsicht ausgehen. 

(4) Die Versagung der Akteneinsicht kann nur im Zusammenhang mit der 
sofortigen Beschwerde in der Hauptsache angegriffen werden. 

§ 112 

Mündliche Verhandlung 

(1) Die Vergabekammer entscheidet auf Grund einer mündlichen Verhand-
lung, die sich auf einen Termin beschränken soll. Alle Beteiligten haben 
Gelegenheit zur Stellungnahme. Mit Zustimmung der Beteiligten oder bei 
Unzulässigkeit oder bei offensichtlicher Unbegründetheit des Antrags kann 
nach Lage der Akten entschieden werden. 

(2) Auch wenn die Beteiligten in dem Verhandlungstermin nicht erschienen 
oder nicht ordnungsgemäß vertreten sind, kann in der Sache verhandelt 
und entschieden werden. 

§ 113 

Beschleunigung 

(1) Die Vergabekammer trifft und begründet ihre Entscheidung schriftlich 
innerhalb einer Frist von fünf Wochen ab Eingang des Antrags. Bei beson-
deren tatsächlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten kann der Vorsitzende 
im Ausnahmefall die Frist durch Mitteilung an die Beteiligten um den erfor-
derlichen Zeitraum verlängern. Dieser Zeitraum soll nicht länger als zwei 
Wochen dauern. Er begründet diese Verfügung schriftlich. 

(2) Die Beteiligten haben an der Aufklärung des Sachverhalts mitzuwirken, 
wie es einem auf Förderung und raschen Abschluss des Verfahrens be-
dachten Vorgehen entspricht. Den Beteiligten können Fristen gesetzt wer-
den, nach deren Ablauf weiterer Vortrag unbeachtet bleiben kann. 
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§ 114 

Entscheidung der Vergabekammer 

(1) Die Vergabekammer entscheidet, ob der Antragsteller in seinen Rech-
ten verletzt ist und trifft die geeigneten Maßnahmen, um eine Rechtsverlet-
zung zu beseitigen und eine Schädigung der betroffenen Interessen zu 
verhindern. Sie ist an die Anträge nicht gebunden und kann auch unab-
hängig davon auf die Rechtmäßigkeit des Vergabeverfahrens einwirken. 

(2) Ein wirksam erteilter Zuschlag kann nicht aufgehoben werden. Hat sich 
das Nachprüfungsverfahren durch Erteilung des Zuschlags, durch Aufhe-
bung oder durch Einstellung des Vergabeverfahrens oder in sonstiger Wei-
se erledigt, stellt die Vergabekammer auf Antrag eines Beteiligten fest, ob 
eine Rechtsverletzung vorgelegen hat. § 113 Abs. 1 gilt in diesem Fall 
nicht. 

(3) Die Entscheidung der Vergabekammer ergeht durch Verwaltungsakt. 
Die Vollstreckung richtet sich, auch gegen einen Hoheitsträger, nach den 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzen des Bundes und der Länder. Die §§ 61 
und 86a Satz 2 gelten entsprechend. 

§ 115 

Aussetzung des Vergabeverfahrens 

(1) Informiert die Vergabekammer den öffentlichen Auftraggeber in Text-
form über den Antrag auf Nachprüfung, darf dieser vor einer Entscheidung 
der Vergabekammer und dem Ablauf der Beschwerdefrist nach § 117 Abs. 
1 den Zuschlag nicht erteilen. 

(2) Die Vergabekammer kann dem Auftraggeber auf seinen Antrag oder 
auf Antrag des Unternehmens, das nach § 101a vom Auftraggeber als das 
Unternehmen benannt ist, das den Zuschlag erhalten soll, gestatten, den 
Zuschlag nach Ablauf von zwei Wochen seit Bekanntgabe dieser Entschei-
dung zu erteilen, wenn unter Berücksichtigung aller möglicherweise ge-
schädigten Interessen sowie des Interesses der Allgemeinheit an einem 
raschen Abschluss des Vergabeverfahrens die nachteiligen Folgen einer 
Verzögerung der Vergabe bis zum Abschluss der Nachprüfung die damit 
verbundenen Vorteile überwiegen. Bei der Abwägung ist das Interesse der 
Allgemeinheit an einer wirtschaftlichen Erfüllung der Aufgaben des Auf-
traggebers zu berücksichtigen. Die Vergabekammer berücksichtigt dabei 
auch die allgemeinen Aussichten des Antragstellers im Vergabeverfahren, 
den Auftrag zu erhalten. Die Erfolgsaussichten des Nachprüfungsantrags 
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müssen nicht in jedem Falle Gegenstand der Abwägung sein. Das Be-
schwerdegericht kann auf Antrag das Verbot des Zuschlags nach Absatz 1 
wiederherstellen; § 114 Abs. 2 Satz 1 bleibt unberührt. Wenn die Vergabe-
kammer den Zuschlag nicht gestattet, kann das Beschwerdegericht auf 
Antrag des Auftraggebers unter den Voraussetzungen der Sätze 1 bis 4 
den sofortigen Zuschlag gestatten. Für das Verfahren vor dem Beschwer-
degericht gilt § 121 Abs. 2 Satz 1 und 2 und Absatz 3 entsprechend. Eine 
sofortige Beschwerde nach § 116 Abs. 1 ist gegen Entscheidungen der 
Vergabekammer nach diesem Absatz nicht zulässig. 

(3) Sind Rechte des Antragstellers aus § 97 Abs. 7 im Vergabeverfahren 
auf andere Weise als durch den drohenden Zuschlag gefährdet, kann die 
Kammer auf besonderen Antrag mit weiteren vorläufigen Maßnahmen in 
das Vergabeverfahren eingreifen. Sie legt dabei den Beurteilungsmaßstab 
des Absatzes 2 Satz 1 zugrunde. Diese Entscheidung ist nicht selbständig 
anfechtbar. Die Vergabekammer kann die von ihr getroffenen weiteren 
vorläufigen Maßnahmen nach den Verwaltungsvollstreckungsgesetzen des 
Bundes und der Länder durchsetzen; die Maßnahmen sind sofort vollzieh-
bar. § 86a Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Macht der Auftraggeber das Vorliegen der Voraussetzungen nach § 100 
Abs. 2 Buchstabe d geltend, entfällt das Verbot des Zuschlages nach Ab-
satz 1 zwei Kalendertage nach Zustellung eines entsprechenden Schrift-
satzes an den Antragsteller; die Zustellung ist durch die Vergabekammer 
unverzüglich nach Eingang des Schriftsatzes vorzunehmen. Auf Antrag 
kann das Beschwerdegericht das Verbot des Zuschlages wiederherstellen. 
§ 121 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 sowie Abs. 3 und 4 finden entsprechen-
de Anwendung. 

§ 115 a 

Ausschluss von abweichendem Landesrecht 

Soweit dieser Unterabschnitt Regelungen zum Verwaltungsverfahren ent-
hält, darf hiervon durch Landesrecht nicht abgewichen werden. 
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III. Sofortige Beschwerde 

§ 116 

Zulässigkeit, Zuständigkeit 

(1) Gegen Entscheidungen der Vergabekammer ist die sofortige Be-
schwerde zulässig. Sie steht den am Verfahren vor der Vergabekammer 
Beteiligten zu. 

(2) Die sofortige Beschwerde ist auch zulässig, wenn die Vergabekammer 
über einen Antrag auf Nachprüfung nicht innerhalb der Frist des § 113 Abs. 
1 entschieden hat; in diesem Fall gilt der Antrag als abgelehnt. 

(3) Über die sofortige Beschwerde entscheidet ausschließlich das für den 
Sitz der Vergabekammer zuständige Oberlandesgericht; für Streitigkeiten 
über Entscheidungen von Vergabekammern, die Rechtsbeziehungen nach 
§ 69 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch betreffen, sind die Landessozi-
algerichte zuständig. Bei den Oberlandesgerichten wird ein Vergabesenat 
gebildet. 

(4) Rechtssachen nach den Absätzen 1 und 2 können von den Landesre-
gierungen durch Rechtsverordnung anderen Oberlandesgerichten oder 
dem Obersten Landesgericht zugewiesen werden. Die Landesregierungen 
können die Ermächtigung auf die Landesjustizverwaltungen übertragen. 

§ 117 

Frist, Form 

(1) Die sofortige Beschwerde ist binnen einer Notfrist von zwei Wochen, die 
mit der Zustellung der Entscheidung, im Fall des § 116 Abs. 2 mit dem 
Ablauf der Frist beginnt, schriftlich bei dem Beschwerdegericht einzulegen. 

(2) Die sofortige Beschwerde ist zugleich mit ihrer Einlegung zu begründen. 
Die Beschwerdebegründung muss enthalten: 

1. die Erklärung, inwieweit die Entscheidung der Vergabekammer an-
gefochten und eine abweichende Entscheidung beantragt wird, 

2. die Angabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich die Be-
schwerde stützt. 

(3) Die Beschwerdeschrift muss durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet 
sein. Dies gilt nicht für Beschwerden von juristischen Personen des öffent-
lichen Rechts. 
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(4) Mit der Einlegung der Beschwerde sind die anderen Beteiligten des 
Verfahrens vor der Vergabekammer vom Beschwerdeführer durch Über-
mittlung einer Ausfertigung der Beschwerdeschrift zu unterrichten. 

§ 118 

Wirkung 

(1) Die sofortige Beschwerde hat aufschiebende Wirkung gegenüber der 
Entscheidung der Vergabekammer. Die aufschiebende Wirkung entfällt 
zwei Wochen nach Ablauf der Beschwerdefrist. Hat die Vergabekammer 
den Antrag auf Nachprüfung abgelehnt, so kann das Beschwerdegericht 
auf Antrag des Beschwerdeführers die aufschiebende Wirkung bis zur Ent-
scheidung über die Beschwerde verlängern. 

(2) Das Gericht lehnt den Antrag nach Absatz 1 Satz 3 ab, wenn unter Be-
rücksichtigung aller möglicherweise geschädigten Interessen die nachteili-
gen Folgen einer Verzögerung der Vergabe bis zur Entscheidung über die 
Beschwerde die damit verbundenen Vorteile überwiegen. Bei der Abwä-
gung ist das Interesse der Allgemeinheit an einer wirtschaftlichen Erfüllung 
der Aufgaben des Auftraggebers zu berücksichtigen. Das Gericht berück-
sichtigt bei seiner Entscheidung auch die Erfolgsaussichten der Beschwer-
de, die allgemeinen Aussichten des Antragstellers im Vergabeverfahren, 
den Auftrag zu erhalten, und das Interesse der Allgemeinheit an einem 
raschen Abschluss des Vergabeverfahrens. 

(3) Hat die Vergabekammer dem Antrag auf Nachprüfung durch Untersa-
gung des Zuschlags stattgegeben, so unterbleibt dieser, solange nicht das 
Beschwerdegericht die Entscheidung der Vergabekammer nach § 121 oder 
§ 123 aufhebt. 

§ 119 

Beteiligte am Beschwerdeverfahren 

An dem Verfahren vor dem Beschwerdegericht beteiligt sind die an dem 
Verfahren vor der Vergabekammer Beteiligten. 

§ 120 

Verfahrensvorschriften 

(1) Vor dem Beschwerdegericht müssen sich die Beteiligten durch einen 
Rechtsanwalt als Bevollmächtigten vertreten lassen. Juristische Personen 
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des öffentlichen Rechts können sich durch Beamte oder Angestellte mit 
Befähigung zum Richteramt vertreten lassen. 

(2) Die §§ 69, 70 Abs. 1 bis 3, § 71 Abs. 1 und 6, §§ 72, 73 mit Ausnahme 
der Verweisung auf § 227 Abs. 3 der Zivilprozessordnung, die §§ 78, 111 
und 113 Abs. 2 Satz 1 finden entsprechende Anwendung. 

§ 121 

Vorabentscheidung über den Zuschlag 

(1) Auf Antrag des Auftraggebers oder auf Antrag des Unternehmens, das 
nach § 101a vom Auftraggeber als das Unternehmen benannt ist, das den 
Zuschlag erhalten soll, kann das Gericht den weiteren Fortgang des Ver-
gabeverfahrens und den Zuschlag gestatten, wenn unter Berücksichtigung 
aller möglicherweise geschädigten Interessen die nachteiligen Folgen einer 
Verzögerung der Vergabe bis zur Entscheidung über die Beschwerde die 
damit verbundenen Vorteile überwiegen. Bei der Abwägung ist das Interes-
se der Allgemeinheit an einer wirtschaftlichen Erfüllung der Aufgaben des 
Auftraggebers zu berücksichtigen. Das Gericht berücksichtigt bei seiner 
Entscheidung auch die Erfolgsaussichten der sofortigen Beschwerde, die 
allgemeinen Aussichten des Antragstellers im Vergabeverfahren, den Auf-
trag zu erhalten, und das Interesse der Allgemeinheit an einem raschen 
Abschluss des Vergabeverfahrens. 

(2) Der Antrag ist schriftlich zu stellen und gleichzeitig zu begründen. Die 
zur Begründung des Antrags vorzutragenden Tatsachen sowie der Grund 
für die Eilbedürftigkeit sind glaubhaft zu machen. Bis zur Entscheidung 
über den Antrag kann das Verfahren über die Beschwerde ausgesetzt wer-
den. 

(3) Die Entscheidung ist unverzüglich längstens innerhalb von fünf Wochen 
nach Eingang des Antrags zu treffen und zu begründen; bei besonderen 
tatsächlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten kann der Vorsitzende im 
Ausnahmefall die Frist durch begründete Mitteilung an die Beteiligten um 
den erforderlichen Zeitraum verlängern. Die Entscheidung kann ohne 
mündliche Verhandlung ergehen. Ihre Begründung erläutert Rechtmäßig-
keit oder Rechtswidrigkeit des Vergabeverfahrens. § 120 findet Anwen-
dung. 

(4) Gegen eine Entscheidung nach dieser Vorschrift ist ein Rechtsmittel 
nicht zulässig. 
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§ 122 

Ende des Vergabeverfahrens 

nach Entscheidung des Beschwerdegerichts 

Ist der Auftraggeber mit einem Antrag nach § 121 vor dem Beschwerdege-
richt unterlegen, gilt das Vergabeverfahren nach Ablauf von zehn Tagen 
nach Zustellung der Entscheidung als beendet, wenn der Auftraggeber 
nicht die Maßnahmen zur Herstellung der Rechtmäßigkeit des Verfahrens 
ergreift, die sich aus der Entscheidung ergeben; das Verfahren darf nicht 
fortgeführt werden. 

§ 123 

Beschwerdeentscheidung 

Hält das Gericht die Beschwerde für begründet, so hebt es die Entschei-
dung der Vergabekammer auf. In diesem Fall entscheidet das Gericht in 
der Sache selbst oder spricht die Verpflichtung der Vergabekammer aus, 
unter Berücksichtigung der Rechtsauffassung des Gerichts über die Sache 
erneut zu entscheiden. Auf Antrag stellt es fest, ob das Unternehmen, das 
die Nachprüfung beantragt hat, durch den Auftraggeber in seinen Rechten 
verletzt ist. § 114 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 124 

Bindungswirkung und Vorlagepflicht 

(1) Wird wegen eines Verstoßes gegen Vergabevorschriften Schadenser-
satz begehrt und hat ein Verfahren vor der Vergabekammer stattgefunden, 
ist das ordentliche Gericht an die bestandskräftige Entscheidung der Ver-
gabekammer und die Entscheidung des Oberlandesgerichts sowie gege-
benenfalls des nach Absatz 2 angerufenen Bundesgerichtshofs über die 
Beschwerde gebunden. 

(2) Will ein Oberlandesgericht von einer Entscheidung eines anderen Ober-
landesgerichts oder des Bundesgerichtshofs abweichen oder hält es den 
Rechtsstreit wegen beabsichtigter Abweichung von Entscheidungen eines 
Landessozialgerichts oder des Bundessozialgerichts für grundsätzlich be-
deutsam, so legt es die Sache dem Bundesgerichtshof vor. Der Bundesge-
richtshof entscheidet anstelle des Oberlandesgerichts. Der Bundesge-
richtshof kann sich auf die Entscheidung der Divergenzfrage beschränken 
und dem Beschwerdegericht die Entscheidung in der Hauptsache übertra-
gen, wenn dies nach dem Sach- und Streitstand des Beschwerdeverfah-
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rens angezeigt scheint. Die Vorlagepflicht gilt nicht im Verfahren nach 
§ 118 Abs. 1 Satz 3 und nach § 121. 

Dritter Abschnitt. 

Sonstige Regelungen 

§ 125 

Schadensersatz bei Rechtsmissbrauch 

(1) Erweist sich der Antrag nach § 107 oder die sofortige Beschwerde nach 
§ 116 als von Anfang an ungerechtfertigt, ist der Antragsteller oder der 
Beschwerdeführer verpflichtet, dem Gegner und den Beteiligten den Scha-
den zu ersetzen, der ihnen durch den Missbrauch des Antrags- oder Be-
schwerderechts entstanden ist. 

(2) Ein Missbrauch ist es insbesondere,  

1. die Aussetzung oder die weitere Aussetzung des Vergabeverfah-
rens durch vorsätzlich oder grob fahrlässig vorgetragene falsche 
Angaben zu erwirken; 

2. die Überprüfung mit dem Ziel zu beantragen, das Vergabeverfah-
ren zu behindern oder Konkurrenten zu schädigen; 

3. einen Antrag in der Absicht zu stellen, ihn später gegen Geld oder 
andere Vorteile zurückzunehmen. 

(3) Erweisen sich die von der Vergabekammer entsprechend einem be-
sonderen Antrag nach § 115 Abs. 3 getroffenen vorläufigen Maßnahmen 
als von Anfang an ungerechtfertigt, hat der Antragsteller dem Auftraggeber 
den aus der Vollziehung der angeordneten Maßnahme entstandenen 
Schaden zu ersetzen. 

§ 126 

Anspruch auf Ersatz des Vertrauensschadens 

Hat der Auftraggeber gegen eine den Schutz von Unternehmen bezwe-
ckende Vorschrift verstoßen und hätte das Unternehmen ohne diesen Ver-
stoß bei der Wertung der Angebote eine echte Chance gehabt, den Zu-
schlag zu erhalten, die aber durch den Rechtsverstoß beeinträchtigt wurde, 
so kann das Unternehmen Schadensersatz für die Kosten der Vorbereitung 
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des Angebots oder der Teilnahme an einem Vergabeverfahren verlangen. 
Weiterreichende Ansprüche auf Schadensersatz bleiben unberührt. 

§ 127 

Ermächtigungen 

Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Regelungen erlassen  

1. zur Umsetzung der vergaberechtlichen Schwellenwerte der Richtlinien 
der Europäischen Union in ihrer jeweils geltenden Fassung; 

2. über das bei der Vergabe durch Auftraggeber, die auf dem Gebiet der 
Trinkwasser- oder Energieversorgung oder des Verkehrs tätig sind, 
einzuhaltende Verfahren, über die Auswahl und die Prüfung der Unter-
nehmen und der Angebote, über den Abschluss des Vertrags und 
sonstige Regelungen des Vergabeverfahrens; 

3. bis 5. aufgehoben; 

6. über ein Verfahren, nach dem öffentliche Auftraggeber durch unabhän-
gige Prüfer eine Bescheinigung erhalten können, dass ihr Vergabever-
halten mit den Regeln dieses Gesetzes und den auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Vorschriften übereinstimmt; 

7. über ein freiwilliges Streitschlichtungsverfahren der Europäischen 
Kommission gemäß Kapitel 4 der Richtlinie 92/13/EWG des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften vom 25. Februar 1992 (ABl. EG Nr. L 
76 S. 14); 

8. über die Informationen, die von den Auftraggebern dem Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Technologie zu übermitteln sind, um Ver-
pflichtungen aus Richtlinien des Rates der Europäischen Gemeinschaft 
zu erfüllen; 

9. über die Voraussetzungen, nach denen Auftraggeber, die auf dem 
Gebiet der Trinkwasser- oder der Energieversorgung oder des Ver-
kehrs tätig sind, sowie Auftraggeber nach dem Bundesberggesetz von 
der Verpflichtung zur Anwendung dieses Teils befreit werden können, 
sowie über das dabei anzuwendende Verfahren einschließlich der er-
forderlichen Ermittlungsbefugnisse des Bundeskartellamtes. 
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§ 128 

Kosten des Verfahrens vor der Vergabekammer 

(1) Für Amtshandlungen der Vergabekammern werden Kosten (Gebühren 
und Auslagen) zur Deckung des Verwaltungsaufwandes erhoben. Das 
Verwaltungskostengesetz findet Anwendung. 

(2) Die Gebühr beträgt mindestens 2 500 Euro; dieser Betrag kann aus 
Gründen der Billigkeit bis auf ein Zehntel ermäßigt werden. Die Gebühr soll 
den Betrag von 50 000 Euro nicht überschreiten; sie kann im Einzelfall, 
wenn der Aufwand oder die wirtschaftliche Bedeutung außergewöhnlich 
hoch sind, bis zu einem Betrag von 100 000 Euro erhöht werden. 

(3) Soweit ein Beteiligter im Verfahren unterliegt, hat er die Kosten zu tra-
gen. Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamtschuldner. Kosten, die 
durch Verschulden eines Beteiligten entstanden sind, können diesem auf-
erlegt werden. Hat sich der Antrag vor Entscheidung der Vergabekammer 
durch Rücknahme oder anderweitig erledigt, hat der Antragsteller die Hälfte 
der Gebühr zu entrichten. Die Entscheidung, wer die Kosten zu tragen hat, 
erfolgt nach billigem Ermessen. Aus Gründen der Billigkeit kann von der 
Erhebung von Gebühren ganz oder teilweise abgesehen werden. 

(4) Soweit ein Beteiligter im Nachprüfungsverfahren unterliegt, hat er die 
zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung not-
wendigen Aufwendungen des Antragsgegners zu tragen. Die Aufwendun-
gen der Beigeladenen sind nur erstattungsfähig, soweit sie die Vergabe-
kammer aus Billigkeit der unterlegenen Partei auferlegt. Nimmt der An-
tragsteller seinen Antrag zurück, hat er die zur zweckentsprechenden 
Rechtsverfolgung notwendigen Aufwendungen des Antragsgegners und 
der Beigeladenen zu erstatten. § 80 Abs. 1, 2 und 3 Satz 2 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes und die entsprechenden Vorschriften der Verwal-
tungsverfahrensgesetze der Länder gelten entsprechend. Ein gesondertes 
Kostenfestsetzungsverfahren findet nicht statt. 

§ 129 

Korrekturmechanismus der Kommission 

(1) Erhält die Bundesregierung im Laufe eines Vergabeverfahrens vor Ab-
schluss des Vertrages eine Mitteilung der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, dass diese der Auffassung ist, es liege ein schwerer Ver-
stoß gegen das Gemeinschaftsrecht im Bereich der öffentlichen Aufträge 
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vor, der zu beseitigen sei, teilt das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie dies dem Auftraggeber mit. 

(2) Der Auftraggeber ist verpflichtet, innerhalb von 14 Kalendertagen nach 
Eingang dieser Mitteilung dem Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-
nologie eine umfassende Darstellung des Sachverhaltes zu geben und 
darzulegen, ob der behauptete Verstoß beseitigt wurde, oder zu begrün-
den, warum er nicht beseitigt wurde, ob das Vergabeverfahren Gegenstand 
eines Nachprüfungsverfahrens ist oder aus sonstigen Gründen ausgesetzt 
wurde. 

(3) Ist das Vergabeverfahren Gegenstand eines Nachprüfungsverfahrens 
oder wurde es ausgesetzt, so ist der Auftraggeber verpflichtet, das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Technologie unverzüglich über den Aus-
gang des Nachprüfungsverfahrens zu informieren. 

§ 129a 

Unterrichtungspflichten der Nachprüfungsinstanzen 

Die Vergabekammern und die Oberlandesgerichte unterrichten das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Technologie bis zum 31. Januar eines 
jeden Jahres über die Anzahl der Nachprüfungsverfahren des Vorjahres 
und deren Ergebnisse. 

§ 129b 

Regelung für Auftraggeber nach dem Bundesberggesetz  

(1) Auftraggeber, die nach dem Bundesberggesetz berechtigt sind, Erdöl, 
Gas, Kohle oder andere Festbrennstoffe aufzusuchen oder zu gewinnen, 
müssen bei der Vergabe von Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsaufträgen 
oberhalb der in Artikel 16 der Richtlinie 2004/17/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 zur Koordinierung der Zu-
schlagserteilung durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und 
Verkehrsversorgung sowie der Postdienste (ABl. EU Nr. L 134 S. 1), die 
zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 1422/2007 der Kommission vom 4. 
Dezember 2007 (ABl. EU Nr. L 317 S. 34) geändert worden ist, festgeleg-
ten Schwellenwerte zur Durchführung der Aufsuchung oder Gewinnung 
von Erdöl, Gas, Kohle oder anderen Festbrennstoffen den Grundsatz der 
Nichtdiskriminierung und der wettbewerbsorientierten Auftragsvergabe 
beachten. Insbesondere müssen sie Unternehmen, die ein Interesse an 
einem solchen Auftrag haben können, ausreichend informieren und bei der 
Auftragsvergabe objektive Kriterien zugrunde legen. Dies gilt nicht für die 
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Vergabe von Aufträgen, deren Gegenstand die Beschaffung von Energie 
oder Brennstoffen zur Energieerzeugung ist. 

(2) Die Auftraggeber nach Absatz 1 erteilen der Europäischen Kommission 
über das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie Auskunft über 
die Vergabe der unter diese Vorschrift fallenden Aufträge nach Maßgabe 
der Entscheidung 93/327/EWG der Kommission vom 13. Mai 1993 zur 
Festlegung der Voraussetzungen, unter denen die öffentlichen Auftragge-
ber, die geographisch abgegrenzte Gebiete zum Zwecke der Aufsuchung 
oder Förderung von Erdöl, Gas, Kohle oder anderen Festbrennstoffen nut-
zen, der Kommission Auskunft über die von ihnen vergebenen Aufträge zu 
erteilen haben (ABl. EG Nr. L 129 S. 25). Sie können über das Verfahren  
gemäß der Rechtsverordnung nach § 127 Nr. 9 unter den dort geregelten 
Voraussetzungen eine Befreiung von der Pflicht zur Anwendung dieser 
Bestimmung erreichen. 
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Anmerkung der Herausgeber: 

Für laufende Vergabeverfahren ist die Übergangsvorschrift im neuen Ab-
satz 8 des § 131 GWB zu beachten, die folgenden Inhalt hat:   

 

„Vergabeverfahren, die vor dem 24. April 2009 begonnen haben, ein-
schließlich der sich an diese anschließenden Nachprüfungsverfahren sowie 
am 24. April 2009 anhängige Nachprüfungsverfahren sind nach den hierfür 
bisher geltenden Vorschriften zu beenden.“ 

Anlage zu § 98 Nr. 4 

Tätigkeiten auf dem Gebiet der Trinkwasser- oder Energieversorgung oder 
des Verkehrs sind: 

1. Trinkwasserversorgung:  

Das Bereitstellen und Betreiben fester Netze zur Versorgung der Allge-
meinheit im Zusammenhang mit der Gewinnung, dem Transport oder der 
Verteilung von Trinkwasser sowie die Versorgung dieser Netze mit Trink-
wasser; dies gilt auch, wenn diese Tätigkeit mit der Ableitung und Klärung 
von Abwässern oder mit Wasserbauvorhaben sowie Vorhaben auf dem 
Gebiet der Bewässerung und der Entwässerung im Zusammenhang steht, 
sofern die zur Trinkwasserversorgung bestimmte Wassermenge mehr als 
20 Prozent der mit dem Vorhaben oder den Bewässerungs- oder Entwäs-
serungsanlagen zur Verfügung gestellten Gesamtwassermenge ausmacht; 
bei Auftraggebern nach § 98 Nr. 4 ist es keine Tätigkeit der Trinkwasser-
versorgung, sofern die Gewinnung von Trinkwasser für die Ausübung einer 
anderen Tätigkeit als der Trinkwasser-, oder Energieversorgung oder des 
Verkehrs erforderlich ist, die Lieferung an das öffentliche Netz nur vom 
Eigenverbrauch des Auftraggebers nach § 98 Nr. 4 abhängt und unter 
Zugrundelegung des Mittels der letzten drei Jahre einschließlich des lau-
fenden Jahres nicht mehr als 30 Prozent der gesamten Trinkwassergewin-
nung des Auftraggebers nach § 98 Nr. 4 ausmacht; 

2. Elektrizitäts- und Gasversorgung:  

Das Bereitstellen und Betreiben fester Netze zur Versorgung der Allge-
meinheit im Zusammenhang mit der Erzeugung, dem Transport oder der 
Verteilung von Strom oder der Gewinnung von Gas sowie die Versorgung 
dieser Netze mit Strom oder Gas; die Tätigkeit von Auftraggebern nach 
§ 98 Nr. 4 gilt nicht als eine Tätigkeit der Elektrizitäts- und Gasversorgung, 
sofern die Erzeugung von Strom oder Gas für die Ausübung einer anderen 
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Tätigkeit als der Trinkwasser- oder Energieversorgung oder des Verkehrs 
erforderlich ist, die Lieferung von Strom oder Gas an das öffentliche Netz 
nur vom Eigenverbrauch abhängt, bei der Lieferung von Gas auch nur dar-
auf abzielt, diese Erzeugung wirtschaftlich zu nutzen, wenn unter Zugrun-
delegung des Mittels der letzten drei Jahre einschließlich des laufenden 
Jahres bei der Lieferung von Strom nicht mehr als 30 Prozent der gesam-
ten Energieerzeugung des Auftraggebers nach § 98 Nr. 4 ausmacht, bei 
der Lieferung von Gas nicht mehr als 20 Prozent des Umsatzes des Auf-
traggebers nach § 98 Nr. 4; 

3. Wärmeversorgung: 

Das Bereitstellen und Betreiben fester Netze zur Versorgung der Allge-
meinheit im Zusammenhang mit der Erzeugung, dem Transport oder der 
Verteilung von Wärme sowie die Versorgung dieser Netze mit Wärme; die 
Tätigkeit gilt nicht als eine Tätigkeit der Wärmeversorgung, sofern die Er-
zeugung von Wärme durch Auftraggeber nach § 98 Nr. 4 sich zwangsläufig 
aus der Ausübung einer anderen Tätigkeit als auf dem Gebiet der Trink-
wasser- oder Energieversorgung oder des Verkehrs ergibt, die Lieferung 
an das öffentliche Netz nur darauf abzielt, diese Erzeugung wirtschaftlich 
zu nutzen und unter Zugrundelegung des Mittels der letzten drei Jahre 
einschließlich des laufenden Jahres nicht mehr als 20 Prozent des Umsat-
zes des Auftraggebers nach § 98 Nr. 4 ausmacht; 

4. Verkehr: 

Die Bereitstellung und der Betrieb von Flughäfen zum Zwecke der Versor-
gung von Beförderungsunternehmen im Luftverkehr durch Flughafenunter-
nehmen, die insbesondere eine Genehmigung nach § 38 Abs. 2 Nr. 1 der 
Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. Juli 2008 (BGBl. I S. 1229) erhalten haben oder einer solchen 
bedürfen;  

die Bereitstellung und der Betrieb von Häfen oder anderen Verkehrsend-
einrichtungen zum Zwecke der Versorgung von Beförderungsunternehmen 
im See- oder Binnenschiffsverkehr;  

das Erbringen von Verkehrsleistungen, die Bereitstellung oder das Betrei-
ben von Infrastruktureinrichtungen zur Versorgung der Allgemeinheit im 
Eisenbahn-, Straßenbahn- oder sonstigen Schienenverkehr, mit Seilbah-
nen sowie mit automatischen Systemen, im öffentlichen Personenverkehr 
im Sinne des Personenbeförderungsgesetzes auch mit Kraftomnibussen 
und Oberleitungsbussen. 
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Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge 

(Vergabeverordnung - VgV) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Februar 2003 (BGBl. I 
S. 169), mit den Änderungen des Gesetzes zur Modernisierung des Verga-
berechts vom 20.04.2009 (BGBl. I S. 790). 

Abschnitt 1 

Vergabebestimmungen 

§ 1 

Zweck der Verordnung 

Die Verordnung trifft nähere Bestimmungen über das bei der Vergabe öf-
fentlicher Aufträge einzuhaltende Verfahren sowie über die Zuständigkeit 
und das Verfahren bei der Durchführung von Nachprüfungsverfahren für 
öffentliche Aufträge, deren geschätzte Auftragswerte die in § 2 geregelten 
Beträge ohne Umsatzsteuer erreichen oder übersteigen (Schwellenwerte). 

§ 2 

Schwellenwerte 

Der Schwellenwert beträgt: 

1. für Liefer- und Dienstleistungsaufträge im Bereich der Trinkwasser- 
oder Energieversorgung oder im Verkehrsbereich: 422.000 Euro1, 

2. für Liefer- und Dienstleistungen der obersten oder oberen Bundes-
behörden sowie vergleichbarer Bundeseinrichtungen mit Ausnah-
me von 

a) Dienstleistungen des Anhangs II Teil A Kategorie 5 der 
Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 31. März 2004 über die Koordinierung der 
Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferauf-
träge und Dienstleistungsaufträge (ABl. EU Nr. L 134 S. 

                                                      
1 Anmerkung der Herausgeber: Gemäß Verordnung (EG) Nr. 1422/2007 vom 

04.12.2007 (ABl. EU Nr. L 317, S. 34), gilt vom 01.01.2008 bis zur Neufestset-
zung gem. Art. 69 der Richtlinie 2004/17/EG bzw. Art. 78 der Richtlinie 
2004/18/EG ein Schwellenwert in Höhe von 412.000 Euro. 
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114, Nr. L 351 S. 44), die zuletzt durch die Verordnung 
(EG) Nr. 2083/2005 der Kommission vom 19. Dezember 
2005 (ABl. EU Nr. L 333 S. 28) geändert worden ist, deren 
Code nach der Verordnung (EG) 2195/2002 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 5. November 2002 
über das Gemeinsame Vokabular für öffentliche Aufträge 
(CPV) (ABl. EG Nr. L 340 S. 1), geändert durch die Ver-
ordnung (EG) Nr. 2151/2003 der Kommission vom 16. De-
zember 2003 (ABl. EU Nr. L 329 S. 1), (CPV Code) den 
CPC-Referenznummern 7524, 7525 und 7526 entspricht, 
sowie des Anhangs II Teil A Kategorie 8 der Richtlinie 
2004/18/EG oder 

b) Dienstleistungen des Anhangs II Teil B der Richtlinie 
2004/18/EG:  

137.000 Euro2; im Verteidigungsbereich gilt dies bei Lieferauf-
trägen nur für Waren, die im Anhang V der Richtlinie 
2004/18/EG aufgeführt sind, 

3. für alle anderen Liefer- und Dienstleistungsaufträge: 211.000 Eu-
ro3, 

4. für Bauaufträge: 5.278.000 Euro4, 

5. für Auslobungsverfahren, die zu einem Dienstleistungsauftrag füh-
ren sollen, dessen Schwellenwert, 

6. für die übrigen Auslobungsverfahren der Wert, der bei Dienstleis-
tungsaufträgen gilt, 

7. für Lose von Bauaufträgen nach Nummer 4: 1 Million Euro oder bei 
Losen unterhalb von 1 Million Euro deren addierter Wert ab 20 vom 
Hundert des Gesamtwertes aller Lose und 

8. für Lose von Dienstleistungsaufträgen nach Nummer 2 oder 3: 
80.000 Euro oder bei Losen unterhalb von 80.000 Euro deren ad-
dierter Wert ab 20 vom Hundert des Gesamtwertes aller Lose; dies 
gilt nicht im Sektorenbereich. 

                                                      
2 Nach der vorgenannten Verordnung gilt ein Schwellenwert in Höhe von 133.000 

Euro. 
3 Nach der vorgenannten Verordnung gilt ein Schwellenwert in Höhe von 206.000 

Euro. 
4 Nach der vorgenannten Verordnung gilt ein Schwellenwert in Höhe von 

5.150.000 Euro. 
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§ 3 

Schätzung der Auftragswerte 

(1) Bei der Schätzung des Auftragswertes ist von der geschätzten Gesamt-
vergütung für die vorgesehene Leistung einschließlich etwaiger Prämien 
oder Zahlungen an Bewerber oder Bieter auszugehen. 

(2) Der Wert eines beabsichtigten Auftrages darf nicht in der Absicht ge-
schätzt oder aufgeteilt werden, ihn der Anwendung dieser Bestimmungen 
zu entziehen. 

(3) Bei zeitlich begrenzten Lieferaufträgen mit einer Laufzeit bis zu zwölf 
Monaten sowie bei Dienstleistungsaufträgen bis zu 48 Monaten Laufzeit, 
für die kein Gesamtpreis angegeben wird, ist bei der Schätzung des Auf-
tragswertes der Gesamtwert für die Laufzeit des Vertrages zugrunde zu 
legen. Bei Lieferaufträgen mit einer Laufzeit von mehr als zwölf Monaten ist 
der Gesamtwert einschließlich des geschätzten Restwertes zugrunde zu 
legen. Bei unbefristeten Verträgen oder bei nicht absehbarer Vertragsdauer 
folgt der Vertragswert aus der monatlichen Zahlung multipliziert mit 48. 

(4) Bei regelmäßigen Aufträgen oder Daueraufträgen über Lieferungen 
oder Dienstleistungen ist bei der Schätzung des Auftragswertes entweder 
der tatsächliche Gesamtauftragswert entsprechender Aufträge für ähnliche 
Arten von Lieferungen oder Dienstleistungen aus den vorangegangenen 
zwölf Monaten oder dem vorangegangenen Haushaltsjahr, unter Anpas-
sung an voraussichtliche Änderungen bei Mengen oder Kosten während 
der auf die erste Lieferung oder Dienstleistung folgenden zwölf Monate 
oder der geschätzte Gesamtwert während der auf die erste Lieferung oder 
Dienstleistung folgenden zwölf Monate oder während der Laufzeit des Ver-
trages, soweit diese länger als zwölf Monate ist, zugrunde zu legen. 

(5) Bestehen die zu vergebenden Aufträge aus mehreren Losen, für die 
jeweils ein gesonderter Auftrag vergeben wird, müssen bei der Schätzung 
alle Lose berücksichtigt werden. Bei Lieferaufträgen gilt dies nur für Lose 
über gleichartige Lieferungen. 

(6) Sieht der beabsichtigte Auftrag über Lieferungen oder Dienstleistungen 
Optionsrechte oder Vertragsverlängerungen vor, so ist der voraussichtliche 
Vertragswert auf Grund des größtmöglichen Auftragswertes unter Einbe-
ziehung der Optionsrechte oder Vertragsverlängerungen zu schätzen. 

(7) Bei der Schätzung des Auftragswertes von Bauleistungen ist außer dem 
Auftragswert der Bauaufträge der geschätzte Wert der Lieferungen zu be-
rücksichtigen, die für die Ausführung der Bauleistungen erforderlich sind 
und vom Auftraggeber zur Verfügung gestellt werden. 
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(8) Der Wert einer Rahmenvereinbarung wird auf der Grundlage des ge-
schätzten Höchstwertes aller für diesen Zeitraum geplanten Aufträge be-
rechnet. Eine Rahmenvereinbarung ist eine Vereinbarung mit einem oder 
mehreren Unternehmen, in der die Bedingungen für Einzelaufträge festge-
legt werden, die im Laufe eines bestimmten Zeitraumes vergeben werden 
sollen, insbesondere über den in Aussicht genommenen Preis und gege-
benenfalls die in Aussicht genommene Menge. 

(9) Bei Auslobungsverfahren, die zu einem Dienstleistungsauftrag führen 
sollen, ist dessen Auftragswert einschließlich Preisgelder und Zahlungen 
an Teilnehmer zu schätzen, bei allen übrigen Auslobungsverfahren die 
Summe der Preisgelder und Zahlungen an Teilnehmer einschließlich des 
geschätzten Auftragswertes eines Dienstleistungsauftrages, der später 
vergeben werden könnte, soweit der Auftraggeber dies in der Bekanntma-
chung des Wettbewerbs nicht ausschließt. 

(10) Maßgeblicher Zeitpunkt für die Schätzung des Auftragswertes ist der 
Tag der Absendung der Bekanntmachung der beabsichtigten Auftragsver-
gabe oder die sonstige Einleitung des Vergabeverfahrens. 

§ 4 

Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen 

(1) Auftraggeber nach § 98 Nr. 1 bis 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen haben bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungs-
aufträgen sowie bei der Durchführung von Auslobungsverfahren, die zu 
Dienstleistungen führen sollen, die Bestimmungen des 2. Abschnittes des 
Teiles A der Verdingungsordnung für Leistungen (VOL/A) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 6. April 2006 (BAnz. Nr. 100a vom 30. Mai 
2006, BAnz. S. 4368) anzuwenden, wenn in den §§ 5 und 6 nichts anderes 
bestimmt ist. Satz 1 findet auf Aufträge im Sektorenbereich keine Anwen-
dung. 

(2) Für Auftraggeber nach § 98 Nr. 5 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen gilt Absatz 1 hinsichtlich der Vergabe von Dienstleistungs-
aufträgen und für Auslobungsverfahren, die zu Dienstleistungen führen 
sollen. 

(3) Bei Aufträgen, deren Gegenstand Personennahverkehrsleistungen der 
Kategorie Eisenbahnen sind, gilt Absatz 1 mit folgenden Maßgaben: 

1. Bei Verträgen über einzelne Linien mit einer Laufzeit von bis zu 
drei Jahren ist einmalig auch eine freihändige Vergabe ohne sons-
tige Voraussetzungen zulässig. 
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2. Bei längerfristigen Verträgen ist eine freihändige Vergabe ohne 
sonstige Voraussetzungen im Rahmen des § 15 Abs. 2 des Allge-
meinen Eisenbahngesetzes zulässig, wenn ein wesentlicher Teil 
der durch den Vertrag bestellten Leistungen während der Vertrags-
laufzeit ausläuft und anschließend im Wettbewerb übergeben wird. 
Die Laufzeit des Vertrages soll zwölf Jahre nicht überschreiten. Der 
Umfang und die vorgesehenen Modalitäten des Auslaufens des 
Vertrages sind nach Abschluss des Vertrages in geeigneter Weise 
öffentlich bekannt zu machen. 

(4) Bei der Anwendung des Absatzes 1 ist § 7 Nr. 2 Abs. 1 des Abschnittes 
2 des Teiles A der Verdingungsordnung für Leistungen (VOL/A) mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass der Auftragnehmer sich bei der Erfüllung der 
Leistung der Fähigkeiten anderer Unternehmen bedienen kann. 

(5) Hat ein Bieter oder Bewerber vor Einleitung des Vergabeverfahrens den 
Auftraggeber beraten oder sonst unterstützt, so hat der Auftraggeber si-
cherzustellen, dass der Wettbewerb durch die Teilnahme des Bieters oder 
Bewerbers nicht verfälscht wird. 

§ 5 

Vergabe freiberuflicher Dienstleistungen 

Auftraggeber nach § 98 Nr. 1 bis 3 und 5 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen haben bei der Vergabe von Dienstleistungen, die im 
Rahmen einer freiberuflichen Tätigkeit erbracht oder im Wettbewerb mit 
freiberuflichen Tätigen angeboten werden, sowie bei Auslobungsverfahren, 
die zu solchen Dienstleistungen führen sollen, die Verdingungsordnung für 
freiberufliche Leistungen (VOF) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16. März 2006 (BAnz. Nr. 91a vom 13. Mai 2006) anzuwenden. Dies gilt 
nicht für Dienstleistungen, deren Gegenstand eine Aufgabe ist, deren Lö-
sung vorab eindeutig und erschöpfend beschrieben werden kann. Satz 1 
findet auf Aufträge im Sektorenbereich keine Anwendung. 

§ 6 

Vergabe von Bauleistungen 

(1) Auftraggeber nach § 98 Nr. 1 bis 3, 5 und 6 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen haben bei der Vergabe von Bauaufträgen und 
Baukonzessionen die Bestimmungen des 2. Abschnittes des Teiles A der 
Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB/A) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. März 2006 (BAnz. Nr. 94a vom 18. Mai 
2006) anzuwenden; für die in § 98 Nr. 6 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen genannten Auftraggeber gilt dies nur hinsichtlich der 
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Bestimmungen, die auf diese Auftraggeber Bezug nehmen. Satz 1 findet 
auf Aufträge im Sektorenbereich keine Anwendung. 

(2) Bei der Anwendung des Absatzes 1 gelten die Bestimmungen des Ab-
schnittes 2 des Teiles A der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistun-
gen (VOB/A) mit folgenden Maßgaben: 

1. § 2 Nr. 1 und § 25 Nr. 2 VOB/A gelten bei einer Auftragsvergabe 
an mehrere Unternehmen mit der Maßgabe, dass der Auftraggeber 
nur für den Fall der Auftragsvergabe verlangen kann, dass eine 
Bietergemeinschaft eine bestimmte Rechtsform annehmen muss, 
sofern dies für die ordnungsgemäße Durchführung des Auftrages 
notwendig ist. 

2. § 8 Nr. 2 Abs. 1 und § 25 Nr. 6 VOB/A finden mit der Maßgabe 
Anwendung, dass der Auftragnehmer sich bei der Erfüllung der 
Leistung der Fähigkeiten anderer Unternehmen bedienen kann. 

3. § 10 Nr. 5 Abs. 3 VOB/A gilt mit der Maßgabe, dass der Auftrag-
nehmer bei der Weitervergabe von Bauleistungen nur die Bestim-
mungen des Teiles B der Vergabe- und Vertragsordnung für Bau-
leistungen (VOB/B) zugrunde zu legen hat. 

(3) § 4 Abs. 5 gilt entsprechend. 

§ 6a 

Wettbewerblicher Dialog 

(1) Die staatlichen Auftraggeber können für die Vergabe eines Liefer-, 
Dienstleistungs- oder Bauauftrags oberhalb der Schwellenwerte einen 
wettbewerblichen Dialog durchführen, sofern sie objektiv nicht in der Lage 
sind, 

1. die technischen Mittel anzugeben, mit denen ihre Bedürfnisse und 
Ziele erfüllt werden können oder 

2. die rechtlichen oder finanziellen Bedingungen des Vorhabens an-
zugeben. 

(2) Die staatlichen Auftraggeber haben ihre Bedürfnisse und Anforderun-
gen europaweit bekannt zu machen; die Erläuterung dieser Anforderungen 
erfolgt in der Bekanntmachung oder in einer Beschreibung. 

(3) Mit den im Anschluss an die Bekanntmachung nach Absatz 2 ausge-
wählten Unternehmen ist ein Dialog zu eröffnen, in dem die staatlichen 
Auftraggeber ermitteln und festlegen, wie ihre Bedürfnisse am besten erfüllt 
werden können. Bei diesem Dialog können sie mit den ausgewählten Un-
ternehmen alle Einzelheiten des Auftrages erörtern. Die staatlichen Auf-
traggeber haben dafür zu sorgen, dass alle Unternehmen bei dem Dialog 
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gleich behandelt werden. Insbesondere dürfen sie nicht Informationen so 
weitergeben, dass bestimmte Unternehmen begünstigt werden könnten. 
Die staatlichen Auftraggeber dürfen Lösungsvorschläge oder vertrauliche 
Informationen eines Unternehmens nicht ohne dessen Zustimmung an die 
anderen Unternehmen weitergeben und diese nur im Rahmen des Verga-
beverfahrens verwenden. 

(4) Die staatlichen Auftraggeber können vorsehen, dass der Dialog in ver-
schiedenen aufeinander folgenden Phasen abgewickelt wird, um die Zahl 
der in der Dialogphase zu erörternden Lösungen anhand der in der Be-
kanntmachung oder in der Beschreibung angegebenen Zuschlagskriterien 
zu verringern. Im Fall des Satzes 1 ist dies in der Bekanntmachung oder in 
einer Beschreibung anzugeben. Die staatlichen Auftraggeber haben die 
Unternehmen, deren Lösungen nicht für die nächstfolgende Dialogphase 
vorgesehen sind, darüber zu informieren. 

(5) Die staatlichen Auftraggeber haben den Dialog für abgeschlossen zu 
erklären, wenn 

1. eine Lösung gefunden worden ist, die ihre Bedürfnisse erfüllt oder 

2. erkennbar ist, dass keine Lösung gefunden werden kann; 

sie haben die Unternehmen darüber zu informieren. Im Fall des Satzes 1 
Nr. 1 haben sie die Unternehmen aufzufordern, auf der Grundlage der ein-
gereichten und in der Dialogphase näher ausgeführten Lösungen ihr end-
gültiges Angebot vorzulegen. Die Angebote müssen alle zur Ausführung 
des Projekts erforderlichen Einzelheiten enthalten. Der staatliche Auftrag-
geber kann verlangen, dass Präzisierungen, Klarstellungen und Ergänzun-
gen zu diesen Angeboten gemacht werden. Diese Präzisierungen, Klarstel-
lungen oder Ergänzungen dürfen jedoch keine Änderung der grundlegen-
den Elemente des Angebotes oder der Ausschreibung zur Folge haben, die 
den Wettbewerb verfälschen oder diskriminierend wirken könnte. 

(6) Die staatlichen Auftraggeber haben die Angebote auf Grund der in der 
Bekanntmachung oder in der Beschreibung festgelegten Zuschlagskriterien 
zu bewerten und das wirtschaftlichste Angebot auszuwählen. Die staatli-
chen Auftraggeber dürfen das Unternehmen, dessen Angebot als das wirt-
schaftlichste ermittelt wurde, auffordern, bestimmte Einzelheiten des Ange-
botes näher zu erläutern oder im Angebot enthaltene Zusagen zu bestäti-
gen. Dies darf nicht dazu führen, dass wesentliche Aspekte des Angebotes 
oder der Ausschreibung geändert werden, und dass der Wettbewerb ver-
zerrt wird oder andere am Verfahren beteiligte Unternehmen diskriminiert 
werden. 

(7) Verlangen die staatlichen Auftraggeber, dass die am wettbewerblichen 
Dialog teilnehmenden Unternehmen Entwürfe, Pläne, Zeichnungen, Be-
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rechnungen oder andere Unterlagen ausarbeiten, müssen sie einheitlich für 
alle Unternehmen, die die geforderte Unterlage rechtzeitig vorgelegt haben, 
eine angemessene Kostenerstattung hierfür gewähren. 

§ 7 

Aufträge im Sektorenbereich 

(1) Die in § 98 Nr. 1 bis 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen genannten Auftraggeber, die eine Tätigkeit nach § 8 Nr. 1, Nr. 4 Buch-
stabe b oder Nr. 4 Buchstabe c ausüben, haben bei der Vergabe von Auf-
trägen die folgenden Bestimmungen anzuwenden: 

1. im Fall von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen sowie Auslo-
bungsverfahren, die zu Dienstleistungen führen sollen, die Be-
stimmungen des 3. Abschnittes des Teiles A der Verdingungsord-
nung für Leistungen (VOL/A). Dies gilt nicht für Aufträge im Sinne 
des § 5; 

2.  im Fall von Bauaufträgen die Bestimmungen des 3. Abschnittes 
des Teiles A der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen 
(VOB/A). 

(2) Die in § 98 Nr. 1 bis 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen genannten Auftraggeber, die eine Tätigkeit nach § 8 Nr. 2, Nr. 3 oder 
Nr. 4 Buchstabe a ausüben, und die in § 98 Nr. 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen genannten Auftraggeber haben bei der Ver-
gabe von Aufträgen die folgenden Bestimmungen anzuwenden: 

1. im Fall von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen sowie Auslo-
bungsverfahren, die zu Dienstleistungen führen sollen, die Be-
stimmungen des 4. Abschnittes des Teiles A der Verdingungsord-
nung für Leistungen (VOL/A). Dies gilt nicht für Aufträge im Sinne 
des § 5; 

2.  im Fall von Bauaufträgen die Bestimmungen des 4. Abschnittes 
des Teiles A der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen 
(VOB/A). 
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§§ 8 - 11 

(aufgehoben) 

§ 12 

Drittlandsklausel 

Auftraggeber, die eine der in § 8 genannten Tätigkeiten ausüben, können 
bei Lieferaufträgen Angebote zurückweisen, bei denen der Warenanteil zu 
mehr als 50 vom Hundert des Gesamtwertes aus Ländern stammt, die 
nicht Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum sind und mit denen auch keine sonstigen Vereinbarungen 
über gegenseitigen Marktzugang bestehen. Das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Arbeit gibt im Bundesanzeiger bekannt, mit welchen Län-
dern und auf welchen Sektoren solche Vereinbarungen bestehen. Sind 
zwei oder mehrere Warenangebote nach den Zuschlagskriterien des § 25b 
Nr. 1 Abs. 1 oder § 11 SKR Nr. 1 Abs. 1 VOL/A gleichwertig, so ist das 
Angebot zu bevorzugen, das nicht nach Satz 1 zurückgewiesen werden 
kann. Die Preise sind als gleichwertig anzusehen, wenn sie um nicht mehr 
als 3 vom Hundert voneinander abweichen. Die Bevorzugung unterbleibt, 
sofern sie den Auftraggeber zum Erwerb von Ausrüstungen zwingen wür-
de, die andere technische Merkmale als bereits genutzte Ausrüstungen 
haben und dadurch zu Inkompatibilität oder technischen Schwierigkeiten 
bei Betrieb und Wartung oder zu unverhältnismäßigen Kosten führen wür-
den. Software, die in der Ausstattung für Telekommunikationsnetze ver-
wendet wird, gilt als Ware im Sinne dieses Absatzes. 

§ 13 

(aufgehoben) 

§ 14 

Bekanntmachungen 

Bei Bekanntmachungen im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
nach diesen Bestimmungen haben die Auftraggeber die Bezeichnungen 
des Gemeinsamen Vokabulars für das öffentliche Auftragswesen (Common 
Procurement Vocabulary - CPV) zur Beschreibung des Auftragsgegens-
tandes zu verwenden. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Techno-
logie gibt das CPV im Bundesanzeiger bekannt. 
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§ 15 

(aufgehoben) 

§ 16 

Ausgeschlossene Personen 

(1) Als Organmitglied oder Mitarbeiter eines Auftraggebers oder als Beauf-
tragter oder als Mitarbeiter eines Beauftragten eines Auftraggebers dürfen 
bei Entscheidungen in einem Vergabeverfahren für einen Auftraggeber als 
voreingenommen geltende natürliche Personen nicht mitwirken, soweit sie 
in diesem Verfahren 

1. Bieter oder Bewerber sind, 
2. einen Bieter oder Bewerber beraten oder sonst unterstützen oder 

als gesetzliche Vertreter oder nur in dem Vergabeverfahren vertre-
ten, 

3. a) bei einem Bieter oder Bewerber gegen Entgelt beschäftigt oder 
bei ihm als Mitglied des Vorstandes, Aufsichtsrates oder gleicharti-
gen Organs tätig sind oder 
b) für ein in das Vergabeverfahren eingeschaltetes Unternehmen 
tätig sind, wenn dieses Unternehmen zugleich geschäftliche Bezie-
hungen zum Auftraggeber und zum Bieter oder Bewerber hat, 

es sei denn, dass dadurch für die Personen kein Interessenkonflikt besteht 
oder sich die Tätigkeiten nicht auf die Entscheidungen in dem Vergabever-
fahren auswirken. 

(2) Als voreingenommen gelten auch die Personen, deren Angehörige die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 erfüllen. Angehörige sind der 
Verlobte, der Ehegatte, Lebenspartner, Verwandte und Verschwägerte 
gerader Linie, Geschwister, Kinder der Geschwister, Ehegatten und Le-
benspartner der Geschwister und Geschwister der Ehegatten und Lebens-
partner, Geschwister der Eltern sowie Pflegeeltern und Pflegekinder. 

Abschnitt 2 

Nachprüfungsbestimmungen 

§ 17 

Angabe der Vergabekammer 

Die Auftraggeber geben in der Vergabebekanntmachung und den Verga-
beunterlagen die Anschrift der Vergabekammer an, der die Nachprüfung 
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obliegt. Soweit eine Vergabeprüfstelle gemäß § 103 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen besteht, kann diese zusätzlich genannt wer-
den. 

§§ 18 - 22 

(aufgehoben) 

Abschnitt 3 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 23 

Übergangsbestimmungen 

Bereits begonnene Vergabeverfahren werden nach dem Recht, das zum 
Zeitpunkt des Beginns des Verfahrens galt, beendet. 

§ 24 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten





forum vergabe e.V.  Synopse GWB  
 

43 

Synopse zum Vierten Teil 

des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 

(§§ 97 ff.) 

Hinweise: 

 

In der linken Spalte wird die Fassung des Gesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung des GWB vom 15. Juli 2005 (BGBl. I S. 2114), zuletzt 
geändert durch Artikel 2c des Gesetzes vom 15. Dezember 2008 (BGBl. I 
S. 2426), wiedergegeben. 

Die rechte Spalte enthält das Gesetz in der Fassung, die es durch das 
Gesetz zur Modernisierung des Vergaberechts (BGBl. I vom 23. April 2009, 
S. 790) unter Berücksichtigung der Korrektur vom 9. Juli 2009 (BGBl. I, S. 
1795) erhält. 

Neuregelungen und Neufassungen sind in der rechten Spalte mit Un-
terstreichung wiedergegeben. Die Streichung von Wörtern oder Satzteilen 
in der neuen Fassung ist durch Unterstreichung der entsprechenden Wör-
ter oder Satzteile in der linken Spalte kenntlich gemacht. 
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§ 97 

Allgemeine Grundsätze 

§ 97 

Allgemeine Grundsätze 

(1) Öffentliche Auftraggeber be-
schaffen Waren, Bau- und Dienst-
leistungen nach Maßgabe der fol-
genden Vorschriften im Wettbewerb 
und im Wege transparenter Verga-
beverfahren. 

(1) Öffentliche Auftraggeber be-
schaffen Waren, Bau- und Dienst-
leistungen nach Maßgabe der fol-
genden Vorschriften im Wettbewerb 
und im Wege transparenter Verga-
beverfahren. 

(2) Die Teilnehmer an einem Verga-
beverfahren sind gleich zu behan-
deln, es sei denn, eine Benachteili-
gung ist auf Grund dieses Gesetzes 
ausdrücklich geboten oder gestattet. 

(2) Die Teilnehmer an einem Verga-
beverfahren sind gleich zu behan-
deln, es sei denn, eine Benachteili-
gung ist auf Grund dieses Gesetzes 
ausdrücklich geboten oder gestattet. 

(3) Mittelständische Interessen sind 
vornehmlich durch Teilung der Auf-
träge in Fach- und Teillose ange-
messen zu berücksichtigen. 

(3) Mittelständische Interessen sind 
bei der Vergabe öffentlicher Aufträ-
ge vornehmlich zu berücksichtigen. 
Leistungen sind in der Menge auf-
geteilt (Teillose) und getrennt nach 
Art oder Fachgebiet (Fachlose) zu 
vergeben. Mehrere Teil- oder Fach-
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lose dürfen zusammen vergeben 
werden, wenn wirtschaftliche oder 
technische Gründe dies erfordern. 
Wird ein Unternehmen, das nicht 
öffentlicher Auftraggeber ist, mit der 
Wahrnehmung oder Durchführung 
einer öffentlichen Aufgabe betraut, 
verpflichtet der Auftraggeber das 
Unternehmen, sofern es Unterauf-
träge an Dritte vergibt, nach den 
Sätzen 1 bis 3 zu verfahren. 

(4) Aufträge werden an fachkundige, 
leistungsfähige und zuverlässige 
Unternehmen vergeben; andere 
oder weitergehende Anforderungen 
dürfen an Auftragnehmer nur ge-
stellt werden, wenn dies durch Bun-
des- oder Landesgesetz vorgese-
hen ist. 

(4) Aufträge werden an fachkundige, 
leistungsfähige sowie gesetzestreue 
und zuverlässige Unternehmen 
vergeben. Für die Auftragsausfüh-
rung können zusätzliche Anforde-
rungen an Auftragnehmer gestellt 
werden, die insbesondere soziale, 
umweltbezogene oder innovative 
Aspekte betreffen, wenn sie im 
sachlichen Zusammenhang mit dem 
Auftragsgegenstand stehen und 
sich aus der Leistungsbeschreibung 
ergeben. Andere oder weitergehen-
de Anforderungen dürfen an Auf-
tragnehmer nur gestellt werden, 
wenn dies durch Bundes- oder Lan-
desgesetz vorgesehen ist. 

 (4a) Auftraggeber können Präquali-
fikationssysteme einrichten oder 
zulassen, mit denen die Eignung 
von Unternehmen nachgewiesen 
werden kann. 

(5) Der Zuschlag wird auf das wirt-
schaftlichste Angebot erteilt. 

(5) Der Zuschlag wird auf das wirt-
schaftlichste Angebot erteilt. 

(6) Die Bundesregierung wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates 
nähere Bestimmungen über das bei 
der Vergabe einzuhaltende Verfah-

(6) Die Bundesregierung wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates 
nähere Bestimmungen über das bei 
der Vergabe einzuhaltende Verfah-
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ren zu treffen, insbesondere über 
die Bekanntmachung, den Ablauf 
und die Arten der Vergabe, über die 
Auswahl und Prüfung der Unter-
nehmen und Angebote, über den 
Abschluss des Vertrages und sons-
tige Fragen des Vergabeverfahrens. 

ren zu treffen, insbesondere über 
die Bekanntmachung, den Ablauf 
und die Arten der Vergabe, über die 
Auswahl und Prüfung der Unter-
nehmen und Angebote, über den 
Abschluss des Vertrages und sons-
tige Fragen des Vergabeverfahrens. 

(7) Die Unternehmen haben An-
spruch darauf, dass der Auftragge-
ber die Bestimmungen über das 
Vergabeverfahren einhält. 

(7) Die Unternehmen haben An-
spruch darauf, dass der Auftragge-
ber die Bestimmungen über das 
Vergabeverfahren einhält. 

§ 98 

Auftraggeber 

§ 98 

Auftraggeber 

Öffentliche Auftraggeber im Sinne 
dieses Teils sind: 

Öffentliche Auftraggeber im Sinne 
dieses Teils sind: 

1. Gebietskörperschaften sowie 
deren Sondervermögen, 

1.  Gebietskörperschaften sowie 
deren Sondervermögen, 

2.  andere juristische Personen 
des öffentlichen und des priva-
ten Rechts, die zu dem beson-
deren Zweck gegründet wur-
den, im Allgemeininteresse lie-
gende Aufgaben nichtgewerb-
licher Art zu erfüllen, wenn 
Stellen, die unter Nummer 1 
oder 3 fallen, sie einzeln oder 
gemeinsam durch Beteiligung 
oder auf sonstige Weise über-
wiegend finanzieren oder über 
ihre Leitung die Aufsicht aus-
üben oder mehr als die Hälfte 
der Mitglieder eines ihrer zur 
Geschäftsführung oder zur 
Aufsicht berufenen Organe be-
stimmt haben. Das Gleiche gilt 
dann, wenn die Stelle, die ein-
zeln oder gemeinsam mit an-

2.  andere juristische Personen 
des öffentlichen und des priva-
ten Rechts, die zu dem beson-
deren Zweck gegründet wur-
den, im Allgemeininteresse lie-
gende Aufgaben nichtgewerb-
licher Art zu erfüllen, wenn 
Stellen, die unter Nummer 1 
oder 3 fallen, sie einzeln oder 
gemeinsam durch Beteiligung 
oder auf sonstige Weise über-
wiegend finanzieren oder über 
ihre Leitung die Aufsicht aus-
üben oder mehr als die Hälfte 
der Mitglieder eines ihrer zur 
Geschäftsführung oder zur 
Aufsicht berufenen Organe be-
stimmt haben. Das Gleiche gilt 
dann, wenn die Stelle, die ein-
zeln oder gemeinsam mit an-
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deren die überwiegende Fi-
nanzierung gewährt oder die 
Mehrheit der Mitglieder eines 
zur Geschäftsführung oder 
Aufsicht berufenen Organs be-
stimmt hat, unter Satz 1 fällt, 

deren die überwiegende Fi-
nanzierung gewährt oder die 
Mehrheit der Mitglieder eines 
zur Geschäftsführung oder 
Aufsicht berufenen Organs be-
stimmt hat, unter Satz 1 fällt, 

3.  Verbände, deren Mitglieder 
unter Nummer 1 oder 2 fallen, 

3.  Verbände, deren Mitglieder 
unter Nummer 1 oder 2 fallen, 

4.  natürliche oder juristische Per-
sonen des privaten Rechts, die 
auf dem Gebiet der Trinkwas-
ser- oder Energieversorgung 
oder des Verkehrs oder der 
Telekommunikation tätig sind, 
wenn diese Tätigkeiten auf der 
Grundlage von besonderen 
oder ausschließlichen Rechten 
ausgeübt werden, die von ei-
ner zuständigen Behörde ge-
währt wurden, oder wenn Auf-
traggeber, die unter Nummern 
1 bis 3 fallen, auf diese Perso-
nen einzeln oder gemeinsam 
einen beherrschenden Einfluss 
ausüben können, 

4.  natürliche oder juristische Per-
sonen des privaten Rechts, die 
auf dem Gebiet der Trinkwas-
ser- oder Energieversorgung 
oder des Verkehrs tätig sind, 
wenn diese Tätigkeiten auf der 
Grundlage von besonderen 
oder ausschließlichen Rechten 
ausgeübt werden, die von ei-
ner zuständigen Behörde ge-
währt wurden, oder wenn Auf-
traggeber, die unter Nummern 
1 bis 3 fallen, auf diese Perso-
nen einzeln oder gemeinsam 
einen beherrschenden Einfluss 
ausüben können; besondere 
oder ausschließliche Rechte 
sind Rechte, die dazu führen, 
dass die Ausübung dieser Tä-
tigkeiten einem oder mehreren 
Unternehmen vorbehalten wird 
und dass die Möglichkeit ande-
rer Unternehmen, diese Tätig-
keit auszuüben, erheblich be-
einträchtigt wird. Tätigkeiten 
auf dem Gebiet der Trinkwas-
ser- und Energieversorgung 
sowie des Verkehrs sind sol-
che, die in der Anlage aufge-
führt sind, 

5.  natürliche oder juristische Per-
sonen des privaten Rechts in 

5.  natürliche oder juristische Per-
sonen des privaten Rechts so-
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den Fällen, in denen sie für 
Tiefbaumaßnahmen, für die Er-
richtung von Krankenhäusern, 
Sport-, Erholungs- oder Frei-
zeiteinrichtungen, Schul-, 
Hochschul- oder Verwaltungs-
gebäuden oder für damit in 
Verbindung stehende Dienst-
leistungen und Auslobungsver-
fahren von Stellen, die unter 
Nummern 1 bis 3 fallen, Mittel 
erhalten, mit denen diese Vor-
haben zu mehr als 50 vom 
Hundert finanziert werden, 

wie juristische Personen des 
öffentlichen Rechts, soweit sie 
nicht unter Nummer 2 fallen, in 
den Fällen, in denen sie für 
Tiefbaumaßnahmen, für die Er-
richtung von Krankenhäusern, 
Sport-, Erholungs- oder Frei-
zeiteinrichtungen, Schul-, 
Hochschul- oder Verwaltungs-
gebäuden oder für damit in 
Verbindung stehende Dienst-
leistungen und Auslobungsver-
fahren von Stellen, die unter 
Nummern 1 bis 3 fallen, Mittel 
erhalten, mit denen diese Vor-
haben zu mehr als 50 vom 
Hundert finanziert werden, 

6.  natürliche oder juristische Per-
sonen des privaten Rechts, die 
mit Stellen, die unter Nummern 
1 bis 3 fallen, einen Vertrag 
über die Erbringung von Bau-
leistungen abgeschlossen ha-
ben, bei dem die Gegenleis-
tung für die Bauarbeiten statt in 
einer Vergütung in dem Recht 
auf Nutzung der baulichen An-
lage, ggf. zuzüglich der Zah-
lung eines Preises besteht, 
hinsichtlich der Aufträge an 
Dritte (Baukonzession). 

6.  natürliche oder juristische Per-
sonen des privaten Rechts, die 
mit Stellen, die unter die Num-
mern 1 bis 3 fallen, einen Ver-
trag über eine Baukonzession 
abgeschlossen haben, hin-
sichtlich der Aufträge an Dritte. 

§ 99 

Öffentliche Aufträge 

§ 99 

Öffentliche Aufträge 

(1) Öffentliche Aufträge sind entgelt-
liche Verträge zwischen öffentlichen 
Auftraggebern und Unternehmen, 
die Liefer-, Bau- oder Dienstleistun-
gen zum Gegenstand haben, und 

(1) Öffentliche Aufträge sind entgelt-
liche Verträge von öffentlichen Auf-
traggebern mit Unternehmen über 
die Beschaffung von Leistungen, die 
Liefer-, Bau- oder Dienstleistungen 
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Auslobungsverfahren, die zu Dienst-
leistungsaufträgen führen sollen. 

zum Gegenstand haben, Baukon-
zessionen und Auslobungsverfah-
ren, die zu Dienstleistungsaufträgen 
führen sollen. 

(2) Lieferaufträge sind Verträge zur 
Beschaffung von Waren, die insbe-
sondere Kauf oder Ratenkauf oder 
Leasing, Miet- oder Pachtverhältnis-
se mit oder ohne Kaufoption betref-
fen. Die Verträge können auch Ne-
benleistungen umfassen. 

(2) Lieferaufträge sind Verträge zur 
Beschaffung von Waren, die insbe-
sondere Kauf oder Ratenkauf oder 
Leasing, Miet- oder Pachtverhältnis-
se mit oder ohne Kaufoption betref-
fen. Die Verträge können auch Ne-
benleistungen umfassen. 

(3) Bauaufträge sind Verträge ent-
weder über die Ausführung oder die 
gleichzeitige Planung und Ausfüh-
rung eines Bauvorhabens oder ei-
nes Bauwerks, das Ergebnis von 
Tief- oder Hochbauarbeiten ist und 
eine wirtschaftliche oder technische 
Funktion erfüllen soll, oder einer 
Bauleistung durch Dritte gemäß den 
vom Auftraggeber genannten Erfor-
dernissen. 

(3) Bauaufträge sind Verträge über 
die Ausführung oder die gleichzeiti-
ge Planung und Ausführung eines 
Bauvorhabens oder eines Bauwer-
kes für den öffentlichen Auftragge-
ber, das Ergebnis von Tief- oder 
Hochbauarbeiten ist und eine wirt-
schaftliche oder technische Funktion 
erfüllen soll, oder einer dem Auf-
traggeber unmittelbar wirtschaftlich 
zugutekommenden Bauleistung 
durch Dritte gemäß den vom Auf-
traggeber genannten Erfordernis-
sen. 

(4) Als Dienstleistungsaufträge gel-
ten die Verträge über Leistungen, 
die nicht unter Absatz 2 oder 3 fal-
len und keine Auslobungsverfahren 
sind. 

(4) Als Dienstleistungsaufträge gel-
ten die Verträge über die Erbringung 
von Leistungen, die nicht unter Ab-
satz 2 oder Absatz 3 fallen. 

(5) Auslobungsverfahren im Sinne 
dieses Teils sind nur solche Auslo-
bungsverfahren, die dem Auftrag-
geber auf Grund vergleichender 
Beurteilung durch ein Preisgericht 
mit oder ohne Verteilung von Prei-
sen zu einem Plan verhelfen sollen. 

(5) Auslobungsverfahren im Sinne 
dieses Teils sind nur solche Auslo-
bungsverfahren, die dem Auftrag-
geber auf Grund vergleichender 
Beurteilung durch ein Preisgericht 
mit oder ohne Verteilung von Prei-
sen zu einem Plan verhelfen sollen. 

 (6) Eine Baukonzession ist ein Ver-
trag über die Durchführung eines 
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Bauauftrags, bei dem die Gegen-
leistung für die Bauarbeiten statt in 
einem Entgelt in dem befristeten 
Recht auf Nutzung der baulichen 
Anlage, gegebenenfalls zuzüglich 
der Zahlung eines Preises besteht. 

(6) Ein öffentlicher Auftrag, der so-
wohl den Einkauf von Waren als 
auch die Beschaffung von Dienst-
leistungen zum Gegenstand hat, gilt 
als Dienstleistungsauftrag, wenn der 
Wert der Dienstleistungen den Wert 
der Waren übersteigt. Ein öffentli-
cher Auftrag, der neben Dienstleis-
tungen Bauleistungen umfasst, die 
im Verhältnis zum Hauptgegenstand 
Nebenarbeiten sind, gilt als Dienst-
leistungsauftrag. 

(7) Ein öffentlicher Auftrag, der so-
wohl den Einkauf von Waren als 
auch die Beschaffung von Dienst-
leistungen zum Gegenstand hat, gilt 
als Dienstleistungsauftrag, wenn der 
Wert der Dienstleistungen den Wert 
der Waren übersteigt. Ein öffentli-
cher Auftrag, der neben Dienstleis-
tungen Bauleistungen umfasst, die 
im Verhältnis zum Hauptgegenstand 
Nebenarbeiten sind, gilt als Dienst-
leistungsauftrag. 

 (8) Für einen Auftrag zur Durchfüh-
rung mehrerer Tätigkeiten gelten die 
Bestimmungen für die Tätigkeit, die 
den Hauptgegenstand darstellt. Ist 
für einen Auftrag zur Durchführung 
von Tätigkeiten auf dem Gebiet der 
Trinkwasser- oder Energieversor-
gung, des Verkehrs oder des Be-
reichs der Auftraggeber nach dem 
Bundesberggesetz und von Tätig-
keiten von Auftraggebern nach § 98 
Nr. 1 bis 3 nicht feststellbar, welche 
Tätigkeit den Hauptgegenstand 
darstellt, ist der Auftrag nach den 
Bestimmungen zu vergeben, die für 
Auftraggeber nach § 98 Nr. 1 bis 3 
gelten. Betrifft eine der Tätigkeiten, 
deren Durchführung der Auftrag 
bezweckt, sowohl eine Tätigkeit auf 
dem Gebiet der Trinkwasser- oder 
Energieversorgung, des Verkehrs 
oder des Bereichs der Auftraggeber 
nach dem Bundesberggesetz als 
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auch eine Tätigkeit, die nicht in die 
Bereiche von Auftraggebern nach 
§ 98 Nr. 1 bis 3 fällt, und ist nicht 
feststellbar, welche Tätigkeit den 
Hauptgegenstand darstellt, so ist 
der Auftrag nach denjenigen Be-
stimmungen zu vergeben, die für 
Auftraggeber mit einer Tätigkeit auf 
dem Gebiet der Trinkwasser- und 
Energieversorgung sowie des Ver-
kehrs oder des Bundesberggeset-
zes gelten. 

§ 100 

Anwendungsbereich 

§ 100 

Anwendungsbereich 

(1) Dieser Teil gilt nur für Aufträge, 
welche die Auftragswerte erreichen 
oder überschreiten, die durch 
Rechtsverordnung nach § 127 fest-
gelegt sind (Schwellenwerte). 

(1) Dieser Teil gilt nur für Aufträge, 
welche die Auftragswerte erreichen 
oder überschreiten, die durch 
Rechtsverordnung nach § 127 fest-
gelegt sind (Schwellenwerte). 

(2) Dieser Teil gilt nicht für Arbeits-
verträge und für Aufträge, 

(2) Dieser Teil gilt nicht für Arbeits-
verträge und für Aufträge, 

a)  die auf Grund eines internatio-
nalen Abkommens im Zusam-
menhang mit der Stationierung 
von Truppen vergeben werden 
und für die besondere Verfah-
rensregeln gelten; 

a)  die auf Grund eines internatio-
nalen Abkommens im Zusam-
menhang mit der Stationierung 
von Truppen vergeben werden 
und für die besondere Verfah-
rensregeln gelten; 

b)  die auf Grund eines internatio-
nalen Abkommens zwischen 
der Bundesrepublik Deutsch-
land und einem oder mehreren 
Staaten, die nicht Vertragspar-
teien des Übereinkommens 
über den Europäischen Wirt-
schaftsraum sind, für ein von 
den Unterzeichnerstaaten ge-
meinsam zu verwirklichendes 

b)  die auf Grund eines internatio-
nalen Abkommens zwischen 
der Bundesrepublik Deutsch-
land und einem oder mehreren 
Staaten, die nicht Vertragspar-
teien des Übereinkommens 
über den Europäischen Wirt-
schaftsraum sind, für ein von 
den Unterzeichnerstaaten ge-
meinsam zu verwirklichendes 



forum vergabe e.V.  Synopse GWB  
 

53 

2005 2009 
und zu tragendes Projekt, für 
das andere Verfahrensregeln 
gelten, vergeben werden; 

und zu tragendes Projekt, für 
das andere Verfahrensregeln 
gelten, vergeben werden; 

c)  die auf Grund des besonderen 
Verfahrens einer internationa-
len Organisation vergeben 
werden; 

c)  die auf Grund des besonderen 
Verfahrens einer internationa-
len Organisation vergeben 
werden; 

d)  die in Übereinstimmung mit 
den Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften in der Bundesre-
publik Deutschland für geheim 
erklärt werden oder  

d) 
aa) die in Übereinstimmung mit 

den Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften in der Bundesre-
publik Deutschland für geheim 
erklärt werden, 

 deren Ausführung nach diesen 
Vorschriften besondere Si-
cherheitsmaßnahmen erfordert 
oder; 

bb) deren Ausführung nach diesen 
Vorschriften besondere  Si-
cherheitsmaßnahmen erfor-
dert, 

 cc)  bei denen es ein Einsatz der 
Streitkräfte oder die Umset-
zung von Maßnahmen der Ter-
rorismusbekämpfung oder we-
sentliche Sicherheitsinteressen 
bei der Beschaffung von Infor-
mationstechnik oder Telekom-
munikationsanlagen gebieten 
oder 

 wenn der Schutz wesentlicher 
Interessen der Sicherheit des 
Staates es gebietet 

dd)  bei denen der Schutz sonstiger 
wesentlicher Interessen der Si-
cherheit des Staates es gebie-
tet; 

e)  die dem Anwendungsbereich 
des Artikels 296 Abs. 1 Buch-
stabe b des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft unterliegen; 

e)  die dem Anwendungsbereich 
des Artikels 296 Abs. 1 Buch-
stabe b des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft unterliegen; 

f)  die von Auftraggebern, die auf 
dem Gebiet der Trinkwasser- 
oder Energieversorgung oder 

f)  die bei Tätigkeiten auf dem 
Gebiet der Trinkwasserversor-
gung die Beschaffung von 
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des Verkehrs oder der Tele-
kommunikation tätig sind, nach 
Maßgabe näherer Bestimmung 
durch Rechtsverordnung nach 
§ 127 auf dem Gebiet verge-
ben werden, auf dem sie selbst 
tätig sind; 

Wasser oder bei Tätigkeiten 
auf dem Gebiet der Energie-
versorgung die Beschaffung 
von Energie oder von Brenn-
stoffen zur Energieerzeugung 
zum Gegenstand haben; 

g)  die an eine Person vergeben 
werden, die ihrerseits Auftrag-
geber nach § 98 Nr. 1, 2 oder 3 
ist und ein auf Gesetz oder 
Verordnung beruhendes aus-
schließliches Recht zur Erbrin-
gung der Leistung hat; 

g)  die an eine Person vergeben 
werden, die ihrerseits Auftrag-
geber nach § 98 Nr. 1, 2 oder 3 
ist und ein auf Gesetz oder 
Verordnung beruhendes aus-
schließliches Recht zur Erbrin-
gung der Leistung hat; 

h)  über Erwerb oder Mietverhält-
nisse über oder Rechte an 
Grundstücken oder vorhande-
nen Gebäuden oder anderem 
unbeweglichen Vermögen un-
geachtet ihrer Finanzierung; 

h)  über Erwerb oder Mietverhält-
nisse über oder Rechte an 
Grundstücken oder vorhande-
nen Gebäuden oder anderem 
unbeweglichen Vermögen un-
geachtet ihrer Finanzierung; 

i)  über Dienstleistungen von 
verbundenen Unternehmen, 
die durch Rechtsverordnung 
nach § 127 näher bestimmt 
werden, für Auftraggeber, die 
auf dem Gebiet der Trinkwas-
ser- oder Energieversorgung 
oder des Verkehrs oder der 
Telekommunikation tätig sind; 

i)  von Auftraggebern nach § 98 
Nr. 4, soweit sie anderen Zwe-
cken dienen als der Sektoren-
tätigkeit; 

j)  über die Ausstrahlung von 
Sendungen; 

j)  die den Kauf, die Entwicklung, 
die Produktion oder Koproduk-
tion von Programmen zum Ge-
genstand haben und die zur 
Ausstrahlung durch Rundfunk- 
oder Fernsehanstalten be-
stimmt sind sowie über die 
Ausstrahlung von Sendungen; 

k)  über Fernsprechdienstleistun-
gen, Telexdienst, den bewegli-

k)  die hauptsächlich den Zweck 
haben, dem Auftraggeber die 
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chen Telefondienst, Funkruf-
dienst und die Satellitenkom-
munikation; 

Bereitstellung oder den Betrieb 
öffentlicher Telekommunikati-
onsnetze oder die Bereitstel-
lung eines oder mehrerer Tele-
kommunikationsdienste für die 
Öffentlichkeit zu ermöglichen; 

l)  über Schiedsgerichts- und 
Schlichtungsleistungen; 

l)  über Schiedsgerichts- und 
Schlichtungsleistungen; 

m)  über finanzielle Dienstleistun-
gen im Zusammenhang mit 
Ausgabe, Verkauf, Ankauf oder 
Übertragung von Wertpapieren 
oder anderen Finanzinstru-
menten sowie Dienstleistungen 
der Zentralbanken; 

m)  über finanzielle Dienstleistun-
gen im Zusammenhang mit 
Ausgabe, Verkauf, Ankauf oder 
Übertragung von Wertpapieren 
oder anderen Finanzinstru-
menten, insbesondere Ge-
schäfte, die der Geld- oder Ka-
pitalbeschaffung der Auftrag-
geber dienen, sowie Dienstleis-
tungen der Zentralbanken; 

n)  über Forschungs- und Entwick-
lungsdienstleistungen, es sei 
denn, ihre Ergebnisse werden 
ausschließlich Eigentum des 
Auftraggebers für seinen 
Gebrauch bei der Ausübung 
seiner eigenen Tätigkeit und 
die Dienstleistung wird voll-
ständig durch den Auftragge-
ber vergütet. 

n) über Forschungs- und Entwick-
lungsdienstleistungen, es sei 
denn, ihre Ergebnisse werden 
ausschließlich Eigentum des 
Auftraggebers für seinen 
Gebrauch bei der Ausübung 
seiner eigenen Tätigkeit und 
die Dienstleistung wird voll-
ständig durch den Auftragge-
ber vergütet, 

 o)  von 

§ 10 VgV 2003:  
(1) § 7 gilt nicht für Dienstleistungs-
aufträge, 

1.  die ein Auftraggeber an ein mit 
ihm verbundenes Unterneh-
men vergibt, 

aa)  Auftraggebern, die auf dem 
Gebiet der Trinkwasser- oder 
Energieversorgung oder des 
Verkehrs tätig sind, an ein mit 
diesem Auftraggeber verbun-
denes Unternehmen oder5  

                                                      
5
  Das 80 Prozentkriterium aus § 10 Abs. 1 VgV alt muss europarechtskonform auch für den 

Regelungsgegenstand des Doppelbuchstaben aa) gelten. 



Synopse GWB   forum vergabe e.V. 
 

56 

2005 2009 
2.  die ein gemeinsames Unter-

nehmen, das mehrere Auftrag-
geber zur Durchführung von 
Tätigkeiten im Sinne des § 8 
gebildet haben, an einen die-
ser Auftraggeber oder an ein 
Unternehmen vergibt, das mit 
einem dieser Auftraggeber ver-
bunden ist, 

sofern mindestens 80 vom Hundert 
des von diesem Unternehmen wäh-
rend der letzten drei Jahre in der 
Europäischen Gemeinschaft erziel-
ten durchschnittlichen Umsatzes im 
Dienstleistungssektor aus der Er-
bringung dieser Dienstleistungen für 
die mit ihm verbundenen Unterneh-
men stammen. Satz 1 gilt auch, 
sofern das Unternehmen noch keine 
drei Jahre besteht, wenn zu erwar-
ten ist, dass in den ersten drei Jah-
ren seines Bestehens mindestens 
80 vom Hundert erreicht werden. 
Werden die gleichen oder gleichar-
tigen Dienstleistungen von mehr als 
einem mit dem Auftraggeber ver-
bundenen Unternehmen erbracht, 
ist der Gesamtumsatz in der Euro-
päischen Gemeinschaft zu berück-
sichtigen, der sich für diese Unter-
nehmen aus der Erbringung von 
Dienstleistungen ergibt. Die Auf-
traggeber teilen der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften auf 
deren Verlangen den Namen der 
Unternehmen, die Art und den Wert 
des jeweiligen Dienstleistungsauf-
trages und alle Angaben mit, welche 
die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften zur Prüfung für 
erforderlich hält.  

bb)  einem gemeinsamen Unter-
nehmen, das mehrere Auftrag-
geber, die auf dem Gebiet der 
Trinkwasser- oder Energiever-
sorgung oder des Verkehrs tä-
tig sind, ausschließlich zur 
Durchführung dieser Tätigkei-
ten gebildet haben, an ein Un-
ternehmen, das mit einem die-
ser Auftraggeber verbunden 
ist,  

sofern mindestens 80 Prozent des 
von diesem verbundenen Unter-
nehmen während der letzten drei 
Jahre in der Europäischen Union 
erzielten durchschnittlichen Umsat-
zes im entsprechenden Liefer- oder 
Bau- oder Dienstleistungssektor aus 
der Erbringung dieser Lieferungen 
oder Leistungen für den mit ihm 
verbundenen Auftraggeber stam-
men; dies gilt auch, sofern das Un-
ternehmen noch keine drei Jahre 
besteht, wenn zu erwarten ist, dass 
in den ersten drei Jahren seines 
Bestehens wahrscheinlich mindes-
tens 80 Prozent erreicht werden; 
werden die gleichen oder gleicharti-
gen Lieferungen oder Bau- oder 
Dienstleistungen von mehr als ei-
nem mit dem Auftraggeber verbun-
denen Unternehmen erbracht, so 
wird die Prozentzahl unter Berück-
sichtigung des Gesamtumsatzes 
errechnet, den diese verbundenen 
Unternehmen mit der Erbringung 
der Lieferung oder Leistung erzie-
len; § 36 Abs. 2 und 3 gilt entspre-
chend; 
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p)  die 

aa)  ein gemeinsames Unterneh-
men, das mehrere Auftragge-
ber, die auf dem Gebiet der 
Trinkwasser- oder Energiever-
sorgung oder des Verkehrs tä-
tig sind, ausschließlich zur 
Durchführung von diesen Tä-
tigkeiten gebildet haben, an ei-
nen dieser Auftraggeber oder 

bb)  ein Auftraggeber, der auf dem 
Gebiet der Trinkwasser- oder 
Energieversorgung oder des 
Verkehrs tätig ist, an ein ge-
meinsames Unternehmen im 
Sinne des Doppelbuchstaben 
aa, an dem er beteiligt ist,  

vergibt, sofern das gemeinsame 
Unternehmen errichtet wurde, um 
die betreffende Tätigkeit während 
eines Zeitraumes von mindestens 
drei Jahren durchzuführen, und in 
dem Gründungsakt festgelegt wird, 
dass die dieses Unternehmen bil-
denden Auftraggeber dem Unter-
nehmen zumindest während des 
gleichen Zeitraumes angehören 
werden;  

 

q)  die zur Durchführung von Tä-
tigkeiten auf dem Gebiet der 
Trinkwasser- oder Energiever-
sorgung oder des Verkehrs 
außerhalb des Gebietes der 
Europäischen Union vergeben 
werden, wenn sie nicht mit der 
tatsächlichen Nutzung eines 
Netzes oder einer Anlage in-
nerhalb dieses Gebietes ver-
bunden sind; 
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r)  zum Zwecke der Weiterveräu-

ßerung oder Weitervermietung 
von Auftraggebern, die auf 
dem Gebiet der Trinkwasser- 
oder Energieversorgung oder 
des Verkehrs tätig sind, an 
Dritte vergeben werden, vor-
ausgesetzt, dass der Auftrag-
geber kein besonderes oder 
ausschließliches Recht zum 
Verkauf oder zur Vermietung 
des Auftragsgegenstandes be-
sitzt und dass andere Unter-
nehmen die Möglichkeit haben, 
diese Waren unter gleichen 
Bedingungen wie der betref-
fende Auftraggeber zu verkau-
fen oder zu vermieten; 

s)  von Auftraggebern, die auf 
dem Gebiet der Trinkwasser- 
oder Energieversorgung oder 
des Verkehrs tätig sind, soweit 
sie Baukonzessionen zum 
Zwecke der Durchführung die-
ser Tätigkeiten zum Gegens-
tand haben; 

t)  die der Ausübung einer Tätig-
keit auf dem Gebiet der Trink-
wasser- oder Energieversor-
gung oder des Verkehrs die-
nen, soweit die Europäische 
Kommission nach Artikel 30 
der Richtlinie 2004/17/EG des 
Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 31. März 2004 
zur Koordinierung der Zu-
schlagserteilung durch Auf-
traggeber im Bereich der Was-
ser-, Energie- und Verkehrs-
versorgung sowie der Post-
dienste festgestellt hat, dass 
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diese Tätigkeit in Deutschland 
auf Märkten mit freiem Zugang 
unmittelbar dem Wettbewerb 
ausgesetzt ist und dies durch 
das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie im 
Bundesanzeiger bekannt ge-
macht worden ist. 

§ 101 

Arten der Vergabe 

§ 101 

Arten der Vergabe 

(1) Die Vergabe von öffentlichen 
Liefer-, Bau- und Dienstleistungs-
aufträgen erfolgt in offenen Verfah-
ren, in nicht offenen Verfahren, in 
Verhandlungsverfahren oder im 
wettbewerblichen Dialog. 

(1) Die Vergabe von öffentlichen 
Liefer-, Bau- und Dienstleistungs-
aufträgen erfolgt in offenen Verfah-
ren, in nicht offenen Verfahren, in 
Verhandlungsverfahren oder im 
wettbewerblichen Dialog. 

(2) Offene Verfahren sind Verfah-
ren, in denen eine unbeschränkte 
Anzahl von Unternehmen öffentlich 
zur Abgabe von Angeboten aufge-
fordert wird. 

(2) Offene Verfahren sind Verfah-
ren, in denen eine unbeschränkte 
Anzahl von Unternehmen öffentlich 
zur Abgabe von Angeboten aufge-
fordert wird. 

(3) Bei nicht offenen Verfahren wird 
öffentlich zur Teilnahme, aus dem 
Bewerberkreis sodann eine be-
schränkte Anzahl von Unternehmen 
zur Angebotsabgabe aufgefordert. 

(3) Bei nicht offenen Verfahren wird 
öffentlich zur Teilnahme, aus dem 
Bewerberkreis sodann eine be-
schränkte Anzahl von Unternehmen 
zur Angebotsabgabe aufgefordert. 

(5) Ein wettbewerblicher Dialog ist 
ein Verfahren zur Vergabe beson-
ders komplexer Aufträge durch 
staatliche Auftraggeber. In diesem 
Verfahren erfolgen eine Aufforde-
rung zur Teilnahme und anschlie-
ßend Verhandlungen mit ausge-
wählten Unternehmen über alle 
Einzelheiten des Auftrags. 

(4) Ein wettbewerblicher Dialog ist 
ein Verfahren zur Vergabe beson-
ders komplexer Aufträge durch Auf-
traggeber nach § 98 Nr. 1 bis 3, 
soweit sie nicht auf dem Gebiet der 
Trinkwasser- oder Energieversor-
gung oder des Verkehrs tätig sind, 
und § 98 Nr. 5. In diesem Verfahren 
erfolgen eine Aufforderung zur Teil-
nahme und anschließend Verhand-
lungen mit ausgewählten Unter-
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nehmen über alle Einzelheiten des 
Auftrags. 

(4) Verhandlungsverfahren sind 
Verfahren, bei denen sich der Auf-
traggeber mit oder ohne vorherige 
öffentliche Aufforderung zur Teil-
nahme an ausgewählte Unterneh-
men wendet, um mit einem oder 
mehreren über die Auftragsbedin-
gungen zu verhandeln. 

(5) Verhandlungsverfahren sind 
Verfahren, bei denen sich der Auf-
traggeber mit oder ohne vorherige 
öffentliche Aufforderung zur Teil-
nahme an ausgewählte Unterneh-
men wendet, um mit einem oder 
mehreren über die Auftragsbedin-
gungen zu verhandeln. 

 (6) Eine elektronische Auktion dient 
der elektronischen Ermittlung des 
wirtschaftlichsten Angebotes. Ein 
dynamisches elektronisches Verfah-
ren ist ein zeitlich befristetes aus-
schließlich elektronisches offenes 
Vergabeverfahren zur Beschaffung 
marktüblicher Leistungen, bei denen 
die allgemein auf dem Markt verfüg-
baren Spezifikationen den Anforde-
rungen des Auftraggebers genügen. 

(6) Öffentliche Auftraggeber haben 
das offene Verfahren anzuwenden, 
es sei denn, auf Grund dieses Ge-
setzes ist etwas anderes gestattet. 
Auftraggebern, die nur unter § 98 
Nr. 4 fallen, stehen das offene Ver-
fahren, das nicht offene Verfahren 
und das Verhandlungsverfahren 
nach ihrer Wahl zur Verfügung. 

(7) Öffentliche Auftraggeber haben 
das offene Verfahren anzuwenden, 
es sei denn, auf Grund dieses Ge-
setzes ist etwas anderes gestattet. 
Auftraggebern stehen, soweit sie 
auf dem Gebiet der Trinkwasser- 
oder Energieversorgung oder des 
Verkehrs tätig sind, das offene Ver-
fahren, das nicht offene Verfahren 
und das Verhandlungsverfahren 
nach ihrer Wahl zur Verfügung. 

§ 13 VgV 2003 

Informationspflicht 

§ 101a 

Informations- und Wartepflicht 

Der Auftraggeber informiert die Bie-
ter, deren Angebote nicht berück-
sichtigt werden sollen, über den 

(1) Der Auftraggeber hat die betrof-
fenen Bieter, deren Angebote nicht 
berücksichtigt werden sollen, über 
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Namen des Bieters, dessen Ange-
bot angenommen werden soll und 
über den Grund der vorgesehenen 
Nichtberücksichtigung ihres Ange-
botes. Er sendet diese Information 
in Textform spätestens 14 Kalender-
tage vor dem Vertragsabschluss an 
die Bieter ab. Die Frist beginnt am 
Tag nach der Absendung der Infor-
mation durch den Auftraggeber. Auf 
den Tag des Zugangs der Informati-
on beim Bieter kommt es nicht an. 
Ein Vertrag darf vor Ablauf der Frist 
oder ohne dass die Information 
erteilt worden und die Frist abgelau-
fen ist, nicht geschlossen werden. 
Ein dennoch abgeschlossener Ver-
trag ist nichtig. 

den Namen des Unternehmens, 
dessen Angebot angenommen wer-
den soll, über die Gründe der vor-
gesehenen Nichtberücksichtigung 
ihres Angebots und über den frü-
hesten Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses unverzüglich in Textform 
zu informieren. Dies gilt auch für 
Bewerber, denen keine Information 
über die Ablehnung ihrer Bewer-
bung zur Verfügung gestellt wurde, 
bevor die Mitteilung über die Zu-
schlagsentscheidung an die betrof-
fenen Bieter ergangen ist. Ein Ver-
trag darf erst 15 Kalendertage nach 
Absendung der Information nach 
den Sätzen 1 und 2 geschlossen 
werden. Wird die Information per 
Fax oder auf elektronischem Weg 
versendet, verkürzt sich die Frist auf 
zehn Kalendertage. Die Frist be-
ginnt am Tag nach der Absendung 
der Information durch den Auftrag-
geber; auf den Tag des Zugangs 
beim betroffenen Bieter und Bewer-
ber kommt es nicht an. 

 (2) Die Informationspflicht entfällt in 
Fällen, in denen das Verhandlungs-
verfahren ohne vorherige Bekannt-
machung wegen besonderer Dring-
lichkeit gerechtfertigt ist. 

 

§ 13 VgV 2003 

Informationspflicht 

§ 101b 

Unwirksamkeit 

(1) Ein Vertrag ist von Anfang an 
unwirksam, wenn der Auftraggeber 

[…] Ein dennoch abgeschlossener 
Vertrag ist nichtig. 

1. gegen § 101a verstoßen hat oder 
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2. einen öffentlichen Auftrag unmit-
telbar an ein Unternehmen erteilt, 
ohne andere Unternehmen am Ver-
gabeverfahren zu beteiligen und 
ohne dass dies aufgrund Gesetzes 
gestattet ist  

und dieser Verstoß in einem Nach-
prüfungsverfahren nach Absatz 2 
festgestellt worden ist. 

(2) Die Unwirksamkeit nach Absatz 
1 kann nur festgestellt werden, 
wenn sie im Nachprüfungsverfahren 
innerhalb von 30 Kalendertagen ab 
Kenntnis des Verstoßes, jedoch 
nicht später als sechs Monate nach 
Vertragsschluss geltend gemacht 
worden ist. Hat der Auftraggeber die 
Auftragsvergabe im Amtsblatt der 
Europäischen Union bekannt ge-
macht, endet die Frist zur Geltend-
machung der Unwirksamkeit 30 
Kalendertage nach Veröffentlichung 
der Bekanntmachung der Auftrags-
vergabe im Amtsblatt der Europäi-
schen Union. 

Zweiter Abschnitt. 

Nachprüfungsverfahren 

I. Nachprüfungsbehörden 

§ 102 

Grundsatz 

§ 102 

Grundsatz 

Unbeschadet der Prüfungsmöglich-
keiten von Aufsichtsbehörden und 
Vergabeprüfstellen unterliegt die 
Vergabe öffentlicher Aufträge der 

Unbeschadet der Prüfungsmöglich-
keiten von Aufsichtsbehörden unter-
liegt die Vergabe öffentlicher Aufträ-
ge der Nachprüfung durch die Ver-
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Nachprüfung durch die Vergabe-
kammern. 

gabekammern. 

§ 103 

Vergabeprüfstellen 

§ 103 

(aufgehoben) 

(1) Der Bund und die Länder kön-
nen Vergabeprüfstellen einrichten, 
denen die Überprüfung der Einhal-
tung der von Auftraggebern im Sin-
ne des § 98 Nr. 1 bis 3 anzuwen-
denden Vergabebestimmungen 
obliegt. Sie können auch bei den 
Fach- und Rechtsaufsichtsbehörden 
angesiedelt werden. 

 

(2) Die Vergabeprüfstelle prüft auf 
Antrag oder von Amts wegen die 
Einhaltung der von den Auftragge-
bern im Sinne des § 98 Nr. 1 bis 3 
anzuwendenden Vergabevorschrif-
ten. Sie kann die das Vergabever-
fahren durchführende Stelle ver-
pflichten, rechtswidrige Maßnahmen 
aufzuheben und rechtmäßige Maß-
nahmen zu treffen, diese Stellen 
und Unternehmen bei der Anwen-
dung der Vergabevorschriften bera-
ten und streitschlichtend tätig wer-
den. 

 

(3) Gegen eine Entscheidung der 
Vergabeprüfstelle kann zur Wah-
rung von Rechten aus § 97 Abs. 7 
nur die Vergabekammer angerufen 
werden. Die Prüfung durch die Ver-
gabeprüfstelle ist nicht Vorausset-
zung für die Anrufung der Vergabe-
kammer. 

 

§ 104 § 104 
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Vergabekammern Vergabekammern 

(1) Die Nachprüfung der Vergabe 
öffentlicher Aufträge nehmen die 
Vergabekammern des Bundes für 
die dem Bund zuzurechnenden Auf-
träge, die Vergabekammern der 
Länder für die diesen zuzurechnen-
den Aufträge wahr. 

(1) Die Nachprüfung der Vergabe 
öffentlicher Aufträge nehmen die 
Vergabekammern des Bundes für 
die dem Bund zuzurechnenden 
Aufträge, die Vergabekammern der 
Länder für die diesen zuzurechnen-
den Aufträge wahr. 

(2) Rechte aus § 97 Abs. 7 sowie 
sonstige Ansprüche gegen öffentli-
che Auftraggeber, die auf die Vor-
nahme oder das Unterlassen einer 
Handlung in einem Vergabeverfah-
ren gerichtet sind, können außer vor 
den Vergabeprüfstellen nur vor den 
Vergabekammern und dem Be-
schwerdegericht geltend gemacht 
werden.  

(2) Rechte aus § 97 Abs. 7 sowie 
sonstige Ansprüche gegen öffentli-
che Auftraggeber, die auf die Vor-
nahme oder das Unterlassen einer 
Handlung in einem Vergabeverfah-
ren gerichtet sind, können nur vor 
den Vergabekammern und dem 
Beschwerdegericht geltend gemacht 
werden. 

Abs. 2 S. 2: Die Zuständigkeit der 
ordentlichen Gerichte für die Gel-
tendmachung von Schadensersatz-
ansprüchen und die Befugnisse der 
Kartellbehörden bleiben unberührt. 

(3) Die Zuständigkeit der ordentli-
chen Gerichte für die Geltendma-
chung von Schadensersatzansprü-
chen und die Befugnisse der Kar-
tellbehörden zur Verfolgung von 
Verstößen insbesondere gegen 
§§ 19 und 20 bleiben unberührt. 

§ 105 

Besetzung, Unabhängigkeit 

§ 105 

Besetzung, Unabhängigkeit 

(1) Die Vergabekammern üben ihre 
Tätigkeit im Rahmen der Gesetze 
unabhängig und in eigener Verant-
wortung aus. 

(1) Die Vergabekammern üben ihre 
Tätigkeit im Rahmen der Gesetze 
unabhängig und in eigener Verant-
wortung aus. 

(2) Die Vergabekammern entschei-
den in der Besetzung mit einem 
Vorsitzenden und zwei Beisitzern, 
von denen einer ein ehrenamtlicher 
Beisitzer ist. Der Vorsitzende und 

(2) Die Vergabekammern entschei-
den in der Besetzung mit einem 
Vorsitzenden und zwei Beisitzern, 
von denen einer ein ehrenamtlicher 
Beisitzer ist. Der Vorsitzende und 
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der hauptamtliche Beisitzer müssen 
Beamte auf Lebenszeit mit der Be-
fähigung zum höheren Verwal-
tungsdienst oder vergleichbar fach-
kundige Angestellte sein. Der Vor-
sitzende oder der hauptamtliche 
Beisitzer müssen die Befähigung 
zum Richteramt haben; in der Regel 
soll dies der Vorsitzende sein. Die 
Beisitzer sollen über gründliche 
Kenntnisse des Vergabewesens, die 
ehrenamtlichen Beisitzer auch über 
mehrjährige praktische Erfahrungen 
auf dem Gebiet des Vergabewesens 
verfügen. 

der hauptamtliche Beisitzer müssen 
Beamte auf Lebenszeit mit der Be-
fähigung zum höheren Verwal-
tungsdienst oder vergleichbar fach-
kundige Angestellte sein. Der Vor-
sitzende oder der hauptamtliche 
Beisitzer müssen die Befähigung 
zum Richteramt haben; in der Regel 
soll dies der Vorsitzende sein. Die 
Beisitzer sollen über gründliche 
Kenntnisse des Vergabewesens, die 
ehrenamtlichen Beisitzer auch über 
mehrjährige praktische Erfahrungen 
auf dem Gebiet des Vergabewesens 
verfügen. 

(3) Die Kammer kann das Verfahren 
dem Vorsitzenden oder dem haupt-
amtlichen Beisitzer ohne mündliche 
Verhandlung durch unanfechtbaren 
Beschluss zur alleinigen Entschei-
dung übertragen. Diese Übertra-
gung ist nur möglich, sofern die 
Sache keine wesentlichen Schwie-
rigkeiten in tatsächlicher oder recht-
licher Hinsicht aufweist und die Ent-
scheidung nicht von grundsätzlicher 
Bedeutung sein wird. 

(3) Die Kammer kann das Verfahren 
dem Vorsitzenden oder dem haupt-
amtlichen Beisitzer ohne mündliche 
Verhandlung durch unanfechtbaren 
Beschluss zur alleinigen Entschei-
dung übertragen. Diese Übertra-
gung ist nur möglich, sofern die 
Sache keine wesentlichen Schwie-
rigkeiten in tatsächlicher oder recht-
licher Hinsicht aufweist und die Ent-
scheidung nicht von grundsätzlicher 
Bedeutung sein wird. 

(4) Die Mitglieder der Kammer wer-
den für eine Amtszeit von fünf Jah-
ren bestellt. Sie entscheiden unab-
hängig und sind nur dem Gesetz 
unterworfen. 

(4) Die Mitglieder der Kammer wer-
den für eine Amtszeit von fünf Jah-
ren bestellt. Sie entscheiden unab-
hängig und sind nur dem Gesetz 
unterworfen. 

§ 106 

Einrichtung, Organisation 

§ 106 

Einrichtung, Organisation 

(1) Der Bund richtet die erforderliche 
Anzahl von Vergabekammern beim 
Bundeskartellamt ein. Einrichtung 
und Besetzung der Vergabekam-

(1) Der Bund richtet die erforderliche 
Anzahl von Vergabekammern beim 
Bundeskartellamt ein. Einrichtung 
und Besetzung der Vergabekam-
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mern sowie die Geschäftsverteilung 
bestimmt der Präsident des Bun-
deskartellamts. Ehrenamtliche Bei-
sitzer und deren Stellvertreter er-
nennt er auf Vorschlag der Spitzen-
organisationen der öffentlich-
rechtlichen Kammern. Der Präsident 
des Bundeskartellamts erlässt nach 
Genehmigung durch das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und 
Technologie eine Geschäftsordnung 
und veröffentlicht diese im Bundes-
anzeiger. 

mern sowie die Geschäftsverteilung 
bestimmt der Präsident des Bun-
deskartellamts. Ehrenamtliche Bei-
sitzer und deren Stellvertreter er-
nennt er auf Vorschlag der Spitzen-
organisationen der öffentlich-
rechtlichen Kammern. Der Präsident 
des Bundeskartellamts erlässt nach 
Genehmigung durch das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und 
Technologie eine Geschäftsordnung 
und veröffentlicht diese im Bundes-
anzeiger. 

(2) Die Einrichtung, Organisation 
und Besetzung der in diesem Ab-
schnitt genannten Stellen (Nachprü-
fungsbehörden) der Länder bestim-
men die nach Landesrecht zustän-
digen Stellen, mangels einer sol-
chen Bestimmung die Landesregie-
rung, die die Ermächtigung weiter 
übertragen kann. Bei der Besetzung 
der Vergabekammern muss ge-
währleistet sein, dass mindestens 
ein Mitglied die Befähigung zum 
Richteramt besitzt und nach Mög-
lichkeit gründliche Kenntnisse des 
Vergabewesens vorhanden sind. 
Die Länder können gemeinsame 
Nachprüfungsbehörden einrichten. 

(2) Die Einrichtung, Organisation 
und Besetzung der in diesem Ab-
schnitt genannten Stellen (Nachprü-
fungsbehörden) der Länder bestim-
men die nach Landesrecht zustän-
digen Stellen, mangels einer sol-
chen Bestimmung die Landesregie-
rung, die die Ermächtigung weiter 
übertragen kann. Die Länder kön-
nen gemeinsame Nachprüfungsbe-
hörden einrichten. 

§ 18 VgV 2003 

Zuständigkeit der  

Vergabekammern 

§ 106a 

Abgrenzung der Zuständigkeit 

der Vergabekammern 

(1) Die Vergabekammer des Bun-
des ist zuständig für die Nachprü-
fung der Vergabeverfahren des 
Bundes und von Auftraggebern im 
Sinne des § 98 Nr. 2 des Gesetzes 

(1) Die Vergabekammer des Bun-
des ist zuständig für die Nachprü-
fung der Vergabeverfahren 

1.  des Bundes; 
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gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen, sofern der Bund die Beteiligung 
verwaltet oder die sonstige Finan-
zierung überwiegend gewährt hat 
oder der Bund über die Leitung 
überwiegend die Aufsicht ausübt 
oder die Mitglieder des zur Ge-
schäftsführung oder zur Aufsicht 
berufenen Organs überwiegend 
bestimmt hat. Erfolgt die Beteili-
gung, sonstige Finanzierung oder 
Aufsicht über die Leitung oder Be-
stimmung der Mitglieder der Ge-
schäftsführung oder des zur Auf-
sicht berufenen Organs durch meh-
rere Stellen und davon überwiegend 
durch den Bund, so ist die Vergabe-
kammer des Bundes die zuständige 
Vergabekammer, es sei denn, die 
Beteiligten haben sich auf die Zu-
ständigkeit einer anderen Vergabe-
kammer geeinigt. 

2.  von Auftraggebern im Sinne 
des § 98 Nr. 2, sofern der 
Bund die Beteiligung überwie-
gend verwaltet oder die sonsti-
ge Finanzierung überwiegend 
gewährt hat oder über die Lei-
tung überwiegend die Aufsicht 
ausübt oder die Mitglieder des 
zur Geschäftsführung oder zur 
Aufsicht berufenen Organs 
überwiegend bestimmt hat, es 
sei denn, die an dem Auftrag-
geber Beteiligten haben sich 
auf die Zuständigkeit einer an-
deren Vergabekammer geei-
nigt; 

(2) Übt der Bund auf Auftraggeber 
im Sinne des § 98 Nr. 4 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen einzeln einen beherrschen-
den Einfluss aus, ist die Vergabe-
kammer des Bundes zuständig. 
Wird der beherrschende Einfluss 
gemeinsam mit einem anderen Auf-
traggeber nach § 98 Nr. 1 bis 3 
GWB ausgeübt, ist die Vergabe-
kammer des Bundes zuständig, 
sofern der Anteil des Bundes über-
wiegt. Ein beherrschender Einfluss 
wird angenommen, wenn die Stelle 
unmittelbar oder mittelbar die Mehr-
heit des gezeichneten Kapitals des 
Auftraggebers besitzt oder über die 
Mehrheit der mit den Anteilen des 
Auftraggebers verbundenen Stimm-

3.  von Auftraggebern im Sinne 
des § 98 Nr. 4, sofern der 
Bund auf sie einen beherr-
schenden Einfluss ausübt; ein 
beherrschender Einfluss liegt 
vor, wenn der Bund unmittelbar 
oder mittelbar die Mehrheit des 
gezeichneten Kapitals des Auf-
traggebers besitzt oder über 
die Mehrheit der mit den Antei-
len des Auftraggebers verbun-
denen Stimmrechte verfügt 
oder mehr als die Hälfte der 
Mitglieder des Verwaltungs-, 
Leitungs- oder Aufsichtsorgans 
des Auftraggebers bestellen 
kann; 
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rechte verfügt oder mehr als die 
Hälfte der Mitglieder des Verwal-
tungs-, Leitungs- oder Aufsichtsor-
gans des Auftraggebers bestellen 
kann. 

(3) Die Vergabekammer des Bun-
des ist zuständig für die Nachprü-
fung von Vergabeverfahren von 
Auftraggebern im Sinne des § 98 
Nr. 5 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen, sofern der 
Bund die Mittel allein oder überwie-
gend bewilligt hat. 

4.  von Auftraggebern im Sinne 
des § 98 Nr. 5, sofern der 
Bund die Mittel überwiegend 
bewilligt hat; 

(4) Ist bei Auftraggebern nach § 98 
Nr. 6 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen die Stelle, 
die unter § 98 Nr. 1 bis 3 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen fällt, nach den Absät-
zen 1 bis 3 dem Bund zuzuordnen, 
ist die Vergabekammer des Bundes 
zuständig. 

5.  von Auftraggebern nach § 98 
Nr. 6, sofern die unter § 98 Nr. 
1 bis 3 fallende Stelle dem 
Bund zuzuordnen ist; 

(5) Werden die Vergabeverfahren 
im Rahmen einer Organleihe für den 
Bund durchgeführt, ist die Vergabe-
kammer des Bundes zuständig. 

6.  die im Rahmen der Organleihe 
für den Bund durchgeführt 
werden. 

(6) Werden die Vergabeverfahren 
im Rahmen einer Auftragsverwal-
tung für den Bund durchgeführt, ist 
die Vergabekammer des jeweiligen 
Landes zuständig.  

(7) Ist in entsprechender Anwen-
dung der Absätze 1 bis 5 ein Auf-
traggeber einem Land zuzuordnen, 
ist die Vergabekammer des jeweili-
gen Landes zuständig. 

(2) Wird das Vergabeverfahren von 
einem Land im Rahmen der Auf-
tragsverwaltung für den Bund 
durchgeführt, ist die Vergabekam-
mer dieses Landes zuständig. Ist in 
entsprechender Anwendung des 
Absatzes 1 Nr. 2 bis 6 ein Auftrag-
geber einem Land zuzuordnen, ist 
die Vergabekammer des jeweiligen 
Landes zuständig. 

(8) In allen anderen Fällen wird die 
Zuständigkeit der Vergabekammern 
nach dem Sitz des Auftraggebers 

(3) In allen anderen Fällen wird die 
Zuständigkeit der Vergabekammern 
nach dem Sitz des Auftraggebers 
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bestimmt. bestimmt. Bei länderübergreifenden 

Beschaffungen benennen die Auf-
traggeber in der Vergabebekannt-
machung nur eine zuständige Ver-
gabekammer. 

II. Verfahren vor der Vergabekammer 

§ 107 

Einleitung, Antrag 

§ 107 

Einleitung, Antrag 

(1) Die Vergabekammer leitet ein 
Nachprüfungsverfahren nur auf 
Antrag ein. 

(1) Die Vergabekammer leitet ein 
Nachprüfungsverfahren nur auf 
Antrag ein. 

(2) Antragsbefugt ist jedes Unter-
nehmen, das ein Interesse am Auf-
trag hat und eine Verletzung in sei-
nen Rechten nach § 97 Abs. 7 
durch Nichtbeachtung von Vergabe-
vorschriften geltend macht. Dabei ist 
darzulegen, dass dem Unternehmen 
durch die behauptete Verletzung der 
Vergabevorschriften ein Schaden 
entstanden ist oder zu entstehen 
droht. 

(2) Antragsbefugt ist jedes Unter-
nehmen, das ein Interesse am Auf-
trag hat und eine Verletzung in sei-
nen Rechten nach § 97 Abs. 7 
durch Nichtbeachtung von Vergabe-
vorschriften geltend macht. Dabei ist 
darzulegen, dass dem Unternehmen 
durch die behauptete Verletzung der 
Vergabevorschriften ein Schaden 
entstanden ist oder zu entstehen 
droht. 

(3) Der Antrag ist unzulässig, soweit 
der Antragsteller den gerügten Ver-
stoß gegen Vergabevorschriften 
bereits im Vergabeverfahren er-
kannt und gegenüber dem Auftrag-
geber nicht unverzüglich gerügt hat. 
Der Antrag ist außerdem unzuläs-
sig, soweit Verstöße gegen Verga-
bevorschriften, die aufgrund der 
Bekanntmachung erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der 
in der Bekanntmachung benannten 
Frist zur Angebotsabgabe oder zur 
Bewerbung gegenüber dem Auf-

(3) Der Antrag ist unzulässig, soweit 

1.  der Antragsteller den gerügten 
Verstoß gegen Vergabevor-
schriften im Vergabeverfahren 
erkannt und gegenüber dem 
Auftraggeber nicht unverzüg-
lich gerügt hat,  

2.  Verstöße gegen Vergabevor-
schriften, die aufgrund der Be-
kanntmachung erkennbar sind, 
nicht spätestens bis Ablauf der 
in der Bekanntmachung be-
nannten Frist zur Angebotsab-



Synopse GWB   forum vergabe e.V. 
 

70 

2005 2009 
traggeber gerügt werden. gabe oder zur Bewerbung ge-

genüber dem Auftraggeber ge-
rügt werden, 

 3.  Verstöße gegen Vergabevor-
schriften, die erst in den Ver-
gabeunterlagen erkennbar 
sind, nicht spätestens bis zum 
Ablauf der in der Bekanntma-
chung benannten Frist zur An-
gebotsabgabe oder zur Be-
werbung gegenüber dem Auf-
traggeber gerügt werden, 

 4.  mehr als 15 Kalendertage nach 
Eingang der Mitteilung des 
Auftraggebers, einer Rüge 
nicht abhelfen zu wollen, ver-
gangen sind. 

 Satz 1 gilt nicht bei einem Antrag 
auf Feststellung der Unwirksamkeit 
des Vertrages nach § 101b Abs. 1 
Nr. 2. § 101a Abs. 1 Satz 2 bleibt 
unberührt. 

§ 108 

Form 

§ 108 

Form 

(1) Der Antrag ist schriftlich bei der 
Vergabekammer einzureichen und 
unverzüglich zu begründen. Er soll 
ein bestimmtes Begehren enthalten. 
Ein Antragsteller ohne Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz 
oder Geschäftsleitung im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes hat einen 
Empfangsbevollmächtigten im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes zu 
benennen. 

(1) Der Antrag ist schriftlich bei der 
Vergabekammer einzureichen und 
unverzüglich zu begründen. Er soll 
ein bestimmtes Begehren enthalten. 
Ein Antragsteller ohne Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz 
oder Geschäftsleitung im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes hat einen 
Empfangsbevollmächtigten im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes zu 
benennen. 

(2) Die Begründung muss die Be-
zeichnung des Antragsgegners, 

(2) Die Begründung muss die Be-
zeichnung des Antragsgegners, 
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eine Beschreibung der behaupteten 
Rechtsverletzung mit Sachverhalts-
darstellung und die Bezeichnung 
der verfügbaren Beweismittel ent-
halten sowie darlegen, dass die 
Rüge gegenüber dem Auftraggeber 
erfolgt ist; sie soll, soweit bekannt, 
die sonstigen Beteiligten benennen. 

eine Beschreibung der behaupteten 
Rechtsverletzung mit Sachverhalts-
darstellung und die Bezeichnung 
der verfügbaren Beweismittel ent-
halten sowie darlegen, dass die 
Rüge gegenüber dem Auftraggeber 
erfolgt ist; sie soll, soweit bekannt, 
die sonstigen Beteiligten benennen. 

§ 109 

Verfahrensbeteiligte, Beiladung  

§ 109 

Verfahrensbeteiligte, Beiladung 

Verfahrensbeteiligte sind der An-
tragsteller, der Auftraggeber und die 
Unternehmen, deren Interessen 
durch die Entscheidung schwerwie-
gend berührt werden und die des-
wegen von der Vergabekammer 
beigeladen worden sind. Die Ent-
scheidung über die Beiladung ist 
unanfechtbar. 

Verfahrensbeteiligte sind der An-
tragsteller, der Auftraggeber und die 
Unternehmen, deren Interessen 
durch die Entscheidung schwerwie-
gend berührt werden und die des-
wegen von der Vergabekammer 
beigeladen worden sind. Die Ent-
scheidung über die Beiladung ist 
unanfechtbar. 

 

 

§ 110 

Untersuchungsgrundsatz 

§ 110 

Untersuchungsgrundsatz 

(1) Die Vergabekammer erforscht 
den Sachverhalt von Amts wegen. 
Sie achtet bei ihrer gesamten Tätig-
keit darauf, den Ablauf des Verga-
beverfahrens nicht unangemessen 
zu beeinträchtigen. 

(1) Die Vergabekammer erforscht 
den Sachverhalt von Amts wegen. 
Sie kann sich dabei auf das be-
schränken, was von den Beteiligten 
vorgebracht wird oder ihr sonst be-
kannt sein muss. Zu einer umfas-
senden Rechtmäßigkeitskontrolle ist 
die Vergabekammer nicht verpflich-
tet. Sie achtet bei ihrer gesamten 
Tätigkeit darauf, dass der Ablauf 
des Vergabeverfahrens nicht unan-
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gemessen beeinträchtigt wird. 

(2) Sofern er nicht offensichtlich 
unzulässig oder unbegründet ist, 
stellt die Vergabekammer den An-
trag nach Eingang dem Auftragge-
ber zu und fordert bei ihm die Akten 
an, die das Vergabeverfahren do-
kumentieren (Vergabeakten). Sofern 
eine Vergabeprüfstelle eingerichtet 
ist, übermittelt die Vergabekammer 
der Vergabeprüfstelle eine Kopie 
des Antrags. Der Auftraggeber stellt 
die Vergabeakten der Kammer so-
fort zur Verfügung. Die §§ 57 bis 59 
Abs. 1 bis 5 sowie § 61 gelten ent-
sprechend. 

(2) Die Vergabekammer prüft den 
Antrag darauf, ob er offensichtlich 
unzulässig oder unbegründet ist. 
Dabei berücksichtigt die Vergabe-
kammer auch einen vorsorglich 
hinterlegten Schriftsatz (Schutz-
schrift) des Auftraggebers. Sofern 
der Antrag nicht offensichtlich unzu-
lässig oder unbegründet ist, über-
mittelt die Vergabekammer dem 
Auftraggeber eine Kopie des An-
trags und fordert bei ihm die Akten 
an, die das Vergabeverfahren do-
kumentieren (Vergabeakten). Der 
Auftraggeber hat die Vergabeakten 
der Kammer sofort zur Verfügung zu 
stellen. Die §§ 57 bis 59 Abs. 1 bis 5 
sowie § 61 gelten entsprechend. 

§ 111 

Akteneinsicht 

§ 111 

Akteneinsicht 

(1) Die Beteiligten können die Akten 
bei der Vergabekammer einsehen 
und sich durch die Geschäftsstelle 
auf ihre Kosten Ausfertigungen, 
Auszüge oder Abschriften erteilen 
lassen. 

(1) Die Beteiligten können die Akten 
bei der Vergabekammer einsehen 
und sich durch die Geschäftsstelle 
auf ihre Kosten Ausfertigungen, 
Auszüge oder Abschriften erteilen 
lassen. 

(2) Die Vergabekammer hat die 
Einsicht in die Unterlagen zu versa-
gen, soweit dies aus wichtigen 
Gründen, insbesondere des Ge-
heimschutzes oder zur Wahrung 
von Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnissen geboten ist. 

(2) Die Vergabekammer hat die 
Einsicht in die Unterlagen zu versa-
gen, soweit dies aus wichtigen 
Gründen, insbesondere des Ge-
heimschutzes oder zur Wahrung 
von Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnissen geboten ist. 

(3) Jeder Beteiligte hat mit Über-
sendung seiner Akten oder Stel-
lungnahmen auf die in Absatz 2 

(3) Jeder Beteiligte hat mit Über-
sendung seiner Akten oder Stel-
lungnahmen auf die in Absatz 2 



forum vergabe e.V.  Synopse GWB  
 

73 

2005 2009 
genannten Geheimnisse hinzuwei-
sen und diese in den Unterlagen 
entsprechend kenntlich zu machen. 
Erfolgt dies nicht, kann die Verga-
bekammer von seiner Zustimmung 
auf Einsicht ausgehen. 

genannten Geheimnisse hinzuwei-
sen und diese in den Unterlagen 
entsprechend kenntlich zu machen. 
Erfolgt dies nicht, kann die Verga-
bekammer von seiner Zustimmung 
auf Einsicht ausgehen. 

(4) Die Versagung der Akteneinsicht 
kann nur im Zusammenhang mit der 
sofortigen Beschwerde in der 
Hauptsache angegriffen werden. 

(4) Die Versagung der Akteneinsicht 
kann nur im Zusammenhang mit der 
sofortigen Beschwerde in der 
Hauptsache angegriffen werden. 

§ 112 

Mündliche Verhandlung 

§ 112 

Mündliche Verhandlung 

(1) Die Vergabekammer entscheidet 
auf Grund einer mündlichen Ver-
handlung, die sich auf einen Termin 
beschränken soll. Alle Beteiligten 
haben Gelegenheit zur Stellung-
nahme. Mit Zustimmung der Betei-
ligten oder bei Unzulässigkeit oder 
bei offensichtlicher Unbegründetheit 
des Antrags kann nach Lage der 
Akten entschieden werden. 

(1) Die Vergabekammer entscheidet 
auf Grund einer mündlichen Ver-
handlung, die sich auf einen Termin 
beschränken soll. Alle Beteiligten 
haben Gelegenheit zur Stellung-
nahme. Mit Zustimmung der Betei-
ligten oder bei Unzulässigkeit oder 
bei offensichtlicher Unbegründetheit 
des Antrags kann nach Lage der 
Akten entschieden werden. 

(2) Auch wenn die Beteiligten in 
dem Verhandlungstermin nicht er-
schienen oder nicht ordnungsge-
mäß vertreten sind, kann in der 
Sache verhandelt und entschieden 
werden. 

(2) Auch wenn die Beteiligten in 
dem Verhandlungstermin nicht er-
schienen oder nicht ordnungsge-
mäß vertreten sind, kann in der 
Sache verhandelt und entschieden 
werden. 

§ 113 

Beschleunigung 

§ 113 

Beschleunigung 

(1) Die Vergabekammer trifft und 
begründet ihre Entscheidung schrift-
lich innerhalb einer Frist von fünf 
Wochen ab Eingang des Antrags. 
Bei besonderen tatsächlichen oder 

(1) Die Vergabekammer trifft und 
begründet ihre Entscheidung schrift-
lich innerhalb einer Frist von fünf 
Wochen ab Eingang des Antrags. 
Bei besonderen tatsächlichen oder 
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rechtlichen Schwierigkeiten kann 
der Vorsitzende im Ausnahmefall 
die Frist durch Mitteilung an die 
Beteiligten um den erforderlichen 
Zeitraum verlängern. Er begründet 
diese Verfügung schriftlich. 

rechtlichen Schwierigkeiten kann 
der Vorsitzende im Ausnahmefall 
die Frist durch Mitteilung an die 
Beteiligten um den erforderlichen 
Zeitraum verlängern. Dieser Zeit-
raum soll nicht länger als zwei Wo-
chen dauern. Er begründet diese 
Verfügung schriftlich. 

(2) Die Beteiligten haben an der 
Aufklärung des Sachverhalts mitzu-
wirken, wie es einem auf Förderung 
und raschen Abschluss des Verfah-
rens bedachten Vorgehen ent-
spricht. Den Beteiligten können 
Fristen gesetzt werden, nach deren 
Ablauf weiterer Vortrag unbeachtet 
bleiben kann. 

(2) Die Beteiligten haben an der 
Aufklärung des Sachverhalts mitzu-
wirken, wie es einem auf Förderung 
und raschen Abschluss des Verfah-
rens bedachten Vorgehen ent-
spricht. Den Beteiligten können 
Fristen gesetzt werden, nach deren 
Ablauf weiterer Vortrag unbeachtet 
bleiben kann. 

§ 114 

Entscheidung der  

Vergabekammer 

§ 114 

Entscheidung der  

Vergabekammer 

(1) Die Vergabekammer entschei-
det, ob der Antragsteller in seinen 
Rechten verletzt ist und trifft die 
geeigneten Maßnahmen, um eine 
Rechtsverletzung zu beseitigen und 
eine Schädigung der betroffenen 
Interessen zu verhindern. Sie ist an 
die Anträge nicht gebunden und 
kann auch unabhängig davon auf 
die Rechtmäßigkeit des Vergabe-
verfahrens einwirken. 

(1) Die Vergabekammer entschei-
det, ob der Antragsteller in seinen 
Rechten verletzt ist und trifft die 
geeigneten Maßnahmen, um eine 
Rechtsverletzung zu beseitigen und 
eine Schädigung der betroffenen 
Interessen zu verhindern. Sie ist an 
die Anträge nicht gebunden und 
kann auch unabhängig davon auf 
die Rechtmäßigkeit des Vergabe-
verfahrens einwirken. 

(2) Ein bereits erteilter Zuschlag 
kann nicht aufgehoben werden. Hat 
sich das Nachprüfungsverfahren 
durch Erteilung des Zuschlags, 
durch Aufhebung oder durch Ein-
stellung des Vergabeverfahrens 

(2) Ein wirksam erteilter Zuschlag 
kann nicht aufgehoben werden. Hat 
sich das Nachprüfungsverfahren 
durch Erteilung des Zuschlags, 
durch Aufhebung oder durch Ein-
stellung des Vergabeverfahrens 
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oder in sonstiger Weise erledigt, 
stellt die Vergabekammer auf An-
trag eines Beteiligten fest, ob eine 
Rechtsverletzung vorgelegen hat. 
§ 113 Abs. 1 gilt in diesem Fall 
nicht. 

oder in sonstiger Weise erledigt, 
stellt die Vergabekammer auf An-
trag eines Beteiligten fest, ob eine 
Rechtsverletzung vorgelegen hat. 
§ 113 Abs. 1 gilt in diesem Fall 
nicht. 

(3) Die Entscheidung der Vergabe-
kammer ergeht durch Verwaltungs-
akt. Die Vollstreckung richtet sich, 
auch gegen einen Hoheitsträger, 
nach den Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzen des Bundes und 
der Länder. § 61 gilt entsprechend. 

(3) Die Entscheidung der Vergabe-
kammer ergeht durch Verwaltungs-
akt. Die Vollstreckung richtet sich, 
auch gegen einen Hoheitsträger, 
nach den Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzen des Bundes und 
der Länder. Die §§ 61 und 86a Satz 
2 gelten entsprechend. 

§ 115 

Aussetzung des 

Vergabeverfahrens 

§ 115 

Aussetzung des  

Vergabeverfahrens 

(1) Nach Zustellung eines Antrags 
auf Nachprüfung an den Auftragge-
ber darf dieser vor einer Entschei-
dung der Vergabekammer und dem 
Ablauf der Beschwerdefrist nach 
§ 117 Abs. 1 den Zuschlag nicht 
erteilen. 

(1) Informiert die Vergabekammer 
den öffentlichen Auftraggeber in 
Textform über den Antrag auf 
Nachprüfung, darf dieser vor einer 
Entscheidung der Vergabekammer 
und dem Ablauf der Beschwerdefrist 
nach § 117 Abs. 1 den Zuschlag 
nicht erteilen. 

(2) Die Vergabekammer kann dem 
Auftraggeber auf seinen Antrag 
gestatten, den Zuschlag nach Ab-
lauf von zwei Wochen seit Bekannt-
gabe dieser Entscheidung zu ertei-
len, wenn unter Berücksichtigung 
aller möglicherweise geschädigten 
Interessen sowie des Interesses der 
Allgemeinheit an einem raschen 
Abschluss des Vergabeverfahrens 
die nachteiligen Folgen einer Ver-
zögerung der Vergabe bis zum Ab-

(2) Die Vergabekammer kann dem 
Auftraggeber auf seinen Antrag oder 
auf Antrag des Unternehmens, das 
nach § 101a vom Auftraggeber als 
das Unternehmen benannt ist, das 
den Zuschlag erhalten soll, gestat-
ten, den Zuschlag nach Ablauf von 
zwei Wochen seit Bekanntgabe 
dieser Entscheidung zu erteilen, 
wenn unter Berücksichtigung aller 
möglicherweise geschädigten Inte-
ressen sowie des Interesses der 
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schluss der Nachprüfung die damit 
verbundenen Vorteile überwiegen. 
Das Beschwerdegericht kann auf 
Antrag das Verbot des Zuschlags 
nach Absatz 1 wiederherstellen; 
§ 114 Abs. 2 Satz 1 bleibt unbe-
rührt. Wenn die Vergabekammer 
den Zuschlag nicht gestattet, kann 
das Beschwerdegericht auf Antrag 
des Auftraggebers unter den Vor-
aussetzungen des Satzes 1 den 
sofortigen Zuschlag gestatten. Für 
das Verfahren vor dem Beschwer-
degericht gilt § 121 Abs. 2 Satz 1 
und 2 entsprechend. Eine sofortige 
Beschwerde nach § 116 Abs. 1 ist 
gegen Entscheidungen der Verga-
bekammer nach diesem Absatz 
nicht zulässig. 

Allgemeinheit an einem raschen 
Abschluss des Vergabeverfahrens 
die nachteiligen Folgen einer Ver-
zögerung der Vergabe bis zum Ab-
schluss der Nachprüfung die damit 
verbundenen Vorteile überwiegen. 
Bei der Abwägung ist das Interesse 
der Allgemeinheit an einer wirt-
schaftlichen Erfüllung der Aufgaben 
des Auftraggebers zu berücksichti-
gen. Die Vergabekammer berück-
sichtigt dabei auch die allgemeinen 
Aussichten des Antragstellers im 
Vergabeverfahren, den Auftrag zu 
erhalten. Die Erfolgsaussichten des 
Nachprüfungsantrags müssen nicht 
in jedem Falle Gegenstand der Ab-
wägung sein. Das Beschwerdege-
richt kann auf Antrag das Verbot 
des Zuschlags nach Absatz 1 wie-
derherstellen; § 114 Abs. 2 Satz 1 
bleibt unberührt. Wenn die Verga-
bekammer den Zuschlag nicht ges-
tattet, kann das Beschwerdegericht 
auf Antrag des Auftraggebers unter 
den Voraussetzungen der Sätze 1 
bis 4 den sofortigen Zuschlag ges-
tatten. Für das Verfahren vor dem 
Beschwerdegericht gilt § 121 Abs. 2 
Satz 1 und 2 und Absatz 3 entspre-
chend. Eine sofortige Beschwerde 
nach § 116 Abs. 1 ist gegen Ent-
scheidungen der Vergabekammer 
nach diesem Absatz nicht zulässig. 

(3) Sind Rechte des Antragstellers 
aus § 97 Abs. 7 im Vergabeverfah-
ren auf andere Weise als durch den 
drohenden Zuschlag gefährdet, 
kann die Kammer auf besonderen 
Antrag mit weiteren vorläufigen 
Maßnahmen in das Vergabeverfah-

(3) Sind Rechte des Antragstellers 
aus § 97 Abs. 7 im Vergabeverfah-
ren auf andere Weise als durch den 
drohenden Zuschlag gefährdet, 
kann die Kammer auf besonderen 
Antrag mit weiteren vorläufigen 
Maßnahmen in das Vergabeverfah-
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ren eingreifen. Sie legt dabei den 
Beurteilungsmaßstab des Absatzes 
2 Satz 1 zugrunde. Diese Entschei-
dung ist nicht selbständig anfecht-
bar. 

ren eingreifen. Sie legt dabei den 
Beurteilungsmaßstab des Absatzes 
2 Satz 1 zugrunde. Diese Entschei-
dung ist nicht selbständig anfecht-
bar. Die Vergabekammer kann die 
von ihr getroffenen weiteren vorläu-
figen Maßnahmen nach den Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzen des 
Bundes und der Länder durchset-
zen; die Maßnahmen sind sofort 
vollziehbar. § 86a Satz 2 gilt ent-
sprechend. 

 (4) Macht der Auftraggeber das 
Vorliegen der Voraussetzungen 
nach § 100 Abs. 2 Buchstabe d 
geltend, entfällt das Verbot des 
Zuschlages nach Absatz 1 zwei 
Kalendertage nach Zustellung eines 
entsprechenden Schriftsatzes an 
den Antragsteller; die Zustellung ist 
durch die Vergabekammer unver-
züglich nach Eingang des Schrift-
satzes vorzunehmen. Auf Antrag 
kann das Beschwerdegericht das 
Verbot des Zuschlages wiederher-
stellen. § 121 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 
Satz 1 sowie Abs. 3 und 4 finden 
entsprechende Anwendung. 

 
§ 115 a 

Ausschluss von abweichendem 

Landesrecht  

 Soweit dieser Unterabschnitt Rege-
lungen zum Verwaltungsverfahren 
enthält, darf hiervon durch Landes-
recht nicht abgewichen werden. 

 
III. Sofortige Beschwerde 



Synopse GWB   forum vergabe e.V. 
 

78 

2005 2009 

§ 116 

Zulässigkeit, Zuständigkeit 

§ 116 

Zulässigkeit, Zuständigkeit 

(1) Gegen Entscheidungen der Ver-
gabekammer ist die sofortige Be-
schwerde zulässig. Sie steht den 
am Verfahren vor der Vergabe-
kammer Beteiligten zu. 

(1) Gegen Entscheidungen der Ver-
gabekammer ist die sofortige Be-
schwerde zulässig. Sie steht den 
am Verfahren vor der Vergabe-
kammer Beteiligten zu. 

(2) Die sofortige Beschwerde ist 
auch zulässig, wenn die Vergabe-
kammer über einen Antrag auf 
Nachprüfung nicht innerhalb der 
Frist des § 113 Abs. 1 entschieden 
hat; in diesem Fall gilt der Antrag als 
abgelehnt. 

(2) Die sofortige Beschwerde ist 
auch zulässig, wenn die Vergabe-
kammer über einen Antrag auf 
Nachprüfung nicht innerhalb der 
Frist des § 113 Abs. 1 entschieden 
hat; in diesem Fall gilt der Antrag als 
abgelehnt. 

(3) Über die sofortige Beschwerde 
entscheidet ausschließlich das für 
den Sitz der Vergabekammer zu-
ständige Oberlandesgericht; für 
Streitigkeiten über Entscheidungen 
von Vergabekammern, die Rechts-
beziehungen nach § 69 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch betreffen, 
sind die Landessozialgerichte zu-
ständig. Bei den Oberlandesgerich-
ten wird ein Vergabesenat gebildet. 

(3) Über die sofortige Beschwerde 
entscheidet ausschließlich das für 
den Sitz der Vergabekammer zu-
ständige Oberlandesgericht; für 
Streitigkeiten über Entscheidungen 
von Vergabekammern, die Rechts-
beziehungen nach § 69 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch betreffen, 
sind die Landessozialgerichte zu-
ständig. Bei den Oberlandesgerich-
ten wird ein Vergabesenat gebildet. 

(4) Rechtssachen nach den Absät-
zen 1 und 2 können von den Lan-
desregierungen durch Rechtsver-
ordnung anderen Oberlandesgerich-
ten oder dem Obersten Landesge-
richt zugewiesen werden. Die Lan-
desregierungen können die Ermäch-
tigung auf die Landesjustizverwal-
tungen übertragen. 

(4) Rechtssachen nach den Absät-
zen 1 und 2 können von den Lan-
desregierungen durch Rechtsver-
ordnung anderen Oberlandesgerich-
ten oder dem Obersten Landesge-
richt zugewiesen werden. Die Lan-
desregierungen können die Ermäch-
tigung auf die Landesjustizverwal-
tungen übertragen. 

§ 117 § 117 
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Frist, Form Frist, Form 

(1) Die sofortige Beschwerde ist 
binnen einer Notfrist von zwei Wo-
chen, die mit der Zustellung der 
Entscheidung, im Fall des § 116 
Abs. 2 mit dem Ablauf der Frist be-
ginnt, schriftlich bei dem Beschwer-
degericht einzulegen. 

(1) Die sofortige Beschwerde ist 
binnen einer Notfrist von zwei Wo-
chen, die mit der Zustellung der 
Entscheidung, im Fall des § 116 
Abs. 2 mit dem Ablauf der Frist be-
ginnt, schriftlich bei dem Beschwer-
degericht einzulegen. 

(2) Die sofortige Beschwerde ist 
zugleich mit ihrer Einlegung zu be-
gründen. Die Beschwerdebegrün-
dung muss enthalten: 

(2) Die sofortige Beschwerde ist 
zugleich mit ihrer Einlegung zu be-
gründen. Die Beschwerdebegrün-
dung muss enthalten: 

1.  die Erklärung, inwieweit die 
Entscheidung der Vergabe-
kammer angefochten und eine 
abweichende Entscheidung 
beantragt wird, 

1.  die Erklärung, inwieweit die 
Entscheidung der Vergabe-
kammer angefochten und eine 
abweichende Entscheidung 
beantragt wird, 

2.  die Angabe der Tatsachen und 
Beweismittel, auf die sich die 
Beschwerde stützt. 

2.  die Angabe der Tatsachen und 
Beweismittel, auf die sich die 
Beschwerde stützt. 

(3) Die Beschwerdeschrift muss 
durch einen Rechtsanwalt unter-
zeichnet sein. Dies gilt nicht für 
Beschwerden von juristischen Per-
sonen des öffentlichen Rechts. 

(3) Die Beschwerdeschrift muss 
durch einen Rechtsanwalt unter-
zeichnet sein. Dies gilt nicht für 
Beschwerden von juristischen Per-
sonen des öffentlichen Rechts. 

(4) Mit der Einlegung der Be-
schwerde sind die anderen Beteilig-
ten des Verfahrens vor der Verga-
bekammer vom Beschwerdeführer 
durch Übermittlung einer Ausferti-
gung der Beschwerdeschrift zu un-
terrichten. 

(4) Mit der Einlegung der Be-
schwerde sind die anderen Beteilig-
ten des Verfahrens vor der Verga-
bekammer vom Beschwerdeführer 
durch Übermittlung einer Ausferti-
gung der Beschwerdeschrift zu un-
terrichten. 

§ 118 

Wirkung 

§ 118 

Wirkung 

(1) Die sofortige Beschwerde hat (1) Die sofortige Beschwerde hat 
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aufschiebende Wirkung gegenüber 
der Entscheidung der Vergabe-
kammer. Die aufschiebende Wir-
kung entfällt zwei Wochen nach 
Ablauf der Beschwerdefrist. Hat die 
Vergabekammer den Antrag auf 
Nachprüfung abgelehnt, so kann 
das Beschwerdegericht auf Antrag 
des Beschwerdeführers die auf-
schiebende Wirkung bis zur Ent-
scheidung über die Beschwerde 
verlängern. 

aufschiebende Wirkung gegenüber 
der Entscheidung der Vergabe-
kammer. Die aufschiebende Wir-
kung entfällt zwei Wochen nach 
Ablauf der Beschwerdefrist. Hat die 
Vergabekammer den Antrag auf 
Nachprüfung abgelehnt, so kann 
das Beschwerdegericht auf Antrag 
des Beschwerdeführers die auf-
schiebende Wirkung bis zur Ent-
scheidung über die Beschwerde 
verlängern. 

(2) Bei seiner Entscheidung über 
den Antrag nach Absatz 1 Satz 3 
berücksichtigt das Gericht die Er-
folgsaussichten der Beschwerde. Es 
lehnt den Antrag ab, wenn unter 
Berücksichtigung aller möglicher-
weise geschädigten Interessen so-
wie des Interesses der Allgemein-
heit an einem raschen Abschluss 
des Vergabeverfahrens die nachtei-
ligen Folgen einer Verzögerung der 
Vergabe bis zur Entscheidung über 
die Beschwerde die damit verbun-
denen Vorteile überwiegen. 

 

(2) Das Gericht lehnt den Antrag 
nach Absatz 1 Satz 3 ab, wenn 
unter Berücksichtigung aller mögli-
cherweise geschädigten Interessen 
die nachteiligen Folgen einer Ver-
zögerung der Vergabe bis zur Ent-
scheidung über die Beschwerde die 
damit verbundenen Vorteile über-
wiegen. Bei der Abwägung ist das 
Interesse der Allgemeinheit an einer 
wirtschaftlichen Erfüllung der Auf-
gaben des Auftraggebers zu be-
rücksichtigen. Das Gericht berück-
sichtigt bei seiner Entscheidung 
auch die Erfolgsaussichten der Be-
schwerde, die allgemeinen Aussich-
ten des Antragstellers im Vergabe-
verfahren, den Auftrag zu erhalten, 
und das Interesse der Allgemeinheit 
an einem raschen Abschluss des 
Vergabeverfahrens. 

(3) Hat die Vergabekammer dem 
Antrag auf Nachprüfung durch Un-
tersagung des Zuschlags stattgege-
ben, so unterbleibt dieser, solange 
nicht das Beschwerdegericht die 
Entscheidung der Vergabekammer 
nach § 121 oder § 123 aufhebt. 

(3) Hat die Vergabekammer dem 
Antrag auf Nachprüfung durch Un-
tersagung des Zuschlags stattgege-
ben, so unterbleibt dieser, solange 
nicht das Beschwerdegericht die 
Entscheidung der Vergabekammer 
nach § 121 oder § 123 aufhebt. 
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§ 119 

Beteiligte am  

Beschwerdeverfahren 

§ 119 

Beteiligte am  

Beschwerdeverfahren 

An dem Verfahren vor dem Be-
schwerdegericht beteiligt sind die an 
dem Verfahren vor der Vergabe-
kammer Beteiligten. 

An dem Verfahren vor dem Be-
schwerdegericht beteiligt sind die an 
dem Verfahren vor der Vergabe-
kammer Beteiligten. 

§ 120 

Verfahrensvorschriften 

§ 120 

Verfahrensvorschriften 

(1) Vor dem Beschwerdegericht 
müssen sich die Beteiligten durch 
einen Rechtsanwalt als Bevollmäch-
tigten vertreten lassen. Juristische 
Personen des öffentlichen Rechts 
können sich durch Beamte oder 
Angestellte mit Befähigung zum 
Richteramt vertreten lassen. 

(1) Vor dem Beschwerdegericht 
müssen sich die Beteiligten durch 
einen Rechtsanwalt als Bevollmäch-
tigten vertreten lassen. Juristische 
Personen des öffentlichen Rechts 
können sich durch Beamte oder 
Angestellte mit Befähigung zum 
Richteramt vertreten lassen. 

(2) Die §§ 69, 70 Abs. 1 bis 3, § 71 
Abs. 1 und 6, §§ 72, 73 mit Aus-
nahme der Verweisung auf § 227 
Abs. 3 der Zivilprozessordnung, die 
§§ 111 und 113 Abs. 2 Satz 1 finden 
entsprechende Anwendung. 

(2) Die §§ 69, 70 Abs. 1 bis 3, § 71 
Abs. 1 und 6, §§ 72, 73 mit Aus-
nahme der Verweisung auf § 227 
Abs. 3 der Zivilprozessordnung, die 
§§ 78, 111 und 113 Abs. 2 Satz 1 
finden entsprechende Anwendung. 

§ 121 

Vorabentscheidung  

über den Zuschlag 

§ 121 

Vorabentscheidung  

über den Zuschlag 

(1) Auf Antrag des Auftraggebers 
kann das Gericht unter Berücksich-
tigung der Erfolgsaussichten der 
sofortigen Beschwerde den weiteren 
Fortgang des Vergabeverfahrens 
und den Zuschlag gestatten. Das 

(1) Auf Antrag des Auftraggebers 
oder auf Antrag des Unternehmens, 
das nach § 101a vom Auftraggeber 
als das Unternehmen benannt ist, 
das den Zuschlag erhalten soll, 
kann das Gericht den weiteren Fort-
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Gericht kann den Zuschlag auch 
gestatten, wenn unter Berücksichti-
gung aller möglicherweise geschä-
digten Interessen sowie des Inte-
resses der Allgemeinheit an einem 
raschen Abschluss des Vergabever-
fahrens die nachteiligen Folgen 
einer Verzögerung der Vergabe bis 
zur Entscheidung über die Be-
schwerde die damit verbundenen 
Vorteile überwiegen. 

gang des Vergabeverfahrens und 
den Zuschlag gestatten, wenn unter 
Berücksichtigung aller möglicher-
weise geschädigten Interessen die 
nachteiligen Folgen einer Verzöge-
rung der Vergabe bis zur Entschei-
dung über die Beschwerde die da-
mit verbundenen Vorteile überwie-
gen. Bei der Abwägung ist das Inte-
resse der Allgemeinheit an einer 
wirtschaftlichen Erfüllung der Auf-
gaben des Auftraggebers zu be-
rücksichtigen. Das Gericht berück-
sichtigt bei seiner Entscheidung 
auch die Erfolgsaussichten der so-
fortigen Beschwerde, die allgemei-
nen Aussichten des Antragstellers 
im Vergabeverfahren, den Auftrag 
zu erhalten, und das Interesse der 
Allgemeinheit an einem raschen 
Abschluss des Vergabeverfahrens. 

(2) Der Antrag ist schriftlich zu stel-
len und gleichzeitig zu begründen. 
Die zur Begründung des Antrags 
vorzutragenden Tatsachen sowie 
der Grund für die Eilbedürftigkeit 
sind glaubhaft zu machen. Bis zur 
Entscheidung über den Antrag kann 
das Verfahren über die Beschwerde 
ausgesetzt werden. 

(2) Der Antrag ist schriftlich zu stel-
len und gleichzeitig zu begründen. 
Die zur Begründung des Antrags 
vorzutragenden Tatsachen sowie 
der Grund für die Eilbedürftigkeit 
sind glaubhaft zu machen. Bis zur 
Entscheidung über den Antrag kann 
das Verfahren über die Beschwerde 
ausgesetzt werden. 

(3) Die Entscheidung ist unverzüg-
lich längstens innerhalb von fünf 
Wochen nach Eingang des Antrags 
zu treffen und zu begründen; bei 
besonderen tatsächlichen oder 
rechtlichen Schwierigkeiten kann 
der Vorsitzende im Ausnahmefall 
die Frist durch begründete Mittei-
lung an die Beteiligten um den er-
forderlichen Zeitraum verlängern. 
Die Entscheidung kann ohne münd-

(3) Die Entscheidung ist unverzüg-
lich längstens innerhalb von fünf 
Wochen nach Eingang des Antrags 
zu treffen und zu begründen; bei 
besonderen tatsächlichen oder 
rechtlichen Schwierigkeiten kann 
der Vorsitzende im Ausnahmefall 
die Frist durch begründete Mittei-
lung an die Beteiligten um den er-
forderlichen Zeitraum verlängern. 
Die Entscheidung kann ohne münd-
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liche Verhandlung ergehen. Ihre 
Begründung erläutert Rechtmäßig-
keit oder Rechtswidrigkeit des Ver-
gabeverfahrens. § 120 findet An-
wendung. 

liche Verhandlung ergehen. Ihre 
Begründung erläutert Rechtmäßig-
keit oder Rechtswidrigkeit des Ver-
gabeverfahrens. § 120 findet An-
wendung. 

(4) Gegen eine Entscheidung nach 
dieser Vorschrift ist ein Rechtsmittel 
nicht zulässig. 

(4) Gegen eine Entscheidung nach 
dieser Vorschrift ist ein Rechtsmittel 
nicht zulässig. 

§ 122 

Ende des Vergabeverfahrens 

nach Entscheidung des Be-

schwerdegerichts 

§ 122 

Ende des Vergabeverfahrens 

nach Entscheidung des Be-

schwerdegerichts 

Ist der Auftraggeber mit einem An-
trag nach § 121 vor dem Beschwer-
degericht unterlegen, gilt das Ver-
gabeverfahren nach Ablauf von 
zehn Tagen nach Zustellung der 
Entscheidung als beendet, wenn der 
Auftraggeber nicht die Maßnahmen 
zur Herstellung der Rechtmäßigkeit 
des Verfahrens ergreift, die sich aus 
der Entscheidung ergeben; das 
Verfahren darf nicht fortgeführt wer-
den. 

Ist der Auftraggeber mit einem An-
trag nach § 121 vor dem Beschwer-
degericht unterlegen, gilt das Ver-
gabeverfahren nach Ablauf von 
zehn Tagen nach Zustellung der 
Entscheidung als beendet, wenn der 
Auftraggeber nicht die Maßnahmen 
zur Herstellung der Rechtmäßigkeit 
des Verfahrens ergreift, die sich aus 
der Entscheidung ergeben; das 
Verfahren darf nicht fortgeführt wer-
den. 

§ 123 

Beschwerdeentscheidung 

§ 123 

Beschwerdeentscheidung 

Hält das Gericht die Beschwerde für 
begründet, so hebt es die Entschei-
dung der Vergabekammer auf. In 
diesem Fall entscheidet das Gericht 
in der Sache selbst oder spricht die 
Verpflichtung der Vergabekammer 
aus, unter Berücksichtigung der 
Rechtsauffassung des Gerichts über 

Hält das Gericht die Beschwerde für 
begründet, so hebt es die Entschei-
dung der Vergabekammer auf. In 
diesem Fall entscheidet das Gericht 
in der Sache selbst oder spricht die 
Verpflichtung der Vergabekammer 
aus, unter Berücksichtigung der 
Rechtsauffassung des Gerichts über 
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die Sache erneut zu entscheiden. 
Auf Antrag stellt es fest, ob das 
Unternehmen, das die Nachprüfung 
beantragt hat, durch den Auftragge-
ber in seinen Rechten verletzt ist. 
§ 114 Abs. 2 gilt entsprechend. 

die Sache erneut zu entscheiden. 
Auf Antrag stellt es fest, ob das 
Unternehmen, das die Nachprüfung 
beantragt hat, durch den Auftragge-
ber in seinen Rechten verletzt ist. 
§ 114 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 124 

Bindungswirkung und Vorlage-

pflicht 

§ 124 

Bindungswirkung und Vorlage-

pflicht 

(1) Wird wegen eines Verstoßes 
gegen Vergabevorschriften Scha-
densersatz begehrt und hat ein 
Verfahren vor der Vergabekammer 
stattgefunden, ist das ordentliche 
Gericht an die bestandskräftige 
Entscheidung der Vergabekammer 
und die Entscheidung des Oberlan-
desgerichts sowie gegebenenfalls 
des nach Absatz 2 angerufenen 
Bundesgerichtshofs über die Be-
schwerde gebunden. 

(1) Wird wegen eines Verstoßes 
gegen Vergabevorschriften Scha-
densersatz begehrt und hat ein 
Verfahren vor der Vergabekammer 
stattgefunden, ist das ordentliche 
Gericht an die bestandskräftige 
Entscheidung der Vergabekammer 
und die Entscheidung des Oberlan-
desgerichts sowie gegebenenfalls 
des nach Absatz 2 angerufenen 
Bundesgerichtshofs über die Be-
schwerde gebunden. 

(2) Will ein Oberlandesgericht von 
einer Entscheidung eines anderen 
Oberlandesgerichts oder des Bun-
desgerichtshofs abweichen oder 
hält es den Rechtsstreit wegen be-
absichtigter Abweichung von Ent-
scheidungen eines Landessozialge-
richts oder des Bundessozialge-
richts für grundsätzlich bedeutsam, 
so legt es die Sache dem Bundes-
gerichtshof vor. Der Bundesge-
richtshof entscheidet anstelle des 
Oberlandesgerichts. Die Vorlage-
pflicht gilt nicht im Verfahren nach 
§ 118 Abs. 1 Satz 3 und nach § 121. 

(2) Will ein Oberlandesgericht von 
einer Entscheidung eines anderen 
Oberlandesgerichts oder des Bun-
desgerichtshofs abweichen oder 
hält es den Rechtsstreit wegen be-
absichtigter Abweichung von Ent-
scheidungen eines Landessozialge-
richts oder des Bundessozialge-
richts für grundsätzlich bedeutsam, 
so legt es die Sache dem Bundes-
gerichtshof vor. Der Bundesge-
richtshof entscheidet anstelle des 
Oberlandesgerichts. Der Bundesge-
richtshof kann sich auf die Ent-
scheidung der Divergenzfrage be-
schränken und dem Beschwerdege-
richt die Entscheidung in der Haupt-
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sache übertragen, wenn dies nach 
dem Sach- und Streitstand des Be-
schwerdeverfahrens angezeigt 
scheint. Die Vorlagepflicht gilt nicht 
im Verfahren nach § 118 Abs. 1 
Satz 3 und nach § 121. 

Dritter Abschnitt. 

Sonstige Regelungen 

§ 125 

Schadensersatz bei  

Rechtsmissbrauch 

§ 125 

Schadensersatz bei  

Rechtsmissbrauch 

(1) Erweist sich der Antrag nach 
§ 107 oder die sofortige Beschwer-
de nach § 116 als von Anfang an 
ungerechtfertigt, ist der Antragsteller 
oder der Beschwerdeführer ver-
pflichtet, dem Gegner und den Be-
teiligten den Schaden zu ersetzen, 
der ihnen durch den Missbrauch des 
Antrags- oder Beschwerderechts 
entstanden ist. 

(1) Erweist sich der Antrag nach 
§ 107 oder die sofortige Beschwer-
de nach § 116 als von Anfang an 
ungerechtfertigt, ist der Antragsteller 
oder der Beschwerdeführer ver-
pflichtet, dem Gegner und den Be-
teiligten den Schaden zu ersetzen, 
der ihnen durch den Missbrauch des 
Antrags- oder Beschwerderechts 
entstanden ist. 

(2) Ein Missbrauch ist es insbeson-
dere, 

(2) Ein Missbrauch ist es insbeson-
dere,  

1.  die Aussetzung oder die weite-
re Aussetzung des Vergabe-
verfahrens durch vorsätzlich 
oder grob fahrlässig vorgetra-
gene falsche Angaben zu er-
wirken; 

1. die Aussetzung oder die weite-
re Aussetzung des Vergabe-
verfahrens durch vorsätzlich 
oder grob fahrlässig vorgetra-
gene falsche Angaben zu er-
wirken; 

2. die Überprüfung mit dem Ziel 
zu beantragen, das Vergabe-
verfahren zu behindern oder 
Konkurrenten zu schädigen; 

2. die Überprüfung mit dem Ziel 
zu beantragen, das Vergabe-
verfahren zu behindern oder 
Konkurrenten zu schädigen; 

3. einen Antrag in der Absicht zu 3. einen Antrag in der Absicht zu 
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stellen, ihn später gegen Geld 
oder andere Vorteile zurückzu-
nehmen. 

stellen, ihn später gegen Geld 
oder andere Vorteile zurückzu-
nehmen. 

(3) Erweisen sich die von der Ver-
gabekammer entsprechend einem 
besonderen Antrag nach § 115 Abs. 
3 getroffenen vorläufigen Maßnah-
men als von Anfang an ungerecht-
fertigt, hat der Antragsteller dem 
Auftraggeber den aus der Vollzie-
hung der angeordneten Maßnahme 
entstandenen Schaden zu ersetzen. 

(3) Erweisen sich die von der Ver-
gabekammer entsprechend einem 
besonderen Antrag nach § 115 Abs. 
3 getroffenen vorläufigen Maßnah-
men als von Anfang an ungerecht-
fertigt, hat der Antragsteller dem 
Auftraggeber den aus der Vollzie-
hung der angeordneten Maßnahme 
entstandenen Schaden zu ersetzen. 

§ 126 

Anspruch auf Ersatz des  

Vertrauensschadens 

§ 126 

Anspruch auf Ersatz des  

Vertrauensschadens 

Hat der Auftraggeber gegen eine 
den Schutz von Unternehmen be-
zweckende Vorschrift verstoßen und 
hätte das Unternehmen ohne diesen 
Verstoß bei der Wertung der Ange-
bote eine echte Chance gehabt, den 
Zuschlag zu erhalten, die aber 
durch den Rechtsverstoß beein-
trächtigt wurde, so kann das Unter-
nehmen Schadensersatz für die 
Kosten der Vorbereitung des Ange-
bots oder der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren verlangen. Wei-
terreichende Ansprüche auf Scha-
densersatz bleiben unberührt. 

Hat der Auftraggeber gegen eine 
den Schutz von Unternehmen be-
zweckende Vorschrift verstoßen und 
hätte das Unternehmen ohne diesen 
Verstoß bei der Wertung der Ange-
bote eine echte Chance gehabt, den 
Zuschlag zu erhalten, die aber 
durch den Rechtsverstoß beein-
trächtigt wurde, so kann das Unter-
nehmen Schadensersatz für die 
Kosten der Vorbereitung des Ange-
bots oder der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren verlangen. Wei-
terreichende Ansprüche auf Scha-
densersatz bleiben unberührt. 

§ 127 

Ermächtigungen 

§ 127 

Ermächtigungen 

Die Bundesregierung kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Regelungen erlas-

Die Bundesregierung kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Regelungen erlas-
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sen  sen  

1.  zur Umsetzung der Schwel-
lenwerte der Richtlinien der 
Europäischen Gemeinschaft 
über die Koordinierung der 
Verfahren zur Vergabe öffentli-
cher Aufträge in das deutsche 
Recht; 

1.  zur Umsetzung der vergabe-
rechtlichen Schwellenwerte der 
Richtlinien der Europäischen 
Union in ihrer jeweils geltenden 
Fassung; 

2.  zur näheren Bestimmung der 
Tätigkeiten auf dem Gebiete 
der Trinkwasser- und der Ener-
gieversorgung, des Verkehrs 
und der Telekommunikation, 
soweit dies zur Erfüllung von 
Verpflichtungen aus Richtlinien 
der Europäischen Gemein-
schaft erforderlich ist; 

2.  über das bei der Vergabe 
durch Auftraggeber, die auf 
dem Gebiet der Trinkwasser- 
oder Energieversorgung oder 
des Verkehrs tätig sind, einzu-
haltende Verfahren, über die 
Auswahl und die Prüfung der 
Unternehmen und der Angebo-
te, über den Abschluss des 
Vertrags und sonstige Rege-
lungen des Vergabeverfah-
rens; 

3.  zur näheren Bestimmung der 
verbundenen Unternehmen, 
auf deren Dienstleistungen ge-
genüber Auftraggebern, die auf 
dem Gebiete der Trinkwasser- 
oder der Energieversorgung, 
des Verkehrs oder der Tele-
kommunikation tätig sind, nach 
den Richtlinien der Europäi-
schen Gemeinschaft dieser 
Teil nicht anzuwenden ist; 

3.  aufgehoben; 

4.  zur näheren Bestimmung der 
Aufträge von Unternehmen der 
Trinkwasser- oder der Ener-
gieversorgung, des Verkehrs 
oder der Telekommunikation, 
auf die nach den Richtlinien 
der Europäischen Gemein-
schaft dieser Teil nicht anzu-

4.  aufgehoben; 
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wenden ist; 

5.  über die genaue Abgrenzung 
der Zuständigkeiten der Ver-
gabekammern von Bund und 
Ländern sowie der Vergabe-
kammern der Länder vonein-
ander; 

5.  aufgehoben; 

6.  über ein Verfahren, nach dem 
öffentliche Auftraggeber durch 
unabhängige Prüfer eine Be-
scheinigung erhalten können, 
dass ihr Vergabeverhalten mit 
den Regeln dieses Gesetzes 
und den auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Vorschriften 
übereinstimmt; 

6.  über ein Verfahren, nach dem 
öffentliche Auftraggeber durch 
unabhängige Prüfer eine Be-
scheinigung erhalten können, 
dass ihr Vergabeverhalten mit 
den Regeln dieses Gesetzes 
und den auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Vorschriften 
übereinstimmt; 

7.  über den Korrekturmechanis-
mus gemäß Kapitel 3 und ein 
freiwilliges Streitschlichtungs-
verfahren der Europäischen 
Kommission gemäß Kapitel 4 
der Richtlinie 92/13/EWG des 
Rates der Europäischen Ge-
meinschaften vom 25. Februar 
1992 (ABl. EG Nr. L 76 S. 14); 

7.  über ein freiwilliges Streit-
schlichtungsverfahren der Eu-
ropäischen Kommission ge-
mäß Kapitel 4 der Richtlinie 
92/13/EWG des Rates der Eu-
ropäischen Gemeinschaften 
vom 25. Februar 1992 (ABl. 
EG Nr. L 76 S. 14); 

8.  über die Informationen, die von 
den Auftraggebern, den Ver-
gabekammern und den Be-
schwerdegerichten dem Bun-
desministerium für Wirtschaft 
und Technologie zu übermit-
teln sind, um Verpflichtungen 
aus Richtlinien des Rates der 
Europäischen Gemeinschaft zu 
erfüllen. 

8.  über die Informationen, die von 
den Auftraggebern dem Bun-
desministerium für Wirtschaft 
und Technologie zu übermit-
teln sind, um Verpflichtungen 
aus Richtlinien des Rates der 
Europäischen Gemeinschaft zu 
erfüllen; 

 9.  über die Voraussetzungen, 
nach denen Auftraggeber, die 
auf dem Gebiet der Trinkwas-
ser- oder der Energieversor-
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gung oder des Verkehrs tätig 
sind, sowie Auftraggeber nach 
dem Bundesberggesetz von 
der Verpflichtung zur Anwen-
dung dieses Teils befreit wer-
den können, sowie über das 
dabei anzuwendende Verfah-
ren einschließlich der erforder-
lichen Ermittlungsbefugnisse 
des Bundeskartellamtes. 

§ 128 

Kosten des Verfahrens vor der 

Vergabekammer 

§ 128 

Kosten des Verfahrens vor der 

Vergabekammer 

(1) Für Amtshandlungen der Verga-
bekammern werden Kosten (Gebüh-
ren und Auslagen) zur Deckung des 
Verwaltungsaufwandes erhoben. 
Das Verwaltungskostengesetz findet 
Anwendung. 

(1) Für Amtshandlungen der Verga-
bekammern werden Kosten (Gebüh-
ren und Auslagen) zur Deckung des 
Verwaltungsaufwandes erhoben. 
Das Verwaltungskostengesetz findet 
Anwendung. 

(2) Die Höhe der Gebühren be-
stimmt sich nach dem personellen 
und sachlichen Aufwand der Verga-
bekammer unter Berücksichtigung 
der wirtschaftlichen Bedeutung des 
Gegenstands des Nachprüfungsver-
fahrens. Die Gebühr beträgt min-
destens 2.500 Euro; dieser Betrag 
kann aus Gründen der Billigkeit bis 
auf ein Zehntel ermäßigt werden. 
Die Gebühr soll den Betrag von 
25.000 Euro nicht überschreiten, 
kann aber im Einzelfall, wenn der 
Aufwand oder die wirtschaftliche 
Bedeutung außergewöhnlich hoch 
sind, bis zu einem Betrag von 
50.000 Euro erhöht werden. 

(2) Die Gebühr beträgt mindestens 
2 500 Euro; dieser Betrag kann aus 
Gründen der Billigkeit bis auf ein 
Zehntel ermäßigt werden. Die Ge-
bühr soll den Betrag von 50 000 
Euro nicht überschreiten; sie kann 
im Einzelfall, wenn der Aufwand 
oder die wirtschaftliche Bedeutung 
außergewöhnlich hoch sind, bis zu 
einem Betrag von 100 000 Euro 
erhöht werden. 

(3) Soweit ein Beteiligter im Verfah- (3) Soweit ein Beteiligter im Verfah-
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ren unterliegt, hat er die Kosten zu 
tragen. Mehrere Kostenschuldner 
haften als Gesamtschuldner. Hat 
sich der Antrag vor Entscheidung 
der Vergabekammer durch Rück-
nahme oder anderweitig erledigt, ist 
die Hälfte der Gebühr zu entrichten. 
Aus Gründen der Billigkeit kann von 
der Erhebung von Gebühren ganz 
oder teilweise abgesehen werden. 

ren unterliegt, hat er die Kosten zu 
tragen. Mehrere Kostenschuldner 
haften als Gesamtschuldner. Kos-
ten, die durch Verschulden eines 
Beteiligten entstanden sind, können 
diesem auferlegt werden. Hat sich 
der Antrag vor Entscheidung der 
Vergabekammer durch Rücknahme 
oder anderweitig erledigt, hat der 
Antragsteller die Hälfte der Gebühr 
zu entrichten. Die Entscheidung, 
wer die Kosten zu tragen hat, erfolgt 
nach billigem Ermessen. Aus Grün-
den der Billigkeit kann von der Er-
hebung von Gebühren ganz oder 
teilweise abgesehen werden. 

(4) Soweit die Anrufung der Verga-
bekammer erfolgreich ist, oder dem 
Antrag durch die Vergabeprüfstelle 
abgeholfen wird, findet eine Erstat-
tung der zur zweckentsprechenden 
Rechtsverfolgung notwendigen 
Aufwendungen statt. Soweit ein 
Beteiligter im Verfahren unterliegt, 
hat er die zur zweckentsprechenden 
Rechtsverfolgung oder Rechtsver-
teidigung notwendigen Auslagen 
des Antragsgegners zu tragen. § 80 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
und die entsprechenden Vorschrif-
ten der Verwaltungsverfahrensge-
setze der Länder gelten entspre-
chend. 

(4) Soweit ein Beteiligter im Nach-
prüfungsverfahren unterliegt, hat er 
die zur zweckentsprechenden 
Rechtsverfolgung oder Rechtsver-
teidigung notwendigen Aufwendun-
gen des Antragsgegners zu tragen. 
Die Aufwendungen der Beigelade-
nen sind nur erstattungsfähig, so-
weit sie die Vergabekammer aus 
Billigkeit der unterlegenen Partei 
auferlegt. Nimmt der Antragsteller 
seinen Antrag zurück, hat er die zur 
zweckentsprechenden Rechtsver-
folgung notwendigen Aufwendungen 
des Antragsgegners und der Beige-
ladenen zu erstatten. § 80 Abs. 1, 2 
und 3 Satz 2 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes und die entspre-
chenden Vorschriften der Verwal-
tungsverfahrensgesetze der Länder 
gelten entsprechend. Ein gesonder-
tes Kostenfestsetzungsverfahren 
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findet nicht statt. 

§ 21 VgV 20036 

Korrekturmechanismus der Kom-

mission 

§ 129 

Korrekturmechanismus der Kom-

mission 

(1) Erhält die Bundesregierung im 
Laufe eines Vergabeverfahrens vor 
Abschluss des Vertrages eine Mit-
teilung der Kommission der Europä-
ischen Gemeinschaften, dass sie 
der Auffassung ist, dass ein klarer 
und eindeutiger Verstoß gegen das 
Gemeinschaftsrecht im Bereich der 
öffentlichen Aufträge vorliegt, der zu 
beseitigen ist, teilt das Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Technolo-
gie dies dem Auftraggeber mit. 

(1) Erhält die Bundesregierung im 
Laufe eines Vergabeverfahrens vor 
Abschluss des Vertrages eine Mit-
teilung der Kommission der Europä-
ischen Gemeinschaften, dass diese 
der Auffassung ist, es liege ein 
schwerer Verstoß gegen das Ge-
meinschaftsrecht im Bereich der 
öffentlichen Aufträge vor, der zu 
beseitigen sei, teilt das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Techno-
logie dies dem Auftraggeber mit. 

(2) Der Auftraggeber ist verpflichtet, 
innerhalb von 14 Kalendertagen 
nach Eingang dieser Mitteilung dem 
Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie zur Weitergabe an 
die Kommission eine Stellungnahme 
zu übermitteln, die insbesondere 
folgende Angaben enthält:  

1.  die Bestätigung, dass der Ver-
stoß beseitigt wurde, oder 

2.  eine Begründung, warum der 
Verstoß nicht beseitigt wurde, 
gegebenenfalls dass das Ver-
gabeverfahren bereits Gegens-
tand von Nachprüfungsverfah-
ren nach dem Vierten Teil des 
Gesetzes gegen Wettbe-

(2) Der Auftraggeber ist verpflichtet, 
innerhalb von 14 Kalendertagen 
nach Eingang dieser Mitteilung dem 
Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie eine umfassende 
Darstellung des Sachverhaltes zu 
geben und darzulegen, ob der be-
hauptete Verstoß beseitigt wurde, 
oder zu begründen, warum er nicht 
beseitigt wurde, ob das Vergabever-
fahren Gegenstand eines Nachprü-
fungsverfahrens ist oder aus sonsti-
gen Gründen ausgesetzt wurde. 

                                                      
6  Der Reglungsinhalt des § 129 GWB 2003 betreffend die Kosten der Vergabeprüfstelle, 

wurde ersatzlos gestrichen. 
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werbsbeschränkungen ist, oder 

3.  Angabe, dass das Vergabever-
fahren ausgesetzt wurde. 

(3) Ist das Vergabeverfahren Ge-
genstand eines Nachprüfungsver-
fahrens nach dem Vierten Teil des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen oder wurde es aus-
gesetzt, so ist der Auftraggeber 
verpflichtet, das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie zur 
Weiterleitung an die Kommission 
unverzüglich über den Ausgang des 
Verfahrens zu informieren. 

(3) Ist das Vergabeverfahren Ge-
genstand eines Nachprüfungsver-
fahrens oder wurde es ausgesetzt, 
so ist der Auftraggeber verpflichtet, 
das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie unverzüg-
lich über den Ausgang des Nach-
prüfungsverfahrens zu informieren. 

§ 22 VgV 2003 

Statistik  

§ 129a 

Unterrichtungspflichten der 

Nachprüfungsinstanzen  

Die Vergabekammern und die Ober-
landesgerichte informieren das 
Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie unaufgefordert bis 
zum 31. Januar eines jeden Jahres, 
erstmals bis 31. Januar 2001, über 
die Anzahl der Nachprüfungsverfah-
ren des Vorjahres und deren Ergeb-
nisse. 

Die Vergabekammern und die Ober-
landesgerichte unterrichten das 
Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie bis zum 31. Januar 
eines jeden Jahres über die Anzahl 
der Nachprüfungsverfahren des 
Vorjahres und deren Ergebnisse. 

§ 11 VgV 2003 

Auftraggeber nach dem Bundes-

berggesetz 

§ 129b 

Regelung für  Auftraggeber nach 

dem Bundesberggesetz 

(1) Die in § 98 Nr. 1 bis 4 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen genannten Auftrag-
geber, die nach dem Bundesberg-
gesetz eine Berechtigung zur Auf-

(1) Auftraggeber, die nach dem 
Bundesberggesetz berechtigt sind, 
Erdöl, Gas, Kohle oder andere 
Festbrennstoffe aufzusuchen oder 
zu gewinnen, müssen bei der Ver-
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suchung oder Gewinnung von Erdöl, 
Gas, Kohle oder anderen Fest-
brennstoffen erhalten haben, haben 
bei der Vergabe von Aufträgen zum 
Zwecke der Durchführung der zuvor 
bezeichneten Tätigkeiten den 
Grundsatz der Nichtdiskriminierung 
und der wettbewerbsorientierten 
Auftragsvergabe zu beachten. Ins-
besondere haben sie Unternehmen, 
die ein Interesse an einem solchen 
Auftrag haben können, ausreichen-
de Informationen zur Verfügung zu 
stellen und bei der Auftragsvergabe 
objektive Kriterien zugrunde zu le-
gen. Auf Aufträge, die die Beschaf-
fung von Energie oder Brennstoffen 
zur Energieerzeugung zum Gegens-
tand haben, sind die Sätze 1 und 2 
nicht anzuwenden. 

gabe von Liefer-, Bau- oder Dienst-
leistungsaufträgen oberhalb der in 
Artikel 16 der Richtlinie 2004/17/EG 
des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 31. März 2004 zur 
Koordinierung der Zuschlagsertei-
lung durch Auftraggeber im Bereich 
der Wasser-, Energie- und Ver-
kehrsversorgung sowie der Post-
dienste (ABl. EU Nr. L 134 S. 1), die 
zuletzt durch die Verordnung (EG) 
Nr. 1422/2007 der Kommission vom 
4. Dezember 2007 (ABl. EU Nr. L 
317 S. 34) geändert worden ist, 
festgelegten Schwellenwerte zur 
Durchführung der Aufsuchung oder 
Gewinnung von Erdöl, Gas, Kohle 
oder anderen Festbrennstoffen den 
Grundsatz der Nichtdiskriminierung 
und der wettbewerbsorientierten 
Auftragsvergabe beachten. Insbe-
sondere müssen sie Unternehmen, 
die ein Interesse an einem solchen 
Auftrag haben können, ausreichend 
informieren und bei der Auftrags-
vergabe objektive Kriterien zugrun-
de legen. Dies gilt nicht für die Ver-
gabe von Aufträgen, deren Gegens-
tand die Beschaffung von Energie 
oder Brennstoffen zur Energieer-
zeugung ist. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Auf-
traggeber erteilen der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften 
unter den von dieser festgelegten 
Bedingungen Auskunft über die 
Vergabe der unter diese Vorschrift 
fallenden Aufträge. 

(2) Die Auftraggeber nach Absatz 1 
erteilen der Europäischen Kommis-
sion über das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie Aus-
kunft über die Vergabe der unter 
diese Vorschrift fallenden Aufträge 
nach Maßgabe der Entscheidung 
93/327/EWG der Kommission vom 
13. Mai 1993 zur Festlegung der 
Voraussetzungen, unter denen die 
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öffentlichen Auftraggeber, die geo-
graphisch abgegrenzte Gebiete zum 
Zwecke der Aufsuchung oder För-
derung von Erdöl, Gas, Kohle oder 
anderen Festbrennstoffen nutzen, 
der Kommission Auskunft über die 
von ihnen vergebenen Aufträge zu 
erteilen haben (ABl. EG Nr. L 129 S. 
25). Sie können über das Verfahren  
gemäß der Rechtsverordnung nach 
§ 127 Nr. 9 unter den dort geregel-
ten Voraussetzungen eine Befreiung 
von der Pflicht zur Anwendung die-
ser Bestimmung erreichen. 

 Anmerkung der Herausgeber:   

Für laufende Vergabeverfahren ist 
die Übergangsvorschrift im neuen 
Absatz 8 des § 131 GWB zu beach-
ten, die folgenden Inhalt hat:   

„Vergabeverfahren, die vor dem 24. 
April 2009 begonnen haben, ein-
schließlich der sich an diese an-
schließenden Nachprüfungsverfah-
ren sowie am 24. April 2009 anhän-
gige Nachprüfungsverfahren sind 
nach den hierfür bisher geltenden 
Vorschriften zu beenden.“ 
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Anlage: 

Anlage zu § 98 Nr. 4 

(Die Anlage wurde mit dem Gesetz zur Modernisierung des Vergaberechts 
vom 20.4.2009 neu eingeführt.) 

Tätigkeiten auf dem Gebiet der Trinkwasser- oder Energieversorgung oder 
des Verkehrs sind: 

1. Trinkwasserversorgung:  

Das Bereitstellen und Betreiben fester Netze zur Versorgung der Allge-
meinheit im Zusammenhang mit der Gewinnung, dem Transport oder der 
Verteilung von Trinkwasser sowie die Versorgung dieser Netze mit Trink-
wasser; dies gilt auch, wenn diese Tätigkeit mit der Ableitung und Klärung 
von Abwässern oder mit Wasserbauvorhaben sowie Vorhaben auf dem 
Gebiet der Bewässerung und der Entwässerung im Zusammenhang steht, 
sofern die zur Trinkwasserversorgung bestimmte Wassermenge mehr als 
20 Prozent der mit dem Vorhaben oder den Bewässerungs- oder Entwäs-
serungsanlagen zur Verfügung gestellten Gesamtwassermenge ausmacht; 
bei Auftraggebern nach § 98 Nr. 4 ist es keine Tätigkeit der Trinkwasser-
versorgung, sofern die Gewinnung von Trinkwasser für die Ausübung einer 
anderen Tätigkeit als der Trinkwasser-, oder Energieversorgung oder des 
Verkehrs erforderlich ist, die Lieferung an das öffentliche Netz nur vom 
Eigenverbrauch des Auftraggebers nach § 98 Nr. 4 abhängt und unter 
Zugrundelegung des Mittels der letzten drei Jahre einschließlich des lau-
fenden Jahres nicht mehr als 30 Prozent der gesamten Trinkwassergewin-
nung des Auftraggebers nach § 98 Nr. 4 ausmacht; 

2. Elektrizitäts- und Gasversorgung:  

Das Bereitstellen und Betreiben fester Netze zur Versorgung der Allge-
meinheit im Zusammenhang mit der Erzeugung, dem Transport oder der 
Verteilung von Strom oder der Gewinnung von Gas sowie die Versorgung 
dieser Netze mit Strom oder; die Tätigkeit von Auftraggebern nach § 98 Nr. 
4 gilt nicht als eine Tätigkeit der Elektrizitäts- und Gasversorgung, sofern 
die Erzeugung von Strom oder Gas für die Ausübung einer anderen Tätig-
keit als der Trinkwasser- oder Energieversorgung oder des Verkehrs erfor-
derlich ist, die Lieferung von Strom oder Gas an das öffentliche Netz nur 
vom Eigenverbrauch abhängt, bei der Lieferung von Gas auch nur darauf 
abzielt, diese Erzeugung wirtschaftlich zu nutzen, wenn unter Zugrundele-
gung des Mittels der letzten drei Jahre einschließlich des laufenden Jahres 
bei der Lieferung von Strom nicht mehr als 30 Prozent der gesamten Ener-
gieerzeugung des Auftraggebers nach § 98 Nr. 4 ausmacht, bei der Liefe-
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rung von Gas nicht mehr als 20 Prozent des Umsatzes des Auftraggebers 
nach § 98 Nr. 4; 

3. Wärmeversorgung: 

Das Bereitstellen und Betreiben fester Netze zur Versorgung der Allge-
meinheit im Zusammenhang mit der Erzeugung, dem Transport oder der 
Verteilung von Wärme sowie die Versorgung dieser Netze mit Wärme; die 
Tätigkeit gilt nicht als eine Tätigkeit der Wärmeversorgung, sofern die Er-
zeugung von Wärme durch Auftraggeber nach § 98 Nr. 4 sich zwangsläufig 
aus der Ausübung einer anderen Tätigkeit als auf dem Gebiet der Trink-
wasser- oder Energieversorgung oder des Verkehrs ergibt, die Lieferung 
an das öffentliche Netz nur darauf abzielt, diese Erzeugung wirtschaftlich 
zu nutzen und unter Zugrundelegung des Mittels der letzten drei Jahre 
einschließlich des laufenden Jahres nicht mehr als 20 Prozent des Umsat-
zes des Auftraggebers nach § 98 Nr. 4 ausmacht; 

4. Verkehr: 

Die Bereitstellung und der Betrieb von Flughäfen zum Zwecke der Versor-
gung von Beförderungsunternehmen im Luftverkehr durch Flughafenunter-
nehmen, die insbesondere eine Genehmigung nach § 38 Abs. 2 Nr. 1 der 
Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. Juli 2008 (BGBl. I S. 1229) erhalten haben oder einer solchen 
bedürfen; die Bereitstellung und der Betrieb von Häfen oder anderen Ver-
kehrsendeinrichtungen zum Zwecke der Versorgung von Beförderungsun-
ternehmen im See- oder Binnenschiffsverkehr; das Erbringen von Ver-
kehrsleistungen, die Bereitstellung oder das Betreiben von Infrastrukturein-
richtungen zur Versorgung der Allgemeinheit im Eisenbahn-, Straßenbahn- 
oder sonstigen Schienenverkehr, mit Seilbahnen sowie mit automatischen 
Systemen, im öffentlichen Personenverkehr im Sinne des Personenbeför-
derungsgesetzes auch mit Kraftomnibussen und Oberleitungsbussen. 
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Synopse zur Vergabeordnung 

Hinweise: 

 

In der linken Spalte wird die Vergabeverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 11. Februar 2003 (BGBl. I S. 16), zuletzt geändert 
durch die Verordnung vom 23. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2334, wiederge-
geben. 

Die rechte Spalte enthält diese Vergabeverordnung in der Fassung, die sie 
durch das Gesetz zur Modernisierung des Vergaberechts (BGBl. I vom 23. 
April 2009, S. 790) erhält. 

Neuregelungen und Neufassungen sind in der rechten Spalte mit Un-
terstreichung wiedergegeben. Die Streichung von Wörtern oder Satzteilen 
in der neuen Fassung ist durch Unterstreichung der entsprechenden Wör-
ter oder Satzteile in der linken Spalte kenntlich gemacht. 
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Abschnitt 1 

Vergabebestimmungen 

§ 1  

Zweck der Verordnung 

§ 1 

Zweck der Verordnung 

Die Verordnung trifft nähere Be-
stimmungen über das bei der Ver-
gabe öffentlicher Aufträge einzuhal-
tende Verfahren sowie über die 
Zuständigkeit und das Verfahren bei 
der Durchführung von Nachprü-
fungsverfahren für öffentliche Auf-
träge, deren geschätzte Auftrags-
werte die in § 2 geregelten Beträge 
ohne Umsatzsteuer erreichen oder 
übersteigen (Schwellenwerte). 

Die Verordnung trifft nähere Be-
stimmungen über das bei der Ver-
gabe öffentlicher Aufträge einzuhal-
tende Verfahren sowie über die 
Zuständigkeit und das Verfahren bei 
der Durchführung von Nachprü-
fungsverfahren für öffentliche Auf-
träge, deren geschätzte Auftrags-
werte die in § 2 geregelten Beträge 
ohne Umsatzsteuer erreichen oder 
übersteigen (Schwellenwerte). 
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§ 2  

Schwellenwerte 

§ 2 

Schwellenwerte 

Der Schwellenwert beträgt: Der Schwellenwert beträgt: 

1.  für Liefer- und Dienstleistungs-
aufträge im Bereich der Trink-
wasser- oder Energieversor-
gung oder im Verkehrsbereich: 
422.000 Euro, 

1.  für Liefer- und Dienstleistungs-
aufträge im Bereich der Trink-
wasser- oder Energieversor-
gung oder im Verkehrsbereich: 
422.000 Euro7, 

2.  für Liefer- und Dienstleistungen 
der obersten oder oberen Bun-
desbehörden sowie vergleich-
barer Bundeseinrichtungen mit 
Ausnahme von 

2.  für Liefer- und Dienstleistungen 
der obersten oder oberen Bun-
desbehörden sowie vergleich-
barer Bundeseinrichtungen mit 
Ausnahme von 

a)  Dienstleistungen des Anhangs 
II Teil A Kategorie 5 der Richt-
linie 2004/18/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Ra-
tes vom 31. März 2004 über 
die Koordinierung der Verfah-
ren zur Vergabe öffentlicher 
Bauaufträge, Lieferaufträge 
und Dienstleistungsaufträge 
(ABl. EU Nr. L 134 S. 114, Nr. 
L 351 S. 44), die zuletzt durch 
die Verordnung (EG) Nr. 
2083/2005 der Kommission 
vom 19. Dezember 2005 (ABl. 
EU Nr. L 333 S. 28) geändert 
worden ist, deren Code nach 
der Verordnung (EG) 
2195/2002 des Europäischen 
Parlaments und des Rates 
vom 5. November 2002 über 

a)  Dienstleistungen des Anhangs 
II Teil A Kategorie 5 der Richt-
linie 2004/18/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Ra-
tes vom 31. März 2004 über 
die Koordinierung der Verfah-
ren zur Vergabe öffentlicher 
Bauaufträge, Lieferaufträge 
und Dienstleistungsaufträge 
(ABl. EU Nr. L 134 S. 114, Nr. 
L 351 S. 44), die zuletzt durch 
die Verordnung (EG) Nr. 
2083/2005 der Kommission 
vom 19. Dezember 2005 (ABl. 
EU Nr. L 333 S. 28) geändert 
worden ist, deren Code nach 
der Verordnung (EG) 
2195/2002 des Europäischen 
Parlaments und des Rates 
vom 5. November 2002 über 

                                                      
7 Anmerkung der Herausgeber: Gemäß Verordnung (EG) Nr. 1422/2007 vom 

04.12.2007 (ABl. EU Nr. L 317, S. 34), gilt vom 01.01.2008 bis zur Neufestset-
zung gem. Art. 69 der Richtlinie 2004/17/EG bzw. Art. 78 der Richtlinie 
2004/18/EG ein Schwellenwert in Höhe von 412.000 Euro. 
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das Gemeinsame Vokabular 
für öffentliche Aufträge (CPV) 
(ABl. EG Nr. L 340 S. 1), ge-
ändert durch die Verordnung 
(EG) Nr. 2151/2003 der Kom-
mission vom 16. Dezember 
2003 (ABl. EU Nr. L 329 S. 1), 
(CPV Code) den CPC-
Referenznummern 7524, 7525 
und 7526 entspricht, sowie des 
Anhangs II Teil A Kategorie 8 
der Richtlinie 2004/18/EG oder 

das Gemeinsame Vokabular 
für öffentliche Aufträge (CPV) 
(ABl. EG Nr. L 340 S. 1), ge-
ändert durch die Verordnung 
(EG) Nr. 2151/2003 der Kom-
mission vom 16. Dezember 
2003 (ABl. EU Nr. L 329 S. 1), 
(CPV Code) den CPC-
Referenznummern 7524, 7525 
und 7526 entspricht, sowie des 
Anhangs II Teil A Kategorie 8 
der Richtlinie 2004/18/EG oder 

b)  Dienstleistungen des Anhangs 
II Teil B der Richtlinie 
2004/18/EG: 

b)  Dienstleistungen des Anhangs 
II Teil B der Richtlinie 
2004/18/EG:  

 137.000 Euro; im Verteidi-
gungsbereich gilt dies bei Lie-
feraufträgen nur für Waren, die 
im Anhang V der Richtlinie 
2004/18/EG aufgeführt sind, 

 137.000 Euro8; im Verteidi-
gungsbereich gilt dies bei Lie-
feraufträgen nur für Waren, die 
im Anhang V der Richtlinie 
2004/18/EG aufgeführt sind, 

3.  für alle anderen Liefer- und 
Dienstleistungsaufträge: 
211.000 Euro, 

3.  für alle anderen Liefer- und 
Dienstleistungsaufträge: 
211.000 Euro9, 

4.  für Bauaufträge: 5.278.000 
Euro, 

4.  für Bauaufträge: 5.278.000 
Euro10, 

5.  für Auslobungsverfahren, die 
zu einem Dienstleistungsauf-
trag führen sollen, dessen 
Schwellenwert, 

5.  für Auslobungsverfahren, die 
zu einem Dienstleistungsauf-
trag führen sollen, dessen 
Schwellenwert, 

                                                      
8 Nach der vorgenannten Verordnung gilt ein Schwellenwert in Höhe 133.000 

Euro. 
9 Nach der vorgenannten Verordnung gilt ein Schwellenwert in Höhe von 206.000 

Euro. 
10 Nach der vorgenannten Verordnung gilt ein Schwellenwert in Höhe von 

5.150.000 Euro. 
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6.  für die übrigen Auslobungsver-

fahren der Wert, der bei 
Dienstleistungsaufträgen gilt, 

6.  für die übrigen Auslobungsver-
fahren der Wert, der bei 
Dienstleistungsaufträgen gilt, 

7.  für Lose von Bauaufträgen 
nach Nummer 4: 1 Million Euro 
oder bei Losen unterhalb von 1 
Million Euro deren addierter 
Wert ab 20 vom Hundert des 
Gesamtwertes aller Lose und 

7.  für Lose von Bauaufträgen 
nach Nummer 4: 1 Million Euro 
oder bei Losen unterhalb von 1 
Million Euro deren addierter 
Wert ab 20 vom Hundert des 
Gesamtwertes aller Lose und 

8.  für Lose von Dienstleistungs-
aufträgen nach Nummer 2 oder 
3: 80.000 Euro oder bei Losen 
unterhalb von 80.000 Euro de-
ren addierter Wert ab 20 vom 
Hundert des Gesamtwertes al-
ler Lose; dies gilt nicht im Sek-
torenbereich. 

8.  für Lose von Dienstleistungs-
aufträgen nach Nummer 2 oder 
3: 80.000 Euro oder bei Losen 
unterhalb von 80.000 Euro de-
ren addierter Wert ab 20 vom 
Hundert des Gesamtwertes al-
ler Lose; dies gilt nicht im Sek-
torenbereich. 

§ 3  

Schätzung der Auftragswerte 

§ 3 

Schätzung der Auftragswerte 

(1) Bei der Schätzung des Auf-
tragswertes ist von der geschätzten 
Gesamtvergütung für die vorgese-
hene Leistung einschließlich etwai-
ger Prämien oder Zahlungen an 
Bewerber oder Bieter auszugehen. 

(1) Bei der Schätzung des Auf-
tragswertes ist von der geschätzten 
Gesamtvergütung für die vorgese-
hene Leistung einschließlich etwai-
ger Prämien oder Zahlungen an 
Bewerber oder Bieter auszugehen. 

(2) Der Wert eines beabsichtigten 
Auftrages darf nicht in der Absicht 
geschätzt oder aufgeteilt werden, 
ihn der Anwendung dieser Bestim-
mungen zu entziehen. 

(2) Der Wert eines beabsichtigten 
Auftrages darf nicht in der Absicht 
geschätzt oder aufgeteilt werden, 
ihn der Anwendung dieser Bestim-
mungen zu entziehen. 

(3) Bei zeitlich begrenzten Lieferauf-
trägen mit einer Laufzeit bis zu zwölf 
Monaten sowie bei Dienstleistungs-
aufträgen bis zu 48 Monaten Lauf-
zeit, für die kein Gesamtpreis ange-
geben wird, ist bei der Schätzung 
des Auftragswertes der Gesamtwert 

(3) Bei zeitlich begrenzten Lieferauf-
trägen mit einer Laufzeit bis zu zwölf 
Monaten sowie bei Dienstleistungs-
aufträgen bis zu 48 Monaten Lauf-
zeit, für die kein Gesamtpreis ange-
geben wird, ist bei der Schätzung 
des Auftragswertes der Gesamtwert 
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für die Laufzeit des Vertrages 
zugrunde zu legen. Bei Lieferaufträ-
gen mit einer Laufzeit von mehr als 
zwölf Monaten ist der Gesamtwert 
einschließlich des geschätzten 
Restwertes zugrunde zu legen. Bei 
unbefristeten Verträgen oder bei 
nicht absehbarer Vertragsdauer 
folgt der Vertragswert aus der mo-
natlichen Zahlung multipliziert mit 
48. 

für die Laufzeit des Vertrages 
zugrunde zu legen. Bei Lieferaufträ-
gen mit einer Laufzeit von mehr als 
zwölf Monaten ist der Gesamtwert 
einschließlich des geschätzten 
Restwertes zugrunde zu legen. Bei 
unbefristeten Verträgen oder bei 
nicht absehbarer Vertragsdauer 
folgt der Vertragswert aus der mo-
natlichen Zahlung multipliziert mit 
48. 

(4) Bei regelmäßigen Aufträgen 
oder Daueraufträgen über Lieferun-
gen oder Dienstleistungen ist bei 
der Schätzung des Auftragswertes 
entweder der tatsächliche Gesamt-
auftragswert entsprechender Auf-
träge für ähnliche Arten von Liefe-
rungen oder Dienstleistungen aus 
den vorangegangenen zwölf Mona-
ten oder dem vorangegangenen 
Haushaltsjahr, unter Anpassung an 
voraussichtliche Änderungen bei 
Mengen oder Kosten während der 
auf die erste Lieferung oder Dienst-
leistung folgenden zwölf Monate 
oder der geschätzte Gesamtwert 
während der auf die erste Lieferung 
oder Dienstleistung folgenden zwölf 
Monate oder während der Laufzeit 
des Vertrages, soweit diese länger 
als zwölf Monate ist, zugrunde zu 
legen. 

(4) Bei regelmäßigen Aufträgen 
oder Daueraufträgen über Lieferun-
gen oder Dienstleistungen ist bei 
der Schätzung des Auftragswertes 
entweder der tatsächliche Gesamt-
auftragswert entsprechender Auf-
träge für ähnliche Arten von Liefe-
rungen oder Dienstleistungen aus 
den vorangegangenen zwölf Mona-
ten oder dem vorangegangenen 
Haushaltsjahr, unter Anpassung an 
voraussichtliche Änderungen bei 
Mengen oder Kosten während der 
auf die erste Lieferung oder Dienst-
leistung folgenden zwölf Monate 
oder der geschätzte Gesamtwert 
während der auf die erste Lieferung 
oder Dienstleistung folgenden zwölf 
Monate oder während der Laufzeit 
des Vertrages, soweit diese länger 
als zwölf Monate ist, zugrunde zu 
legen. 

(5) Bestehen die zu vergebenden 
Aufträge aus mehreren Losen, für 
die jeweils ein gesonderter Auftrag 
vergeben wird, müssen bei der 
Schätzung alle Lose berücksichtigt 
werden. Bei Lieferaufträgen gilt dies 
nur für Lose über gleichartige Liefe-

(5) Bestehen die zu vergebenden 
Aufträge aus mehreren Losen, für 
die jeweils ein gesonderter Auftrag 
vergeben wird, müssen bei der 
Schätzung alle Lose berücksichtigt 
werden. Bei Lieferaufträgen gilt dies 
nur für Lose über gleichartige Liefe-
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rungen. rungen. 

(6) Sieht der beabsichtigte Auftrag 
über Lieferungen oder Dienstleis-
tungen Optionsrechte oder Ver-
tragsverlängerungen vor, so ist der 
voraussichtliche Vertragswert auf 
Grund des größtmöglichen Auf-
tragswertes unter Einbeziehung der 
Optionsrechte oder Vertragsverlän-
gerungen zu schätzen. 

(6) Sieht der beabsichtigte Auftrag 
über Lieferungen oder Dienstleis-
tungen Optionsrechte oder Ver-
tragsverlängerungen vor, so ist der 
voraussichtliche Vertragswert auf 
Grund des größtmöglichen Auf-
tragswertes unter Einbeziehung der 
Optionsrechte oder Vertragsverlän-
gerungen zu schätzen. 

(7) Bei der Schätzung des Auf-
tragswertes von Bauleistungen ist 
außer dem Auftragswert der Bau-
aufträge der geschätzte Wert der 
Lieferungen zu berücksichtigen, die 
für die Ausführung der Bauleistun-
gen erforderlich sind und vom Auf-
traggeber zur Verfügung gestellt 
werden. 

(7) Bei der Schätzung des Auf-
tragswertes von Bauleistungen ist 
außer dem Auftragswert der Bau-
aufträge der geschätzte Wert der 
Lieferungen zu berücksichtigen, die 
für die Ausführung der Bauleistun-
gen erforderlich sind und vom Auf-
traggeber zur Verfügung gestellt 
werden. 

(8) Der Wert einer Rahmenverein-
barung wird auf der Grundlage des 
geschätzten Höchstwertes aller für 
diesen Zeitraum geplanten Aufträge 
berechnet. Eine Rahmenvereinba-
rung ist eine Vereinbarung mit ei-
nem oder mehreren Unternehmen, 
in der die Bedingungen für Einzel-
aufträge festgelegt werden, die im 
Laufe eines bestimmten Zeitraumes 
vergeben werden sollen, insbeson-
dere über den in Aussicht genom-
menen Preis und gegebenenfalls 
die in Aussicht genommene Menge. 

(8) Der Wert einer Rahmenverein-
barung wird auf der Grundlage des 
geschätzten Höchstwertes aller für 
diesen Zeitraum geplanten Aufträge 
berechnet. Eine Rahmenvereinba-
rung ist eine Vereinbarung mit ei-
nem oder mehreren Unternehmen, 
in der die Bedingungen für Einzel-
aufträge festgelegt werden, die im 
Laufe eines bestimmten Zeitraumes 
vergeben werden sollen, insbeson-
dere über den in Aussicht genom-
menen Preis und gegebenenfalls 
die in Aussicht genommene Menge. 

(9) Bei Auslobungsverfahren, die zu 
einem Dienstleistungsauftrag führen 
sollen, ist dessen Auftragswert ein-
schließlich Preisgelder und Zahlun-
gen an Teilnehmer zu schätzen, bei 
allen übrigen Auslobungsverfahren 
die Summe der Preisgelder und 

(9) Bei Auslobungsverfahren, die zu 
einem Dienstleistungsauftrag führen 
sollen, ist dessen Auftragswert ein-
schließlich Preisgelder und Zahlun-
gen an Teilnehmer zu schätzen, bei 
allen übrigen Auslobungsverfahren 
die Summe der Preisgelder und 
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Zahlungen an Teilnehmer ein-
schließlich des geschätzten Auf-
tragswertes eines Dienstleistungs-
auftrages, der später vergeben wer-
den könnte, soweit der Auftraggeber 
dies in der Bekanntmachung des 
Wettbewerbs nicht ausschließt. 

Zahlungen an Teilnehmer ein-
schließlich des geschätzten Auf-
tragswertes eines Dienstleistungs-
auftrages, der später vergeben wer-
den könnte, soweit der Auftraggeber 
dies in der Bekanntmachung des 
Wettbewerbs nicht ausschließt. 

(10) Maßgeblicher Zeitpunkt für die 
Schätzung des Auftragswertes ist 
der Tag der Absendung der Be-
kanntmachung der beabsichtigten 
Auftragsvergabe oder die sonstige 
Einleitung des Vergabeverfahrens. 

(10) Maßgeblicher Zeitpunkt für die 
Schätzung des Auftragswertes ist 
der Tag der Absendung der Be-
kanntmachung der beabsichtigten 
Auftragsvergabe oder die sonstige 
Einleitung des Vergabeverfahrens. 

§ 4  

Vergabe von Liefer- und Dienst-

leistungsaufträgen 

§ 4 

Vergabe von Liefer- und Dienst-

leistungsaufträgen 

(1) Auftraggeber nach § 98 Nr. 1 bis 
3 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen haben bei 
der Vergabe von Liefer- und Dienst-
leistungsaufträgen sowie bei der 
Durchführung von Auslobungsver-
fahren, die zu Dienstleistungen füh-
ren sollen, die Bestimmungen des 2. 
Abschnittes des Teiles A der Ver-
dingungsordnung für Leistungen 
(VOL/A) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 6. April 2006 
(BAnz. Nr. 100a vom 30. Mai 2006, 
BAnz. S. 4368) anzuwenden, wenn 
in den §§ 5 und 6 nichts anderes 
bestimmt ist. Satz 1 findet auf Auf-
träge im Sektorenbereich keine 
Anwendung. 

(1) Auftraggeber nach § 98 Nr. 1 bis 
3 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen haben bei 
der Vergabe von Liefer- und Dienst-
leistungsaufträgen sowie bei der 
Durchführung von Auslobungsver-
fahren, die zu Dienstleistungen füh-
ren sollen, die Bestimmungen des 2. 
Abschnittes des Teiles A der Ver-
dingungsordnung für Leistungen 
(VOL/A) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 6. April 2006 
(BAnz. Nr. 100a vom 30. Mai 2006, 
BAnz. S. 4368) anzuwenden, wenn 
in den §§ 5 und 6 nichts anderes 
bestimmt ist. Satz 1 findet auf Auf-
träge im Sektorenbereich keine 
Anwendung. 

(2) Für Auftraggeber nach § 98 Nr. 5 
des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen gilt Absatz 1 hin-

(2) Für Auftraggeber nach § 98 Nr. 5 
des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen gilt Absatz 1 hin-
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sichtlich der Vergabe von Dienstleis-
tungsaufträgen und für Auslobungs-
verfahren, die zu Dienstleistungen 
führen sollen. 

sichtlich der Vergabe von Dienstleis-
tungsaufträgen und für Auslobungs-
verfahren, die zu Dienstleistungen 
führen sollen. 

(3) Bei Aufträgen, deren Gegens-
tand Personennahverkehrsleistun-
gen der Kategorie Eisenbahnen 
sind, gilt Absatz 1 mit folgenden 
Maßgaben: 

(3) Bei Aufträgen, deren Gegens-
tand Personennahverkehrsleistun-
gen der Kategorie Eisenbahnen 
sind, gilt Absatz 1 mit folgenden 
Maßgaben: 

1.  Bei Verträgen über einzelne 
Linien mit einer Laufzeit von 
bis zu drei Jahren ist einmalig 
auch eine freihändige Vergabe 
ohne sonstige Voraussetzun-
gen zulässig. 

1.  Bei Verträgen über einzelne 
Linien mit einer Laufzeit von 
bis zu drei Jahren ist einmalig 
auch eine freihändige Vergabe 
ohne sonstige Voraussetzun-
gen zulässig. 

2.  Bei längerfristigen Verträgen 
ist eine freihändige Vergabe 
ohne sonstige Voraussetzun-
gen im Rahmen des § 15 Abs. 
2 des Allgemeinen Eisenbahn-
gesetzes zulässig, wenn ein 
wesentlicher Teil der durch den 
Vertrag bestellten Leistungen 
während der Vertragslaufzeit 
ausläuft und anschließend im 
Wettbewerb übergeben wird. 
Die Laufzeit des Vertrages soll 
zwölf Jahre nicht überschrei-
ten. Der Umfang und die vor-
gesehenen Modalitäten des 
Auslaufens des Vertrages sind 
nach Abschluss des Vertrages 
in geeigneter Weise öffentlich 
bekannt zu machen. 

2.  Bei längerfristigen Verträgen 
ist eine freihändige Vergabe 
ohne sonstige Voraussetzun-
gen im Rahmen des § 15 Abs. 
2 des Allgemeinen Eisenbahn-
gesetzes zulässig, wenn ein 
wesentlicher Teil der durch den 
Vertrag bestellten Leistungen 
während der Vertragslaufzeit 
ausläuft und anschließend im 
Wettbewerb übergeben wird. 
Die Laufzeit des Vertrages soll 
zwölf Jahre nicht überschrei-
ten. Der Umfang und die vor-
gesehenen Modalitäten des 
Auslaufens des Vertrages sind 
nach Abschluss des Vertrages 
in geeigneter Weise öffentlich 
bekannt zu machen. 
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(4) Bei der Anwendung des Absat-
zes 1 ist § 7 Nr. 2 Abs. 1 des Ab-
schnittes 2 des Teiles A der Verdin-
gungsordnung für Leistungen 
(VOL/A) mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass der Auftragnehmer 
sich bei der Erfüllung der Leistung 
der Fähigkeiten anderer Unterneh-
men bedienen kann. 

(4) Bei der Anwendung des Absat-
zes 1 ist § 7 Nr. 2 Abs. 1 des Ab-
schnittes 2 des Teiles A der Verdin-
gungsordnung für Leistungen 
(VOL/A) mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass der Auftragnehmer 
sich bei der Erfüllung der Leistung 
der Fähigkeiten anderer Unterneh-
men bedienen kann. 

(5) Hat ein Bieter oder Bewerber vor 
Einleitung des Vergabeverfahrens 
den Auftraggeber beraten oder 
sonst unterstützt, so hat der Auf-
traggeber sicherzustellen, dass der 
Wettbewerb durch die Teilnahme 
des Bieters oder Bewerbers nicht 
verfälscht wird. 

(5) Hat ein Bieter oder Bewerber vor 
Einleitung des Vergabeverfahrens 
den Auftraggeber beraten oder 
sonst unterstützt, so hat der Auf-
traggeber sicherzustellen, dass der 
Wettbewerb durch die Teilnahme 
des Bieters oder Bewerbers nicht 
verfälscht wird. 

§ 5  

Vergabe freiberuflicher Dienst-

leistungen 

§ 5 

Vergabe freiberuflicher Dienst-

leistungen 

Auftraggeber nach § 98 Nr. 1 bis 3 
und 5 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen haben bei 
der Vergabe von Dienstleistungen, 
die im Rahmen einer freiberuflichen 
Tätigkeit erbracht oder im Wettbe-
werb mit freiberuflichen Tätigen 
angeboten werden, sowie bei Aus-
lobungsverfahren, die zu solchen 
Dienstleistungen führen sollen, die 
Verdingungsordnung für freiberufli-
che Leistungen (VOF) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom  
16. März 2006 (BAnz. Nr. 91a vom 
13. Mai 2006) anzuwenden. Dies gilt 
nicht für Dienstleistungen, deren 
Gegenstand eine Aufgabe ist, deren 
Lösung vorab eindeutig und er-

Auftraggeber nach § 98 Nr. 1 bis 3 
und 5 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen haben bei 
der Vergabe von Dienstleistungen, 
die im Rahmen einer freiberuflichen 
Tätigkeit erbracht oder im Wettbe-
werb mit freiberuflichen Tätigen 
angeboten werden, sowie bei Aus-
lobungsverfahren, die zu solchen 
Dienstleistungen führen sollen, die 
Verdingungsordnung für freiberufli-
che Leistungen (VOF) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom  
16. März 2006 (BAnz. Nr. 91a vom 
13. Mai 2006) anzuwenden. Dies gilt 
nicht für Dienstleistungen, deren 
Gegenstand eine Aufgabe ist, deren 
Lösung vorab eindeutig und er-
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schöpfend beschrieben werden 
kann. Satz 1 findet auf Aufträge im 
Sektorenbereich keine Anwendung. 

schöpfend beschrieben werden 
kann. Satz 1 findet auf Aufträge im 
Sektorenbereich keine Anwendung. 

§ 6  

Vergabe von Bauleistungen 

§ 6 

Vergabe von Bauleistungen 

(1) Auftraggeber nach § 98 Nr. 1 bis 
3, 5 und 6 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ha-
ben bei der Vergabe von Bauaufträ-
gen und Baukonzessionen die Be-
stimmungen des 2. Abschnittes des 
Teiles A der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen 
(VOB/A) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 20. März 2006 
(BAnz. Nr. 94a vom 18. Mai 2006) 
anzuwenden; für die in § 98 Nr. 6 
des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen genannten Auf-
traggeber gilt dies nur hinsichtlich 
der Bestimmungen, die auf diese 
Auftraggeber Bezug nehmen. Bau-
konzessionen sind Bauaufträge, bei 
denen die Gegenleistung für die 
Bauarbeiten statt in einer Vergütung 
in dem Recht auf Nutzung der bauli-
chen Anlage, gegebenenfalls zuzüg-
lich der Zahlung eines Preises be-
steht. Satz 1 findet auf Aufträge im 
Sektorenbereich keine Anwendung. 

(1) Auftraggeber nach § 98 Nr. 1 bis 
3, 5 und 6 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ha-
ben bei der Vergabe von Bauaufträ-
gen und Baukonzessionen die Be-
stimmungen des 2. Abschnittes des 
Teiles A der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen 
(VOB/A) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 20. März 2006 
(BAnz. Nr. 94a vom 18. Mai 2006) 
anzuwenden; für die in § 98 Nr. 6 
des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen genannten Auf-
traggeber gilt dies nur hinsichtlich 
der Bestimmungen, die auf diese 
Auftraggeber Bezug nehmen. Satz 1 
findet auf Aufträge im Sektorenbe-
reich keine Anwendung. 

(2) Bei der Anwendung des Absat-
zes 1 gelten die Bestimmungen des 
Abschnittes 2 des Teiles A der Ver-
gabe- und Vertragsordnung für Bau-
leistungen (VOB/A) mit folgenden 
Maßgaben: 

(2) Bei der Anwendung des Absat-
zes 1 gelten die Bestimmungen des 
Abschnittes 2 des Teiles A der Ver-
gabe- und Vertragsordnung für Bau-
leistungen (VOB/A) mit folgenden 
Maßgaben: 

1.  § 2 Nr. 1 und § 25 Nr. 2 VOB/A 
gelten bei einer Auftragsverga-

1.  § 2 Nr. 1 und § 25 Nr. 2 VOB/A 
gelten bei einer Auftragsverga-
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be an mehrere Unternehmen 
mit der Maßgabe, dass der 
Auftraggeber nur für den Fall 
der Auftragsvergabe verlangen 
kann, dass eine Bietergemein-
schaft eine bestimmte Rechts-
form annehmen muss, sofern 
dies für die ordnungsgemäße 
Durchführung des Auftrages 
notwendig ist. 

be an mehrere Unternehmen 
mit der Maßgabe, dass der 
Auftraggeber nur für den Fall 
der Auftragsvergabe verlangen 
kann, dass eine Bietergemein-
schaft eine bestimmte Rechts-
form annehmen muss, sofern 
dies für die ordnungsgemäße 
Durchführung des Auftrages 
notwendig ist. 

2.  § 8 Nr. 2 Abs. 1 und § 25 Nr. 6 
VOB/A finden mit der Maßgabe 
Anwendung, dass der Auftrag-
nehmer sich bei der Erfüllung 
der Leistung der Fähigkeiten 
anderer Unternehmen bedie-
nen kann. 

2.  § 8 Nr. 2 Abs. 1 und § 25 Nr. 6 
VOB/A finden mit der Maßgabe 
Anwendung, dass der Auftrag-
nehmer sich bei der Erfüllung 
der Leistung der Fähigkeiten 
anderer Unternehmen bedie-
nen kann. 

3.  § 10 Nr. 5 Abs. 3 VOB/A gilt 
mit der Maßgabe, dass der 
Auftragnehmer bei der Weiter-
vergabe von Bauleistungen nur 
die Bestimmungen des Teiles 
B der Vergabe- und Vertrags-
ordnung für Bauleistungen 
(VOB/B) zugrunde zu legen 
hat. 

3.  § 10 Nr. 5 Abs. 3 VOB/A gilt 
mit der Maßgabe, dass der 
Auftragnehmer bei der Weiter-
vergabe von Bauleistungen nur 
die Bestimmungen des Teiles 
B der Vergabe- und Vertrags-
ordnung für Bauleistungen 
(VOB/B) zugrunde zu legen 
hat. 

(3) § 4 Abs. 5 gilt entsprechend. (3) § 4 Abs. 5 gilt entsprechend. 

§ 6a  

Wettbewerblicher Dialog 

§ 6a 

Wettbewerblicher Dialog 

(1) Die staatlichen Auftraggeber 
können für die Vergabe eines  
Liefer-, Dienstleistungs- oder Bau-
auftrags oberhalb der Schwellen-
werte einen wettbewerblichen Dia-
log durchführen, sofern sie objektiv 
nicht in der Lage sind, 

(1) Die staatlichen Auftraggeber 
können für die Vergabe eines  
Liefer-, Dienstleistungs- oder Bau-
auftrags oberhalb der Schwellen-
werte einen wettbewerblichen Dia-
log durchführen, sofern sie objektiv 
nicht in der Lage sind, 
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1.  die technischen Mittel an-

zugeben, mit denen ihre Be-
dürfnisse und Ziele erfüllt wer-
den können oder 

1.  die technischen Mittel an-
zugeben, mit denen ihre Be-
dürfnisse und Ziele erfüllt wer-
den können oder 

2.  die rechtlichen oder finanziel-
len Bedingungen des Vorha-
bens anzugeben. 

2.  die rechtlichen oder finanziel-
len Bedingungen des Vorha-
bens anzugeben. 

(2) Die staatlichen Auftraggeber 
haben ihre Bedürfnisse und Anfor-
derungen europaweit bekannt zu 
machen; die Erläuterung dieser 
Anforderungen erfolgt in der Be-
kanntmachung oder in einer Be-
schreibung. 

(2) Die staatlichen Auftraggeber 
haben ihre Bedürfnisse und Anfor-
derungen europaweit bekannt zu 
machen; die Erläuterung dieser 
Anforderungen erfolgt in der Be-
kanntmachung oder in einer Be-
schreibung. 

(3) Mit den im Anschluss an die 
Bekanntmachung nach Absatz 2 
ausgewählten Unternehmen ist ein 
Dialog zu eröffnen, in dem die staat-
lichen Auftraggeber ermitteln und 
festlegen, wie ihre Bedürfnisse am 
besten erfüllt werden können. Bei 
diesem Dialog können sie mit den 
ausgewählten Unternehmen alle 
Einzelheiten des Auftrages erörtern. 
Die staatlichen Auftraggeber haben 
dafür zu sorgen, dass alle Unter-
nehmen bei dem Dialog gleich be-
handelt werden. Insbesondere dür-
fen sie nicht Informationen so wei-
tergeben, dass bestimmte Unter-
nehmen begünstigt werden könnten. 
Die staatlichen Auftraggeber dürfen 
Lösungsvorschläge oder vertrauli-
che Informationen eines Unterneh-
mens nicht ohne dessen Zustim-
mung an die anderen Unternehmen 
weitergeben und diese nur im Rah-
men des Vergabeverfahrens ver-
wenden. 

(3) Mit den im Anschluss an die 
Bekanntmachung nach Absatz 2 
ausgewählten Unternehmen ist ein 
Dialog zu eröffnen, in dem die staat-
lichen Auftraggeber ermitteln und 
festlegen, wie ihre Bedürfnisse am 
besten erfüllt werden können. Bei 
diesem Dialog können sie mit den 
ausgewählten Unternehmen alle 
Einzelheiten des Auftrages erörtern. 
Die staatlichen Auftraggeber haben 
dafür zu sorgen, dass alle Unter-
nehmen bei dem Dialog gleich be-
handelt werden. Insbesondere dür-
fen sie nicht Informationen so wei-
tergeben, dass bestimmte Unter-
nehmen begünstigt werden könnten. 
Die staatlichen Auftraggeber dürfen 
Lösungsvorschläge oder vertrauli-
che Informationen eines Unterneh-
mens nicht ohne dessen Zustim-
mung an die anderen Unternehmen 
weitergeben und diese nur im Rah-
men des Vergabeverfahrens ver-
wenden. 
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(4) Die staatlichen Auftraggeber 
können vorsehen, dass der Dialog 
in verschiedenen aufeinander fol-
genden Phasen abgewickelt wird, 
um die Zahl der in der Dialogphase 
zu erörternden Lösungen anhand 
der in der Bekanntmachung oder in 
der Beschreibung angegebenen 
Zuschlagskriterien zu verringern. Im 
Fall des Satzes 1 ist dies in der 
Bekanntmachung oder in einer Be-
schreibung anzugeben. Die staatli-
chen Auftraggeber haben die Unter-
nehmen, deren Lösungen nicht für 
die nächstfolgende Dialogphase 
vorgesehen sind, darüber zu infor-
mieren. 

(4) Die staatlichen Auftraggeber 
können vorsehen, dass der Dialog 
in verschiedenen aufeinander fol-
genden Phasen abgewickelt wird, 
um die Zahl der in der Dialogphase 
zu erörternden Lösungen anhand 
der in der Bekanntmachung oder in 
der Beschreibung angegebenen 
Zuschlagskriterien zu verringern. Im 
Fall des Satzes 1 ist dies in der 
Bekanntmachung oder in einer Be-
schreibung anzugeben. Die staatli-
chen Auftraggeber haben die Unter-
nehmen, deren Lösungen nicht für 
die nächstfolgende Dialogphase 
vorgesehen sind, darüber zu infor-
mieren. 

(5) Die staatlichen Auftraggeber 
haben den Dialog für abgeschlos-
sen zu erklären, wenn 

 

(5) Die staatlichen Auftraggeber 
haben den Dialog für abgeschlos-
sen zu erklären, wenn 

1.  eine Lösung gefunden worden 
ist, die ihre Bedürfnisse erfüllt 
oder 

1.  eine Lösung gefunden worden 
ist, die ihre Bedürfnisse erfüllt 
oder 

2.  erkennbar ist, dass keine Lö-
sung gefunden werden kann; 

2.  erkennbar ist, dass keine Lö-
sung gefunden werden kann; 

sie haben die Unternehmen darüber 
zu informieren. Im Fall des Satzes 1 
Nr. 1 haben sie die Unternehmen 
aufzufordern, auf der Grundlage der 
eingereichten und in der Dialogpha-
se näher ausgeführten Lösungen ihr 
endgültiges Angebot vorzulegen. 
Die Angebote müssen alle zur Aus-
führung des Projekts erforderlichen 
Einzelheiten enthalten. Der staatli-
che Auftraggeber kann verlangen, 
dass Präzisierungen, Klarstellungen 
und Ergänzungen zu diesen Ange-

sie haben die Unternehmen darüber 
zu informieren. Im Fall des Satzes 1 
Nr. 1 haben sie die Unternehmen 
aufzufordern, auf der Grundlage der 
eingereichten und in der Dialogpha-
se näher ausgeführten Lösungen ihr 
endgültiges Angebot vorzulegen. 
Die Angebote müssen alle zur Aus-
führung des Projekts erforderlichen 
Einzelheiten enthalten. Der staatli-
che Auftraggeber kann verlangen, 
dass Präzisierungen, Klarstellungen 
und Ergänzungen zu diesen Ange-
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boten gemacht werden. Diese Prä-
zisierungen, Klarstellungen oder 
Ergänzungen dürfen jedoch keine 
Änderung der grundlegenden Ele-
mente des Angebotes oder der 
Ausschreibung zur Folge haben, die 
den Wettbewerb verfälschen oder 
diskriminierend wirken könnte. 

boten gemacht werden. Diese Prä-
zisierungen, Klarstellungen oder 
Ergänzungen dürfen jedoch keine 
Änderung der grundlegenden Ele-
mente des Angebotes oder der 
Ausschreibung zur Folge haben, die 
den Wettbewerb verfälschen oder 
diskriminierend wirken könnte. 

(6) Die staatlichen Auftraggeber 
haben die Angebote auf Grund der 
in der Bekanntmachung oder in der 
Beschreibung festgelegten Zu-
schlagskriterien zu bewerten und 
das wirtschaftlichste Angebot aus-
zuwählen. Die staatlichen Auftrag-
geber dürfen das Unternehmen, 
dessen Angebot als das wirtschaft-
lichste ermittelt wurde, auffordern, 
bestimmte Einzelheiten des Ange-
botes näher zu erläutern oder im 
Angebot enthaltene Zusagen zu 
bestätigen. Dies darf nicht dazu 
führen, dass wesentliche Aspekte 
des Angebotes oder der Ausschrei-
bung geändert werden, und dass 
der Wettbewerb verzerrt wird oder 
andere am Verfahren beteiligte Un-
ternehmen diskriminiert werden. 

(6) Die staatlichen Auftraggeber 
haben die Angebote auf Grund der 
in der Bekanntmachung oder in der 
Beschreibung festgelegten Zu-
schlagskriterien zu bewerten und 
das wirtschaftlichste Angebot aus-
zuwählen. Die staatlichen Auftrag-
geber dürfen das Unternehmen, 
dessen Angebot als das wirtschaft-
lichste ermittelt wurde, auffordern, 
bestimmte Einzelheiten des Ange-
botes näher zu erläutern oder im 
Angebot enthaltene Zusagen zu 
bestätigen. Dies darf nicht dazu 
führen, dass wesentliche Aspekte 
des Angebotes oder der Ausschrei-
bung geändert werden, und dass 
der Wettbewerb verzerrt wird oder 
andere am Verfahren beteiligte Un-
ternehmen diskriminiert werden. 

(7) Verlangen die staatlichen Auf-
traggeber, dass die am wettbe-
werblichen Dialog teilnehmenden 
Unternehmen Entwürfe, Pläne, 
Zeichnungen, Berechnungen oder 
andere Unterlagen ausarbeiten, 
müssen sie einheitlich für alle Un-
ternehmen, die die geforderte Unter-
lage rechtzeitig vorgelegt haben, 
eine angemessene Kostenerstat-
tung hierfür gewähren. 

(7) Verlangen die staatlichen Auf-
traggeber, dass die am wettbe-
werblichen Dialog teilnehmenden 
Unternehmen Entwürfe, Pläne, 
Zeichnungen, Berechnungen oder 
andere Unterlagen ausarbeiten, 
müssen sie einheitlich für alle Un-
ternehmen, die die geforderte Unter-
lage rechtzeitig vorgelegt haben, 
eine angemessene Kostenerstat-
tung hierfür gewähren. 
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§ 7  

Aufträge im Sektorenbereich 

§ 7 

Aufträge im Sektorenbereich 

(1) Die in § 98 Nr. 1 bis 3 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen genannten Auftrag-
geber, die eine Tätigkeit nach § 8 
Nr. 1, Nr. 4 Buchstabe b oder Nr. 4 
Buchstabe c ausüben, haben bei 
der Vergabe von Aufträgen die fol-
genden Bestimmungen anzuwen-
den: 

(1) Die in § 98 Nr. 1 bis 3 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen genannten Auftrag-
geber, die eine Tätigkeit nach § 8 
Nr. 1, Nr. 4 Buchstabe b oder Nr. 4 
Buchstabe c ausüben, haben bei 
der Vergabe von Aufträgen die fol-
genden Bestimmungen anzuwen-
den: 

1.  im Fall von Liefer- und Dienst-
leistungsaufträgen sowie Aus-
lobungsverfahren, die zu 
Dienstleistungen führen sollen, 
die Bestimmungen des 3. Ab-
schnittes des Teiles A der Ver-
dingungsordnung für Leistun-
gen (VOL/A). Dies gilt nicht für 
Aufträge im Sinne des § 5; 

 

1.  im Fall von Liefer- und Dienst-
leistungsaufträgen sowie Aus-
lobungsverfahren, die zu 
Dienstleistungen führen sollen, 
die Bestimmungen des 3. Ab-
schnittes des Teiles A der Ver-
dingungsordnung für Leistun-
gen (VOL/A). Dies gilt nicht für 
Aufträge im Sinne des § 5; 

2.  im Fall von Bauaufträgen die 
Bestimmungen des 3. Ab-
schnittes des Teiles A der Ver-
gabe- und Vertragsordnung für 
Bauleistungen (VOB/A). 

2.   im Fall von Bauaufträgen die 
Bestimmungen des 3. Ab-
schnittes des Teiles A der Ver-
gabe- und Vertragsordnung für 
Bauleistungen (VOB/A). 

(2) Die in § 98 Nr. 1 bis 3 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen genannten Auftrag-
geber, die eine Tätigkeit nach § 8 
Nr. 2, Nr. 3 oder Nr. 4 Buchstabe a 
ausüben, und die in § 98 Nr. 4 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen genannten Auftrag-
geber haben bei der Vergabe von 
Aufträgen die folgenden Bestim-
mungen anzuwenden: 

(2) Die in § 98 Nr. 1 bis 3 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen genannten Auftrag-
geber, die eine Tätigkeit nach § 8 
Nr. 2, Nr. 3 oder Nr. 4 Buchstabe a 
ausüben, und die in § 98 Nr. 4 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen genannten Auftrag-
geber haben bei der Vergabe von 
Aufträgen die folgenden Bestim-
mungen anzuwenden: 
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1.  im Fall von Liefer- und Dienst-

leistungsaufträgen sowie Aus-
lobungsverfahren, die zu 
Dienstleistungen führen sollen, 
die Bestimmungen des 4. Ab-
schnittes des Teiles A der Ver-
dingungsordnung für Leistun-
gen (VOL/A). Dies gilt nicht für 
Aufträge im Sinne des § 5; 

1.  im Fall von Liefer- und Dienst-
leistungsaufträgen sowie Aus-
lobungsverfahren, die zu 
Dienstleistungen führen sollen, 
die Bestimmungen des 4. Ab-
schnittes des Teiles A der Ver-
dingungsordnung für Leistun-
gen (VOL/A). Dies gilt nicht für 
Aufträge im Sinne des § 5; 

2.  im Fall von Bauaufträgen die 
Bestimmungen des 4. Ab-
schnittes des Teiles A der Ver-
gabe- und Vertragsordnung für 
Bauleistungen (VOB/A). 

2.   im Fall von Bauaufträgen die 
Bestimmungen des 4. Ab-
schnittes des Teiles A der Ver-
gabe- und Vertragsordnung für 
Bauleistungen (VOB/A). 

§ 8  

Tätigkeit im Sektorenbereich 

§ 8 

(aufgehoben) 

Tätigkeiten auf dem Gebiet der 
Trinkwasser- oder Energieversor-
gung oder im Verkehrsbereich (Sek-
torenbereich) sind die im Folgenden 
genannten Tätigkeiten: 

1.  Trinkwasserversorgung: 
die Bereitstellung und das 
Betreiben fester Netze zur Ver-
sorgung der Öffentlichkeit im 
Zusammenhang mit der Ge-
winnung, dem Transport oder 
der Verteilung von Trinkwasser 
sowie die Versorgung dieser 
Netze mit Trinkwasser; dies gilt 
auch, wenn diese Tätigkeit mit 
der Ableitung und Klärung von 
Abwässern oder mit Wasser-
bauvorhaben sowie Vorhaben 
auf dem Gebiet der Bewässe-
rung und der Entwässerung im 
Zusammenhang steht, sofern 
die zur Trinkwasserversorgung 

[Anm. des Herausgebers: Der Re-
gelungsgegenstand befindet sich 
nun in der Anlage zu § 98 Nr. 4 
GWB.] 
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bestimmte Wassermenge mehr 
als 20 vom Hundert der mit 
dem Vorhaben oder Bewässe-
rungs- oder Entwässerungsan-
lagen zur Verfügung gestellten 
Gesamtwassermenge aus-
macht; 

2.  Elektrizitäts- und Gasversor-
gung: 
die Bereitstellung und das 
Betreiben fester Netze zur Ver-
sorgung der Öffentlichkeit im 
Zusammenhang mit der Er-
zeugung, dem Transport oder 
der Verteilung von Strom oder 
der Gewinnung von Gas sowie 
die Versorgung dieser Netze 
mit Strom oder Gas durch Un-
ternehmen im Sinne des § 3 
Nr. 18 des Energiewirtschafts-
gesetzes; 

3.  Wärmeversorgung: 
die Bereitstellung und das 
Betreiben fester Netze zur Ver-
sorgung der Öffentlichkeit im 
Zusammenhang mit der Er-
zeugung, dem Transport oder 
der Verteilung von Wärme so-
wie die Versorgung dieser Net-
ze mit Wärme; 

4.  Verkehrsbereich: 
a) die Nutzung eines geogra-
phisch abgegrenzten Gebietes 
zum Zwecke der Versorgung 
von Beförderungsunternehmen 
im Luftverkehr mit Flughäfen 
durch Flughafenunternehmer, 
die eine Genehmigung nach 
§ 38 Abs. 2 Nr. 1 der Luftver-
kehrs-Zulassungs-Ordnung in 
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der Fassung der Bekanntma-
chung vom 27. März 1999 
(BGBl. I S. 610) erhalten ha-
ben oder einer solchen bedür-
fen; 
 
b) die Nutzung eines geogra-
phisch abgegrenzten Gebietes 
zum Zwecke der Versorgung 
von Beförderungsunternehmen 
im See- oder Binnenschiffver-
kehr mit Häfen oder anderen 
Verkehrsendeinrichtungen; 
 
c) das Betreiben von Netzen 
zur Versorgung der Öffentlich-
keit im Eisenbahn-, Straßen-
bahn- oder sonstigen Schie-
nenverkehr, im öffentlichen 
Personenverkehr auch mit 
Kraftomnibussen und Oberlei-
tungsbussen, mit Seilbahnen 
sowie mit automatischen Sys-
temen. 2Im Verkehrsbereich ist 
ein Netz auch vorhanden, 
wenn die Verkehrsleistungen 
auf Grund einer behördlichen 
Auflage erbracht werden; dazu 
gehören die Festlegung der 
Strecken, Transportkapazitäten 
oder Fahrpläne. 

§ 9  

Ausnahmen im Sektorenbereich  

§ 9 

(aufgehoben) 

(1) Die Tätigkeit des Auftraggebers 
nach § 98 Nr. 4 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen 
gilt nicht als eine Tätigkeit 

1.  im Sinne des § 8 Nr. 1, sofern 

[Anm. des Herausgebers: Der Re-
gelungsgegenstand befindet sich 
nun in der Anlage zu § 98 Nr. 4 
GWB.] 
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die Gewinnung von Trinkwas-
ser für die Ausübung einer an-
deren Tätigkeit als der Trink-
wasserversorgung der Öffent-
lichkeit erforderlich ist, die Lie-
ferung an das öffentliche Netz 
nur von seinem Eigen-
verbrauch abhängt und unter 
Zugrundelegung des Mittels 
der letzten drei Jahre ein-
schließlich des laufenden Jah-
res nicht mehr als 30 vom 
Hundert seiner gesamten 
Trinkwassergewinnung aus-
macht; 

2.  im Sinne des § 8 Nr. 2, sofern 
die Erzeugung von Strom für 
die Ausübung einer anderen 
Tätigkeit als der Versorgung 
der Öffentlichkeit erforderlich 
ist, die Lieferung von Strom an 
das öffentliche Netz nur von 
seinem Eigenverbrauch ab-
hängt und unter Zugrundele-
gung des Mittels der letzten 
drei Jahre einschließlich des 
laufenden Jahres nicht mehr 
als 30 vom Hundert seiner ge-
samten Energieerzeugung 
ausmacht; 

3.  im Sinne des § 8 Nr. 2, sofern 
die Erzeugung von Gas sich 
zwangsläufig aus der Aus-
übung einer anderen Tätigkeit 
ergibt, die Lieferung an das öf-
fentliche Netz nur darauf ab-
zielt, diese Erzeugung wirt-
schaftlich zu nutzen und unter 
Zugrundelegung des Mittels 
der letzten drei Jahre ein-
schließlich des laufenden Jah-
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res nicht mehr als 20 vom 
Hundert des Umsatzes des be-
treffenden Auftraggebers aus-
gemacht hat; 

4.  im Sinne des § 8 Nr. 3, sofern 
die Erzeugung von Wärme sich 
zwangsläufig aus der Aus-
übung einer anderen Tätigkeit 
ergibt, die Lieferung an das öf-
fentliche Netz nur darauf ab-
zielt, diese Erzeugung wirt-
schaftlich zu nutzen und unter 
Zugrundelegung des Mittels 
der letzten drei Jahre ein-
schließlich des laufenden Jah-
res nicht mehr als 20 vom 
Hundert des Umsatzes des 
Auftraggebers ausgemacht 
hat. 

(2) § 7 gilt nicht für Aufträge, die 
anderen Zwecken als der Durchfüh-
rung der in § 8 genannten Tätigkei-
ten dienen.  

(3) § 7 gilt nicht für Aufträge, die zur 
Durchführung der in § 8 genannten 
Tätigkeiten außerhalb des Gebietes, 
in dem der Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft gilt, 
vergeben werden, wenn sie nicht 
mit der tatsächlichen Nutzung eines 
Netzes oder einer Anlage innerhalb 
dieses Gebietes verbunden sind. 
Die betreffenden Auftraggeber teilen 
der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften auf deren Anfrage 
alle Tätigkeiten mit, die nach ihrer 
Auffassung unter Satz 1 fallen. Eine 
Kopie des Schreibens an die Kom-
mission übersenden sie unaufgefor-
dert dem Bundesministerium für 
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Wirtschaft und Technologie.  

(4) § 7 gilt nicht für Aufträge, die 
zum Zwecke der Weiterveräußerung 
oder Weitervermietung an Dritte 
vergeben werden, vorausgesetzt, 
dass der Auftraggeber kein beson-
deres oder ausschließliches Recht 
zum Verkauf oder zur Vermietung 
des Auftragsgegenstandes besitzt 
und dass andere Unternehmen die 
Möglichkeit haben, diese Waren 
unter gleichen Bedingungen wie der 
betreffende Auftraggeber zu verkau-
fen oder zu vermieten. Die betref-
fenden Auftraggeber teilen der 
Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften auf deren Anfrage alle 
Arten von Erzeugnissen mit, die 
nach ihrer Auffassung unter Satz 1 
fallen. Eine Kopie des Schreibens 
an die Kommission übersenden sie 
unaufgefordert dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Technologie. 

(5) § 7 gilt nicht für Aufträge, die 

1.  bei Tätigkeiten nach § 8 Nr. 1 
die Beschaffung von Wasser 
oder 

2.  bei Tätigkeiten nach § 8 Nr. 2 
und 3 die Beschaffung von 
Energie oder von Brennstoffen 
zum Zwecke der Energieer-
zeugung 

zum Gegenstand haben. 
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§ 10  

Freistellung verbundener  

Unternehmen 

§ 10 

(aufgehoben) 

(1) § 7 gilt nicht für Dienstleistungs-
aufträge, 

1.  die ein Auftraggeber an ein mit 
ihm verbundenes Unterneh-
men vergibt, 

2.  die ein gemeinsames Unter-
nehmen, das mehrere Auftrag-
geber zur Durchführung von 
Tätigkeiten im Sinne des § 8 
gebildet haben, an einen die-
ser Auftraggeber oder an ein 
Unternehmen vergibt, das mit 
einem dieser Auftraggeber ver-
bunden ist, 

sofern mindestens 80 vom Hundert 
des von diesem Unternehmen wäh-
rend der letzten drei Jahre in der 
Europäischen Gemeinschaft erziel-
ten durchschnittlichen Umsatzes im 
Dienstleistungssektor aus der Er-
bringung dieser Dienstleistungen für 
die mit ihm verbundenen Unterneh-
men stammen. Satz 1 gilt auch, 
sofern das Unternehmen noch keine 
drei Jahre besteht, wenn zu erwar-
ten ist, dass in den ersten drei Jah-
ren seines Bestehens mindestens 
80 vom Hundert erreicht werden. 
Werden die gleichen oder gleichar-
tigen Dienstleistungen von mehr als 
einem mit dem Auftraggeber ver-
bundenen Unternehmen erbracht, 
ist der Gesamtumsatz in der Euro-
päischen Gemeinschaft zu berück-

[Anm. des Herausgebers: Die Rege-
lung des § 10 VgV wurde zum Teil 
in § 100 Abs. 2 lit. o) GWB integ-
riert. Im Übrigen ist die Regelung 
entfallen.] 
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sichtigen, der sich für diese Unter-
nehmen aus der Erbringung von 
Dienstleistungen ergibt. Die Auf-
traggeber teilen der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften auf 
deren Verlangen den Namen der 
Unternehmen, die Art und den Wert 
des jeweiligen Dienstleistungsauf-
trages und alle Angaben mit, welche 
die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften zur Prüfung für 
erforderlich hält.  

(2) Ein verbundenes Unternehmen 
im Sinne des Absatzes 1 ist ein 
Unternehmen, das als Mutter- oder 
Tochterunternehmen im Sinne des 
§ 290 Abs. 1 des Handelsgesetzbu-
ches gilt, ohne dass es auf die 
Rechtsform und den Sitz ankommt. 
Im Fall von Auftraggebern, auf die 
§ 290 Abs. 1 des Handelsgesetzbu-
ches nicht zutrifft, sind verbundene 
Unternehmen diejenigen, auf die der 
Auftraggeber unmittelbar oder mit-
telbar einen beherrschenden Ein-
fluss ausüben kann, insbesondere 
auf Grund der Eigentumsverhältnis-
se, der finanziellen Beteiligung oder 
der für das Unternehmen geltenden 
Vorschriften. Es wird vermutet, dass 
ein beherrschender Einfluss ausge-
übt wird, wenn der Auftraggeber 

1.  die Mehrheit des gezeichneten 
Kapitals des Unternehmens 
besitzt oder 

2.  über die Mehrheit der mit den 
Anteilen des Unternehmens 
verbundenen Stimmrechte ver-
fügt oder 

3.  mehr als die Hälfte der Mitglie-
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der des Verwaltungs-, Lei-
tungs- oder Aufsichtsorgans 
des Unternehmens bestellen 
kann. 

Verbundene Unternehmen sind 
auch diejenigen, die einen beherr-
schenden Einfluss im Sinne des 
Satzes 3 auf den Auftraggeber aus-
üben können oder die ebenso wie 
der Auftraggeber einem beherr-
schenden Einfluss eines anderen 
Unternehmens unterliegen. 

§ 11  

Auftraggeber nach  

dem Bundesberggesetz  

§ 11 

(aufgehoben) 

(1) Die in § 98 Nr. 1 bis 4 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen genannten Auftrag-
geber, die nach dem Bundesberg-
gesetz eine Berechtigung zur Auf-
suchung oder Gewinnung von Erdöl, 
Gas, Kohle oder anderen Fest-
brennstoffen erhalten haben, haben 
bei der Vergabe von Aufträgen zum 
Zwecke der Durchführung der zuvor 
bezeichneten Tätigkeiten den 
Grundsatz der Nichtdiskriminierung 
und der wettbewerbsorientierten 
Auftragsvergabe zu beachten. Ins-
besondere haben sie Unternehmen, 
die ein Interesse an einem solchen 
Auftrag haben können, ausreichen-
de Informationen zur Verfügung zu 
stellen und bei der Auftragsvergabe 
objektive Kriterien zugrunde zu le-
gen. Auf Aufträge, die die Beschaf-
fung von Energie oder Brennstoffen 
zur Energieerzeugung zum Gegens-

[Anm. des Herausgebers: Der Re-
gelungsgegenstand befindet sich 
nun in § 129b GWB.] 
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tand haben, sind die Sätze 1 und 2 
nicht anzuwenden. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Auf-
traggeber erteilen der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften 
unter den von dieser festgelegten 
Bedingungen Auskunft über die 
Vergabe der unter diese Vorschrift 
fallenden Aufträge. 

§ 12  

Drittlandsklausel 

§ 12 

Drittlandsklausel 

Auftraggeber, die eine der in § 8 
genannten Tätigkeiten ausüben, 
können bei Lieferaufträgen Angebo-
te zurückweisen, bei denen der 
Warenanteil zu mehr als 50 vom 
Hundert des Gesamtwertes aus 
Ländern stammt, die nicht Vertrags-
parteien des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum sind 
und mit denen auch keine sonstigen 
Vereinbarungen über gegenseitigen 
Marktzugang bestehen. Das Bun-
desministerium für Wirtschaft und 
Arbeit gibt im Bundesanzeiger be-
kannt, mit welchen Ländern und auf 
welchen Sektoren solche Vereinba-
rungen bestehen. Sind zwei oder 
mehrere Warenangebote nach den 
Zuschlagskriterien des § 25b Nr. 1 
Abs. 1 oder § 11 SKR Nr. 1 Abs. 1 
VOL/A gleichwertig, so ist das An-
gebot zu bevorzugen, das nicht 
nach Satz 1 zurückgewiesen wer-
den kann. Die Preise sind als 
gleichwertig anzusehen, wenn sie 
um nicht mehr als 3 vom Hundert 
voneinander abweichen. Die Bevor-

Auftraggeber, die eine der in § 8 
genannten Tätigkeiten ausüben, 
können bei Lieferaufträgen Angebo-
te zurückweisen, bei denen der 
Warenanteil zu mehr als 50 vom 
Hundert des Gesamtwertes aus 
Ländern stammt, die nicht Vertrags-
parteien des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum sind 
und mit denen auch keine sonstigen 
Vereinbarungen über gegenseitigen 
Marktzugang bestehen. Das Bun-
desministerium für Wirtschaft und 
Arbeit gibt im Bundesanzeiger be-
kannt, mit welchen Ländern und auf 
welchen Sektoren solche Vereinba-
rungen bestehen. Sind zwei oder 
mehrere Warenangebote nach den 
Zuschlagskriterien des § 25b Nr. 1 
Abs. 1 oder § 11 SKR Nr. 1 Abs. 1 
VOL/A gleichwertig, so ist das An-
gebot zu bevorzugen, das nicht 
nach Satz 1 zurückgewiesen wer-
den kann. Die Preise sind als 
gleichwertig anzusehen, wenn sie 
um nicht mehr als 3 vom Hundert 
voneinander abweichen. Die Bevor-
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zugung unterbleibt, sofern sie den 
Auftraggeber zum Erwerb von Aus-
rüstungen zwingen würde, die ande-
re technische Merkmale als bereits 
genutzte Ausrüstungen haben und 
dadurch zu Inkompatibilität oder 
technischen Schwierigkeiten bei 
Betrieb und Wartung oder zu unver-
hältnismäßigen Kosten führen wür-
den. Software, die in der Ausstat-
tung für Telekommunikationsnetze 
verwendet wird, gilt als Ware im 
Sinne dieses Absatzes. 

zugung unterbleibt, sofern sie den 
Auftraggeber zum Erwerb von Aus-
rüstungen zwingen würde, die ande-
re technische Merkmale als bereits 
genutzte Ausrüstungen haben und 
dadurch zu Inkompatibilität oder 
technischen Schwierigkeiten bei 
Betrieb und Wartung oder zu unver-
hältnismäßigen Kosten führen wür-
den. Software, die in der Ausstat-
tung für Telekommunikationsnetze 
verwendet wird, gilt als Ware im 
Sinne dieses Absatzes. 

§ 13  

Informationspflicht 

§ 13 

(aufgehoben) 

Der Auftraggeber informiert die Bie-
ter, deren Angebote nicht berück-
sichtigt werden sollen, über den 
Namen des Bieters, dessen Ange-
bot angenommen werden soll und 
über den Grund der vorgesehenen 
Nichtberücksichtigung ihres Ange-
botes. Er sendet diese Information 
in Textform spätestens 14 Kalender-
tage vor dem Vertragsabschluss an 
die Bieter ab. Die Frist beginnt am 
Tag nach der Absendung der Infor-
mation durch den Auftraggeber. Auf 
den Tag des Zugangs der Informati-
on beim Bieter kommt es nicht an. 
Ein Vertrag darf vor Ablauf der Frist 
oder ohne dass die Information 
erteilt worden und die Frist abgelau-
fen ist, nicht geschlossen werden. 
Ein dennoch abgeschlossener Ver-
trag ist nichtig. 

[Anm. des Herausgebers: Der Re-
gelungsgegenstand befindet sich 
nun in den §§ 101a) und 101b.] 
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§ 14 

Bekanntmachungen 

§ 14 

Bekanntmachungen 

Bei Bekanntmachungen im Amts-
blatt der Europäischen Gemein-
schaften nach diesen Bestimmun-
gen haben die Auftraggeber die 
Bezeichnungen des Gemeinsamen 
Vokabulars für das öffentliche Auf-
tragswesen (Common Procurement 
Vocabulary - CPV) zur Beschrei-
bung des Auftragsgegenstandes zu 
verwenden. Das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie gibt 
das CPV im Bundesanzeiger be-
kannt. 

Bei Bekanntmachungen im Amts-
blatt der Europäischen Gemein-
schaften nach diesen Bestimmun-
gen haben die Auftraggeber die 
Bezeichnungen des Gemeinsamen 
Vokabulars für das öffentliche Auf-
tragswesen (Common Procurement 
Vocabulary - CPV) zur Beschrei-
bung des Auftragsgegenstandes zu 
verwenden. Das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie gibt 
das CPV im Bundesanzeiger be-
kannt. 

§ 15 

(aufgehoben) 

§ 15 

(aufgehoben) 

§ 16 

Ausgeschlossene Personen 

§ 16 

Ausgeschlossene Personen 

(1) Als Organmitglied oder Mitarbei-
ter eines Auftraggebers oder als 
Beauftragter oder als Mitarbeiter 
eines Beauftragen eines Auftragge-
bers dürfen bei Entscheidungen in 
einem Vergabeverfahren für einen 
Auftraggeber als voreingenommen 
geltende natürliche Personen nicht 
mitwirken, soweit sie in diesem Ver-
fahren 

(1) Als Organmitglied oder Mitarbei-
ter eines Auftraggebers oder als 
Beauftragter oder als Mitarbeiter 
eines Beauftragten eines Auftrag-
gebers dürfen bei Entscheidungen 
in einem Vergabeverfahren für ei-
nen Auftraggeber als voreingenom-
men geltende natürliche Personen 
nicht mitwirken, soweit sie in diesem 
Verfahren 

1.  Bieter oder Bewerber sind, 1.  Bieter oder Bewerber sind, 

2.  einen Bieter oder Bewerber 
beraten oder sonst unterstüt-
zen oder als gesetzliche Ver-

2.  einen Bieter oder Bewerber 
beraten oder sonst unterstüt-
zen oder als gesetzliche Ver-
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treter oder nur in dem Verga-
beverfahren vertreten, 

treter oder nur in dem Verga-
beverfahren vertreten, 

3.  a) bei einem Bieter oder Be-
werber gegen Entgelt beschäf-
tigt oder bei ihm als Mitglied 
des Vorstandes, Aufsichtsrates 
oder gleichartigen Organs tätig 
sind oder 

3.  a) bei einem Bieter oder Be-
werber gegen Entgelt beschäf-
tigt oder bei ihm als Mitglied 
des Vorstandes, Aufsichtsrates 
oder gleichartigen Organs tätig 
sind oder 

 b) für ein in das Vergabever-
fahren eingeschaltetes Unter-
nehmen tätig sind, wenn die-
ses Unternehmen zugleich ge-
schäftliche Beziehungen zum 
Auftraggeber und zum Bieter 
oder Bewerber hat, 

 b) für ein in das Vergabever-
fahren eingeschaltetes Unter-
nehmen tätig sind, wenn die-
ses Unternehmen zugleich ge-
schäftliche Beziehungen zum 
Auftraggeber und zum Bieter 
oder Bewerber hat, 

es sei denn, dass dadurch für die 
Personen kein Interessenkonflikt 
besteht oder sich die Tätigkeiten 
nicht auf die Entscheidungen in dem 
Vergabeverfahren auswirken. 

es sei denn, dass dadurch für die 
Personen kein Interessenkonflikt 
besteht oder sich die Tätigkeiten 
nicht auf die Entscheidungen in dem 
Vergabeverfahren auswirken. 

(2) Als voreingenommen gelten 
auch die Personen, deren Angehö-
rige die Voraussetzungen nach 
Absatz 1 Nr. 1 bis 3 erfüllen. Ange-
hörige sind der Verlobte, der Ehe-
gatte, Lebenspartner, Verwandte 
und Verschwägerte gerader Linie, 
Geschwister, Kinder der Geschwis-
ter, Ehegatten und Lebenspartner 
der Geschwister und Geschwister 
der Ehegatten und Lebenspartner, 
Geschwister der Eltern sowie Pfle-
geeltern und Pflegekinder. 

(2) Als voreingenommen gelten 
auch die Personen, deren Angehö-
rige die Voraussetzungen nach 
Absatz 1 Nr. 1 bis 3 erfüllen. Ange-
hörige sind der Verlobte, der Ehe-
gatte, Lebenspartner, Verwandte 
und Verschwägerte gerader Linie, 
Geschwister, Kinder der Geschwis-
ter, Ehegatten und Lebenspartner 
der Geschwister und Geschwister 
der Ehegatten und Lebenspartner, 
Geschwister der Eltern sowie Pfle-
geeltern und Pflegekinder. 
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Abschnitt 2 

Nachprüfungsbestimmungen 

§ 17  

Angabe der Vergabekammer 

§ 17 

Angabe der Vergabekammer 

Die Auftraggeber geben in der Ver-
gabebekanntmachung und den 
Vergabeunterlagen die Anschrift der 
Vergabekammer an, der die Nach-
prüfung obliegt. Soweit eine Verga-
beprüfstelle gemäß § 103 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen besteht, kann diese 
zusätzlich genannt werden. 

Die Auftraggeber geben in der Ver-
gabebekanntmachung und den 
Vergabeunterlagen die Anschrift der 
Vergabekammer an, der die Nach-
prüfung obliegt. Soweit eine Verga-
beprüfstelle gemäß § 103 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen besteht, kann diese 
zusätzlich genannt werden. 

§ 18  

Zuständigkeit der  

Vergabekammern 

§ 18 

(aufgehoben) 

(1) Die Vergabekammer des Bun-
des ist zuständig für die Nachprü-
fung der Vergabeverfahren des 
Bundes und von Auftraggebern im 
Sinne des § 98 Nr. 2 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen, sofern der Bund die Beteiligung 
verwaltet oder die sonstige Finan-
zierung überwiegend gewährt hat 
oder der Bund über die Leitung 
überwiegend die Aufsicht ausübt 
oder die Mitglieder des zur Ge-
schäftsführung oder zur Aufsicht 
berufenen Organs überwiegend 
bestimmt hat. Erfolgt die Beteili-
gung, sonstige Finanzierung oder 
Aufsicht über die Leitung oder Be-
stimmung der Mitglieder der Ge-

[Anm. des Herausgebers: Der Re-
gelungsgegenstand befindet sich 
nun in § 106a GWB.] 
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schäftsführung oder des zur Auf-
sicht berufenen Organs durch meh-
rere Stellen und davon überwiegend 
durch den Bund, so ist die Vergabe-
kammer des Bundes die zuständige 
Vergabekammer, es sei denn, die 
Beteiligten haben sich auf die Zu-
ständigkeit einer anderen Vergabe-
kammer geeinigt. 

(2) Übt der Bund auf Auftraggeber 
im Sinne des § 98 Nr. 4 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen einzeln einen beherrschen-
den Einfluss aus, ist die Vergabe-
kammer des Bundes zuständig. 
Wird der beherrschende Einfluss 
gemeinsam mit einem anderen Auf-
traggeber nach § 98 Nr. 1 bis 3 
GWB ausgeübt, ist die Vergabe-
kammer des Bundes zuständig, 
sofern der Anteil des Bundes über-
wiegt. Ein beherrschender Einfluss 
wird angenommen, wenn die Stelle 
unmittelbar oder mittelbar die Mehr-
heit des gezeichneten Kapitals des 
Auftraggebers besitzt oder über die 
Mehrheit der mit den Anteilen des 
Auftraggebers verbundenen Stimm-
rechte verfügt oder mehr als die 
Hälfte der Mitglieder des Verwal-
tungs-, Leitungs- oder Aufsichtsor-
gans des Auftraggebers bestellen 
kann. 

 

(3) Die Vergabekammer des Bun-
des ist zuständig für die Nachprü-
fung von Vergabeverfahren von 
Auftraggebern im Sinne des § 98 
Nr. 5 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen, sofern der 
Bund die Mittel allein oder überwie-
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gend bewilligt hat. 

(4) Ist bei Auftraggebern nach § 98 
Nr. 6 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen die Stelle, 
die unter § 98 Nr. 1 bis 3 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen fällt, nach den Absät-
zen 1 bis 3 dem Bund zuzuordnen, 
ist die Vergabekammer des Bundes 
zuständig. 

 

(5) Werden die Vergabeverfahren 
im Rahmen einer Organleihe für den 
Bund durchgeführt, ist die Vergabe-
kammer des Bundes zuständig. 

 

(6) Werden die Vergabeverfahren 
im Rahmen einer Auftragsverwal-
tung für den Bund durchgeführt, ist 
die Vergabekammer des jeweiligen 
Landes zuständig. 

 

(7) Ist in entsprechender Anwen-
dung der Absätze 1 bis 5 ein Auf-
traggeber einem Land zuzuordnen, 
ist die Vergabekammer des jeweili-
gen Landes zuständig. 

 

(8) In allen anderen Fällen wird die 
Zuständigkeit der Vergabekammern 
nach dem Sitz des Auftraggebers 
bestimmt. 

 

§ 19  

Bescheinigungsverfahren 

§ 19 

(aufgehoben) 

(1) Auftraggeber im Sinne von § 98 
des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen, die im Sektoren-
bereich tätig sind, können ihre Ver-
gabeverfahren und Vergabeprakti-
ken regelmäßig von einem Prüfer 

[Anm. des Herausgebers: Die Rege-
lung des § 19 VgV wurde ersatzlos 
gestrichen.] 
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untersuchen lassen, um eine Be-
scheinigung darüber zu erhalten, 
dass diese Verfahren und Praktiken 
mit den §§ 97 bis 101 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen und den nach §§ 7 bis 16 an-
zuwendenden Vergabebestimmun-
gen übereinstimmen. 

(2) Für das Bescheinigungsverfah-
ren gilt die Europäische Norm EN 
45503. *) 

 

(3) Akkreditierungsstelle für die 
Prüfer ist das Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle. 

 

(4) Die Prüfer sind unabhängig und 
müssen die Voraussetzungen der 
Europäischen Norm EN 45503 erfül-
len. 

 

(5) Die Prüfer berichten den Auf-
traggebern schriftlich über die Er-
gebnisse ihrer nach der Europäi-
schen Norm durchgeführten Prü-
fung. 

 

(6) Auftraggeber, die eine Beschei-
nigung erhalten haben, können im 
Rahmen ihrer zu veröffentlichenden 
Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften fol-
gende Erklärung abgeben: 

"Der Auftraggeber hat gemäß der 
Richtlinie 92/13/EWG des Rates 
vom 25. Februar 1992 zur Koordi-
nierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften für die Anwen-
dung der Gemeinschaftsvorschriften 
über die Auftragsvergabe durch 
Auftraggeber im Bereich der Was-
ser-, Energie- und Verkehrsversor-
gung sowie im Telekommunikati-
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onssektor (ABl. EG Nr. L 76 S. 14) 
eine Bescheinigung darüber erhal-
ten, dass seine Vergabeverfahren 
und -praktiken am ... mit dem Ge-
meinschaftsrecht über die Auftrags-
vergabe und den einzelstaatlichen 
Vorschriften zur Umsetzung des 
Gemeinschaftsrechts übereinstim-
men." 

(7) Auftraggeber können auch das 
von einem anderen Staat eingerich-
tete Bescheinigungssystem, das der 
Europäischen Norm EN 45503 ent-
spricht, nutzen. 

*) Amtl. Anm.: Die Europäische Norm EN 
45503 ist veröffentlicht als DIN EN 45503 des 
DIN Deutsches Institut für Normung e. V., 
Berlin. 

 

§ 20  

Schlichtungsverfahren  

§ 20 

(aufgehoben) 

(1) Jeder Beteiligte an einem Ver-
gabeverfahren von Auftraggebern 
im Sinne von § 98 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen, die im Sektorenbereich tätig 
sind, oder jeder, dem im Zusam-
menhang mit einem solchen Verga-
beverfahren durch einen Rechtsver-
stoß ein Schaden entstanden ist 
oder zu entstehen droht, kann ein 
nach den Absätzen 2 bis 7 geregel-
tes Schlichtungsverfahren in An-
spruch nehmen. 

[Anm. des Herausgebers: Die Rege-
lung des § 20 VgV wurde ersatzlos 
gestrichen.] 

(2) Der Antrag auf ein Schlichtungs-
verfahren ist an das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Technologie 
zu richten, das den Antrag unver-
züglich an die Kommission der Eu-
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ropäischen Gemeinschaften weiter-
leitet. 

(3) Betrifft nach Auffassung der 
Kommission die Streitigkeit die kor-
rekte Anwendung des Gemein-
schaftsrechtes, informiert sie den 
Auftraggeber und bittet ihn, an dem 
Schlichtungsverfahren teilzuneh-
men. Das Schlichtungsverfahren 
wird nicht durchgeführt, falls der 
Auftraggeber dem Schlichtungsver-
fahren nicht beitritt. Der Antragstel-
ler wird darüber informiert. 

 

(4) Tritt der Auftraggeber dem 
Schlichtungsverfahren bei, schlägt 
die Kommission einen unabhängi-
gen Schlichter vor. Jede Partei des 
Schlichtungsverfahrens erklärt, ob 
sie den Schlichter akzeptiert, und 
benennt einen weiteren Schlichter. 
Die Schlichter können bis zu zwei 
Personen als Sachverständige zu 
ihrer Beratung hinzuziehen. Die am 
Schlichtungsverfahren Beteiligten 
können die vorgesehenen Sachver-
ständigen ablehnen. 

 

(5) Jeder am Schlichtungsverfahren 
Beteiligte erhält die Möglichkeit, sich 
mündlich oder schriftlich zu äußern. 
Die Schlichter bemühen sich, mög-
lichst rasch eine Einigung zwischen 
den Beteiligten herbeizuführen. 

 

(6) Der Antragsteller und der Auf-
traggeber können jederzeit das 
Schlichtungsverfahren beenden. 
Beide kommen für ihre eigenen 
Kosten auf; die Kosten des Verfah-
rens sind hälftig zu tragen. 

 

(7) Wird ein Antrag auf Nachprüfung  
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nach § 107 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ge-
stellt und hat bereits ein Beteiligter 
am Vergabeverfahren ein Schlich-
tungsverfahren eingeleitet, so hat 
der Auftraggeber die am Schlich-
tungsverfahren beteiligten Schlichter 
unverzüglich darüber zu informie-
ren. Die Schlichter bieten dem Be-
troffenen an, dem Schlichtungsver-
fahren beizutreten. Die Schlichter 
können, falls sie es für angemessen 
erachten, entscheiden, das Schlich-
tungsverfahren zu beenden. 

§ 21  

Korrekturmechanismus der Kom-

mission  

§ 21 

(aufgehoben) 

(1) Erhält die Bundesregierung im 
Laufe eines Vergabeverfahrens vor 
Abschluss des Vertrages eine Mit-
teilung der Kommission der Europä-
ischen Gemeinschaften, dass sie 
der Auffassung ist, dass ein klarer 
und eindeutiger Verstoß gegen das 
Gemeinschaftsrecht im Bereich der 
öffentlichen Aufträge vorliegt, der zu 
beseitigen ist, teilt das Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Technolo-
gie dies dem Auftraggeber mit. 

[Anm. des Herausgebers: Der Re-
gelungsgegenstand befindet sich 
nun in § 129 GWB] 

(2) Der Auftraggeber ist verpflichtet, 
innerhalb von 14 Kalendertagen 
nach Eingang dieser Mitteilung dem 
Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie zur Weitergabe an 
die Kommission eine Stellungnahme 
zu übermitteln, die insbesondere 
folgende Angaben enthält: 
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1.  die Bestätigung, dass der Ver-

stoß beseitigt wurde, oder 
 

2.  eine Begründung, warum der 
Verstoß nicht beseitigt wurde, 
gegebenenfalls dass das Ver-
gabeverfahren bereits Gegens-
tand von Nachprüfungsverfah-
ren nach dem Vierten Teil des 
Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen ist, oder 

 

3.  Angabe, dass das Vergabever-
fahren ausgesetzt wurde. 

 

(3) Ist das Vergabeverfahren Ge-
genstand eines Nachprüfungsver-
fahrens nach dem Vierten Teil des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen oder wurde es aus-
gesetzt, so ist der Auftraggeber 
verpflichtet, das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie zur 
Weiterleitung an die Kommission 
unverzüglich über den Ausgang des 
Verfahrens zu informieren. 

 

§ 22  

Statistik 

§ 22 

(aufgehoben) 

Die Vergabekammern und die Ober-
landesgerichte informieren das 
Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie unaufgefordert bis 
zum 31. Januar eines jeden Jahres, 
erstmals bis 31. Januar 2001, über 
die Anzahl der Nachprüfungsverfah-
ren des Vorjahres und deren Ergeb-
nisse. 

[Anm. des Herausgebers: Der Re-
gelungsgegenstand befindet sich 
nun in § 129a GWB] 
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Abschnitt 3. 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 23  

Übergangsbestimmungen 

§ 23 

Übergangsbestimmungen 

Bereits begonnene Vergabeverfah-
ren werden nach dem Recht, das 
zum Zeitpunkt des Beginns des 
Verfahrens galt, beendet. 

Bereits begonnene Vergabeverfah-
ren werden nach dem Recht, das 
zum Zeitpunkt des Beginns des 
Verfahrens galt, beendet. 

 
§ 24 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 


